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l. RiumlicherGeltungsberelch

Der Planbeieich umfaßt die Südseitc der Feldchenstraße, die Westseite der Weiße-
Ewatd-Straße, die §traßeneinmändung der Schürbankstraße von der Westseite der

Wciße-Ewald-Straße bis zur Ostgrcnzc des bebauten Grundstücks Schürbankstraße 5,

die östtich der Marsbnrchstraße gelegenen Grundstücke Marsbruchstraße 45 - 61,

. eine Bautiefe nördlich des Straßenzuges Märtmannstraße, den Einmändungsbeteich

Schwarze-Ewald-Straße bis zur Südgrenze der Grundstücke Schwarze-Ewald-Straße

4 und 5, eine Bautiefe nördlich des Straßenzugcs Schmerkottenstraßc, den Einmün-
dungsbereich Am Kattenbrauck bis zur Südgrenze der Grundstäcke Am Kattcn-
brauck I und 2 a, eine Bauiiefe nördlich der Schmerkottenstraße einschließlich dcr
bebauten Grundstäcke Aplerbecker Straße 499 - 507, die öffentliche Verkehrsfläche
Aplerbecker Straße bis zur Nordgreirze der Grundstäcke Aplerbecker Staße 499 unil
500, eine Bautiefe östlich des Straßenzuges Aplerbecker Straße /Am Bornacker von
dei Nordostgrenze des Grundstückes Aplerbecko Staße 500 bis zur Nordwestgrenze

des Grundstäckes Ruinenstraße 5l incl. der öffentliche Verkehrsfläche Söliler Kirch-
weg bis zur Westgrenze des Grundstäcks Sölder Kirchweg 9, die Südseite der Rui-
nenstraße von der Westgrenze des Grundstäcks Ruinenstraße 5l bis zur Ostseitc der
Straßeneinmändung Schweizer Allee, die Ostseite der vorgenannten öffentlichen Ver-
kehrsfläche, dic Nordseitc der Kanalparzelle der Emscher bis zur Ostsciie des Flur-
stäcks Gemarkung Aplerbeck, Flur 7, Nr. 946, die Südseite der Emscher von der

Strickerstraßc bis zum Sportplatz des Schutzentnrms , die Westseite des Sportplatzes
bis zur Eisenbahnlinie Dortmuird - Unna, die Nordseite der Eisenbahnlinie bis zur
Westseite der Postkutschenstraße , die Südseite der Flurstücke Gemarkung Aplo-
beck, Flur 8, Nr. 795 und Nr. I 148, die Südseite der bebauten Grundstäcke Schüru-
ferstraße 305 a - 313 sowie der Flurstticke Gemarkung Aplerbeck, Flur 8, Nr. 295
und 1453 bis zur Aplerbecker Bahnhofshaße, die öffentliche Verkehrsfläche Apler-
.becker Bahnhofstra8e, die Nordseite des Geländes des Bahnhofs lortmund-Apler-
beck von der Ostgrenze des Grundstücks Aplerbecker Bahnhofstraße 9 bis zum west-
lichen Teil des Bischungsabschnittes südlich des Grundstücks Apelbachsraße 18,

die Westseite des Grundstäcks Apelbachstraße 18, die öffentliche Verkehrsfläche
Apelbachstraße, die Ostgrenze der Bedastraße, die Südseite der Schüruferstraße bis
zur Ostseite des Crundstäcks Schürufershaße 273, die öffentliche Verkehrsfläche
Schüruferstraße bis zur Westgrenze des Grundstücks Schürufershaße 296, die West-
seitc der Grundstücke Schüruferstraße 296, Ringofenstraße l0 und Hosbachstaße 2 ,
die öffentliche Verkehrsfläche Hosbachstraße von der Nordwestseite des Grundstäcks

Hosbachstra8e 2 bis zur Südseite des Flurstäcks Gemarkung Aplerbeck, Flur 8, Nr.
9 17, die Westseite des vorgenannten Flurstäckes sowie der Grundstücke Ringofen-
strzße 22 -30, die Nord- und Westseite des Grundstückes Ringofenstraße 30 bis zur
Ostseite des Grundstäckes Ringofenstraße 26, die öffentliche Verkehrsfläche
Ringofenstraße bis zur Südgrenze des Gewerbegrundstäckes Ringofenstaße 23, die
Südseite des vorbczeichneten Grundstückes, die Nordseite der ehemaligen Bahnanla-
ge der Zeche Schürbank bis zur Ostseite des Weges (Gemarkung Aplerbeck, Flur 8,
Flurstück 667), dic Ostseite des vorbezeichneten Weges von der ehemaligen Bahnan-
Iage der Zeche Schürbank bis zur Gevelsbergstraße, die Südseite der Gevelsbergsüa-
ße in östlicher Richtung auf einer Länge von 4l m, von dort dio Verbindung in süclli-
cher Richtung bis zur Nordseite der ehemaligen Bahnanlage Zeche Schürbank, die.
Nordseite dcr ehemaligen Bahnanlage bis zur Südseite der Feldchenstraße in
Dortmund-Aplerbeck,
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2. Anlaß für die Aufstelluns des Bebauungsplanes

Im Rahmen eines Normenkontrollverfahrens sind die Bebauungspläae Ap 101

- Ortskern Aplcrbeck - und Ap I 19 - Ortskern Aplerbeck-West - vom Oberver-
waltungsgericht frr das Land Nordrhein-Westfalen mit Urteil vom 25.02.1991 ftr
nichtig erklärt worden. Wichtiger Bestandteil der Festsetzungen der Bebauungspläne
war die sog. Nordumgehung, d. h. die Verlegung der Köln-Berliner-Straße nach
Norden, die an die Rodenbergshaße angeschlossen und über die Ringofenstralle mit
der Schüruferstraße verbunden werden solltb.

Die Notwendigkeit, neues Planungsrecht frr das Aplerbecker Ortszentrum und seine
Randgebiete zu schaffen, besteht somit auch weiterhin.

Der Bebauungsplan Ap 201 deckt nunmehr das gesamte Gebiet des Ortskemes Apler-
beck ab, frr den die Bebauungspläne Ap l0l und Ap 119 bis zu ihrem Außerkafttre-
ten bestanden haben.

Die wesentlichen Bestandteile der Planung sind nach wie vor die sog. Nordumge-
hung, die aus Sicht der Verkehrsplanung durch keine Alternative adäquat ersetzt wer-
den kann und die städtebauliche Neuordnung des Ortszentrums und seiner
Randgebiete,

3. Historische Entwicklung und gegenwärtige Situation im Planbereich

Der Ortskem Aplerbeck hat seinen Ursprung in den beiden Siedlungen Ostendorfund
dem später gegründeten Westendorf, die als unregelmäßige Haufendörfer an den
Hängen oberhalb des Emscherbruches entstanden.

In einer Schenkungsurkunde aus dem Jahre 899 wird Aplerbeck erstmals erw:ihnt.

Im Bereich der Dörfer wurden die Georgskirohe sowie die Wasserburgen "Haus Ap-
lerbeck" und "Haus Rodenberg" erbaut.

An der Ruinenstraße (ehem, Königsstraße), die im Uikataster von 1827 a1s überge.
ordnete Dorfstraße dargestellt ist, mit der um 1150 errichteten Georgskirche entwik-
kelte sich zwischen dem Osten- und dern Westendorf die Dorftniue Aplerbecks.

Die weitere Entwicklung des Ortskcrnes Aplerbeck setzt nach wie vor eine Verbesse-
rung der derzeitigen Verkehrssituation voraus, um die dort gelegenen Einkaufsbe-
reiche vom Durchgangsverkehr zu entlasten und dic Aufenthaltsqualität im Orts-
zenaum wesentlich zu erhöhen. Dic vcrkehrliche Entlastung des Ortskemes, die als
grundlegende Voraussetzung der erfordcrlichen itädtebaulichen Verbesserung heraus

'zustellen 
ist, läßt sich durch die sog, Nordumgehung mit dern geplanten S6aßenzug -

verlegte Köln-Berliner-Straße/Rodenbergstraße/Ringofenstraße/ Schärufersfraße -
realisieren. Dic Umsetzung der verkehrlichen Neuregelung erfordert gleichzeitig eine
städtebauliche Neuordnung, insbesondere im Bereich dcr projektierten
Hauptverkehrstrasse.
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Von den Anlagen des Hauses Rodenberg sind heute noch die Wirtschaftsgebäude, der
Turm sowie die Teichanlagc mit Gräfte er-halten.

lm lahr 179511796 entstand der Straßcnzug Köln-Bcrliner-Straße/Wittbräucker
Straße (ehem. Chausseestraße), die die Vcrbindung nach Unna und Herdecke her-
stellte und von dcr im Bercich des heutigm MarktplaEes, auf dem bereits zu da-
maliger Zeit ein Wochenmarkt stattfand, die Schüruferstraße (ehern. Hörder Straße)
entsprechend ihrem heutigen Vcrlauf nach Hörde abzweigte.

In der Mitte des.19. Jh. stellte sich in Aplerbeck durch die industrielle Entwicklung
(Inbetricbnahme der Zechen Schärbank und Charlottenburg, Gründung der Aplerbek-
ker Hütte, Schaffung eines Eisenbahnanschlusses) ein großer Bevölkerungszuwachs
ein,

1850 entstand das Rathaus an der Schüruferstraße. Gegenüber dieser Baulichkeit
wurde 1907 das heutige Amtsgebäude der Bezirksverwaltungsstelle errichtet. Der
Rathausplatz entstand und nahm den Wochenmarkt auf.

Durch die Konzentration des Geschäftslebens im Bereich Köln-Berliner-Straße/Witt-
bräucker Straße und um den Randbereich des MuktplaEes entwickelte sich ein neues

Ortszentrum. Die alte Dorfrnitte Aplerbecks um die Georgskirche geriet in die
Randlage.

In den zurückliegenden Jahren verst?irkte sich die Entwicklung der Geschäftsbereiche
Köln-Berliner-StralleMarsbruchsfaße, Aplerbecker Marktplatz und Wittbräucker
Straße. Heute crfrllt der Aplcrbecker Ortskem Zentrumsfunl«ionen frr den gesamten

Stadtteil. Neben Läden siedelten sich dort Kaufhäuser, $ößere Einzelhandelsge-
schäfte, Büros und öffentliche Einrichtungen an, die der Versorgung des Umlandes
dienen.

Das Straßenbild im Zentrum wird durch eine geschlossene, meist zwei- bis vierge-
schossige, ältere Bebauung bestimmt, die Läden sowie Büros im Erdgeschoß und in.
den oberen Stockwerken überwiegend Wohnungen aufnimmt. Darüber hinaus weist
die teilweise übermäßig verdichtete Bebauung vereinzelt Häuser mit bis zu acht Ge-
schossen auf.

An den Kernbereich des Ortes schließen sich im Norden und Süden locker bebaute
Wohngebiete an. Die Nordseite der Schüruferstraße weist im Anschluß an das Ver-
waltungsgebäude am Aplerbecker Markplatz eine zwei- bis dreigeschossige aufge-
lockerte Wohnbebauung auf.

Das südliche Plangebiet'ist durch das hohe Verkehrsaufkommen des Straßenzuges
Köln-Berliner-Straße/Wittbräucker Straße und Schürufershaße stark belastet. Die
Hauptverkehrstraßen, an denen sich die Einkaufsbereiche befinden, bieten keine Auf-
enthaltsqualität für Fußglinger. Eine befriedigende räumliche Verbindung zwischen
den Schwerpunkten des Zentrums, der Köln-Berliner-Straße und dem Markplatz,
kommt nicht zustande.
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Entlang der Ruinenstraße mit den unter Denkmalschutz stehenden Baulichkeiten Ge-
orgskirche und den Gebäuden der ehemaligen Hofstellen sind noch die Strukturen des
alten Ostendorfes zu erkennen.

Südlich der Wohnbebauung an der Ruinenstraße liegen drei Kirchenzentren, eine
Schulc und cin Hallenbad. Die Erschließung dieser Einrichtungen erfolgt von der
Ruinenstraße aus.

Zwischen Märtmannstraße und Köln-Berliner-Staße befindet sich ein größerer Frei-
bereich, der teiiwcisc zu einer ehemaligen Hofstelle gehört und tcilweise brach liegt
sowie cinen erhaltenswerten Baumbestand aufueist. Der Freiraum schließt sich an
das Areat des evangetischen Gemeindezentrums nördlich der MärtrrannsEaße an, das
ebenfalls einen alten Baumbestand aufireist, und läßt sich über die Schmerkotten-
straße bis zu den Friedhöfen beiderseits der Aplerbecker Straße weiterverfolgen,

Der Innenbereich zwischen Köln-Berliner-Straße und Märtmannstaße befindet sich
aufgrund fehlender Fußwegeverbindungen und der abgeschlossenen Situation der
Hofstetle in einer Insellage.

Zentraler Bereich des westlichen Plangebiets ist das Haus Rodenberg mit den ehema-
ligen Wirtschaftsgebäuden. Der Freiraum (Rodenbergpark) schließt sioh im Süden an
das Verwaltungsgcbäude und den MarktplaE an, Im Norden setzt er sich in der
freien Landschaft des Emschertales nördlich der Rodenbergsraße fort.

Der Rodenbergpark ist als öffentliche Parkanlage ausgebaut und stellt so eine vielge-
nutäe Fußwegeverbindung zwischen dem Markplatz und den Einkaufseinrichtungen
nördlich der Rodenbergstraße dar,'

Der Bereich des Emschertales zwischen der Rodenbergstraße und der Trasse der ehe-
matigen Zechenbahn ist westlich der Emscher durch Brachflächen und einen Wald-
streifen geprägt.

An der Rodenbergsraße liegt die ehemals zum Haus Rodenberg gehörende Miihle
mit.Nebengebäuden.

Die Freiflächen östlich der Emscher wurden im nördlichen Teil Iandwirtschaftlich
und im Süden geringfügig als Grabeland genutzt. Der überwiegende Teil des Gebiets
liegt brach. Nach Norden wird der Landschaftsraum durch den mit Bäumen und
Sträuchern bewachsenen Bahndamm der ehemaligen Zechenbahn abgeschlossen, in
dessen westlichem Abschnin sich ein altes Brückenbauwerk befindet.

Im Bereich der Rodenbergstraße bewirk der zunehmende Verkehr eine staxke Tren-
nung zwischen den Anlagen des Hauses Rodenberg und dem nördlich anschließenden
Landschaftsraum.

Die leergezogenen Gebäude des Industrie- uund Gewerbegebietes nördlich der Ro-
denbergshaBe,/östlich der Nngofenstraße wurden zwischenzeitlich einer Nutzung als
großflächige Einzelhandelsbetriebe zugeführt, die einen Teil der Versorgung des
Stadtteilbereiches mit Gütern des täglichen Bedarfes übernehmen.
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Eine Umnutzung des noch bestehenden Gewerbestandortes südlich der Rodenberg-
straße/östlich der Ringofenstraße zeichnet sich für die Zukunft ab. Eine entsprechen-
de städtebauliche Neuordnung des Bereiches im Bebauungsplan Ap 201 ist daher
erforderlich.

In den Bereichen zwischen der Schürufersraße und der Bundesbahnstrecke Dort-
mund - Urna sowie westlich der Marsbruchstraße, nördlich der Rodarbergstraße be-
finden sich Gebiete, die nebe,n der WohnnuEung überwiegend kleinere zur Versor-
gung des Ortsteiles Aplerbeck dienende Gewerbebetriebe aüfireisen. Diese Nut-
zungsmischung soll erhalten blciben. .

4. Ziele und Zwecke der Planung

Fär die weitere Entwicklung des Ortskernes Aplerbeck als Stadtbezirkszentrum ist
eine Verbesserung der bestehenden Verkehrssituation Voraussetzung.

Ein bedeutender Bestandteil der Planung frr den Ortskem ist die "Nordumgehung"
des zentralen Einkaufsbereiches an der K6ln-Berliner-Straßg Marsbruchstraße und
am Aplerbecker Marktplatz, die diese Zone vor allem vom Durchgangsverkehr frei-
hält. Die Umgehungsstraße verläuft abweichend von der Köln-Berliner-Straße zwi-
schen Märtmannstraße und Marsbruchstraße und setzt sich in der Rodenbergstraßd
Ringofenstraße fort. Die Schüruferstraße stellt anschließend nach Westen die Verbin-
dung zum Stadtbezirk Hörde und über die Wittbräucker Straße die Verbindung zu
den südlich angrenzenden Ortsteilen sowie Schwerte her.

Fär den Einkaufsbereich Marsbruchstraße, Köln-Berliner-Straße, Aplerbecker Markt-
platz kann aufgrund der dargestclltcn neucn Verkehrsführung eine Fußgängerzone
zwischen der Rodenbergsnaße im Norden, der Einmündung der Ruinenstaße in die
Köln-Berliner-Straße im Osten und der Schüruferstraße im Süden ausgewiesen wer-
den. Der Straßenabschnitt der Köln-Berliner-Straße zwischen der Einmündung der
Ruinenstraße im Westen und der Einmündung dcr Märtnannstraße im Osten soll als
Geschäftszone verkehrsberuhigt ausgebaut werden und neben dem Busverkehr nur
Anlieger- und Anlieferungsverkehr aufrrehmen.

Vonangiges Ziel der beschriebenen Maßnahmen ist die Verbesserung der Aufent-
haltsqualität im zentralen Einkaufsbereich von Aplerbeck und damit die Aktivierung
von Projekten im Sinne einer Stadterneuerung des Ortskemes.

Die Ruinenstraße und Lübckerhofshaße können entsprechend ihrer untergeordneten
Bedeutung im StraßenneE des Ortskerns zu einem spätdren Zeitpu*t im Sinne einer
Maßnahme zur Ve rkehrsberuhigung des Aplerbecker Ortskernes umgestaltet werden.

Die beabsichtigten Maßnahmen zur Verkehrsentlastung des Einkaufsbereiches im
Ortskern erforderten eine eingehende Untersuchung von Straßennetzvarianten für das
zukünftige Straßennetz im Ortskem Aplerbeck und eine auf die Varianten bezogene
ökologische Risikoanalyse, mit der der Eingriff in den städtischen Lebensraum sowie
in Natur und Landschaft ennittelt wurde, Auf dieser Grundlage konnten die Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen zur Eingriffsregulierung bestimmt und im Bebau-
ungsplan gesichert werden.
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Die der städtebaulichen Planung vorangestellte Verkehrsuntersuchung und die ökolo-
gische Risikoanalyse hatten zum Ergcbnis, daß die "Nordumgehung" von ilen unter-
suchten Varianten dic verträglichste Lösung ist und zur Verkehrsentlastung des zen-
'tralen Einkaufsbereiches im Ortstern am wirkungsvollsten beitregt.

Aufgrund der neuen Verkehrsfthrung im Zuge der Umgehungsstraße zwischen Märt-
mannstraße und Marsbruchstraße sowie Rodenbergstraße, Ringofenstraßc und
Schüruferstraße sind für diese Bereiche Verlagerungseffekte bei dcn Umweltbelastun-
gen zu erwarten. Hicr werden künftige Mehrbelastungen auftreten, hingegen die Be-
lastungen in der Köln-Berliner-Süaße und im geplanten Fußgängerbereich abnehmen.

Genaue Aussagen daräber machen zwei Gutachten über die Kfz-bedingten Emissio-
ncn und Immissionen hinsichtlich des Lärmes und der Luftschadstoffe, die die Pla-
nung ausschlaggebend bestimmen. Das Gutachten über die Luftschadstoffo kanrl bei
Beclarf beim Stadtplanungsamt cingesehen werden.

Die ireue Verkehrsführung im Zuge der Entlastungsstraße erfordert im Bereich Köln-
Berliner-Straße, Marsbruchstraße, Märtmannstraße teilweise eine städtebauliche Neu-
gcstaltung dcs Quartiers.

Entsprechend der vorhandenen Nutzungsstruktur sieht der Bebauungsplan im zentra-
len Einkaufsbeieich Kerngebiete vor, die südlich der neuen Straßentrasse geringfrgig
anondiert werden. Eine angemessene Aufenthaltsqualität für den Fußgänger wird
durch den geplanten Fußgängcrbereich und den verkehrsberuhigten Ausbau der Ge-
schäft szone Köln-Bertiner-Straße geschaffen.

Auf dem Areal nördlich der Rodenbergstraße / östlich der Ringofenstraße hat sich in
der Vergangenheit ein Einkaufsbereich groß- und kleinfl ächiger Einzelhandolsbetie-
be mit insgesamt ca, 5000 m'? bestandsgeschützter Fläche enfwickelt. Um die Versor-
gungsfunktion des Stadtbezirkszentrums Aplerbeck gegenüber konkurrierenden
Standorten zu stärken wird das Ar.eal in Zuordnung zu der Einkaufszone am Apler-
becker Marktplatz und an der Köln-Berliner-Straße als Bestandteil des zenhalen Ver-
sorgungsbereiches des Stadtbezirkes Aplerbeck im Bebauungsplan als Kemgebiet
ausgewiesen.

Im Bereich des noch teilweise genutzten Gewerbestandortes südlich der Rodenberg-
straße, 6stlich der Ringofenstralle soll küLnftig in Angrenzung an den Rodenberpark
und zur Arrondierung der Wohnbebauung auf der Nordseite der Schürufersraße ein
Wohngebiet ausgewiesen werden

Der übenriegende Teil der hier bisher vorhandenen gewerblichen Nutzung wurde bei
reits aufgegeben. Der verbliebene Gewerbebetrieb muß zu gegebener Zeit verlagert
werden.

Das Gewerbegebiet nördlich der Schüruferstraße/westlich der Ringofenstraße wird in
seinem Bestand gesichert, wobei durch entsprechende Gliederung nach der Abstands-
liste des sog. Abstandsertasses ein gesundes Wohnen in den angtenzenden Bereichen
gewährleistet wird.



Westlich der Marsbruchstraße und südlich dcr Schüruferstraße werden entsprechcnd

der vorhandenen Nuuungen Mischgebiete und in Zuordnung zum Ortskem Kernge-

biete ausgcwiesen.

Die vorhandene Wohnnutzung beiderseits der Schüruferstraße wird im Bestand

festgeschrieben.

Der Bereich dcs historischen Ostendorfes um die Georgskirche wird beiderseits der

Ruinehstraßc als Allgemeines Wohngebiet gesichert. Einc künftige Bebauung muß

sich hicr in die bestehende Ortsstuktur einfrgen. An das v. g. Gebiet schließen sich

im Süden Gemeinbedarfseinrichtungen wie drei Kirchenzenhen, eine Sonderschule

und ein Hallenbad an, die.durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes teilweise die

Möglichkcit der Erweiterung erhalten.

Ein neugeordnetes Wohngebiet entsteht für den Bereich zwischen der Marsbruchstra-

ße, der Märtmannstraße und dem geplanten Straßenabschnitt der sog. "Nordumge-

hung" zwischen Mlirtmannstraße und Marsbruchstraße. Hier ist eine maximal dreige-

schossige verdichtete Wohnbebauung vorgesehen.

Innerstädtische Freiräume werden im Bebauungsplan durch die Festsetzung Öffentli-
che Gränanlage - Parkanlage - zwischen der Mtirtmannstraße und dem geplantur neu-

en SEaßenabschnitt der "Nordumgehung" sowie im Bereich des Hauses Rodeirberg

gesichert. Sie nehmen auch die erforderlichen Kinderspielplätze auf'

Ausgleichsflächen für den Eingriff durch die geplante Umgehungsstraße in Natur und
Landschaft werden im Norden des Planbereiches zwischen der ehemaligen Zechen-

bahn und der Gevelsbergstraße nachgewiesen.

Ein wichtiger Bestandteil der Planung ist die Sicherung von Flächen frr die ökologi-
sche Umgestaltung des Emschersystems. Hierzu sinrl insbesondere die Öfftrung des

Emscheriaufes in bisher verrohrten Bereichen sowie die Anlegung eines Regenrück-

haltebeckens nördlich der Rodenbergstraße zu rechnen.

An den Celtungsbereich des Bebauungsptanes Ap 201 grenzen im Süden die Flächen

der Deutschen Bahn AG an. Sie beinhalten neben der City-Bahnlinie Dortnund-
Hauptbahnhof-Soest und dem Bahnhof Dortrnund-Aplerbeck Flächen, die zur Zeit als

Lagerflächen in Verbindung mit angrenzenden gewerblichen Betrieben bzw. als Gar-
tenland genudzt werden. Die angesprochenen Flächen zwischen der Aplerbecker
Bahnhofstraße und dcr Postkutschenstraße sollen Hinftig für eine Verknüpfung der

City-Bahn-Linie mit der Stadtbatrnlinie soivie mit den Buslinien genutzt werden. Pla-
nungsvorstellungen hieran wurden bereits mit der Deutschen Bahn AG entwickelt.
Für die Fortfrhrung dcr Stadtbahnstreckc über den heutigen Endhaltepunkt bis zum
Bahnhof Dortnund-Aplerbeck ist ein Planfeststellungsverfahren nach denr Personen-

beftirderungsgesetz erlorderlich. Sobald dieses Verfahren Rechtskaft erlangt hat,
kann der Bebauungsplan Ap 201 entsprechend geändert bzw. auf die angesprochenen

Flächen erweitert werden, wenn Bedarf für die.Regelung der baulichen und sonstigen
NuEung besteht.

11
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Verkehrsuntersuchung und Verkehrskonzept für de{r Ortskern von
Dortmund-Aplerbeck

5.1 Vorbemerkung

Zur Aufstellung der Bebauungspläne Ap l0l und Ap I 19 ist die Verkehrsführung im
Ortskern Aplerbeck zu Beginn der 80 er Jahre auf der Grundlage des mittelfristig ge-
planten Straßengnrndnetzes (6,6-V) der §tadt Dorhnund sowie der beabsichtigten
Entwicklung des Offentlichen Pcrsoriennahvcrkehrs einer dctaillierten Untersuchung
untetzogen worden.Hierzu ist 198 I ein "Verkehrsentwicklungsplan Dormund-
Aplerbeck" erstellt worden, in dem 4 Straßennetzalternativen untersucht wurden mit
dem Ergebnis, daß die wirksamste Entlastung des Ortskemes vom motorisierten Indi-
vidualverkehr - sowohl dem Durchgangs- als auch dem Erschließungsverkehr - nur
durch die Nordumgehung zu erreichen ist.

Die Südost-Umgehung wurde als zusätzliche Komponente zur Nordumgehung in
ciner Netzvariante mit eingeftgt. Im Ergebnis war festzustellen, daß durch diese Va-
riante für den Ortskern keine weitcre Entlastung erreicht werden konnte. Vielmehr
wurde eine nicht gewollte Entlastung der B 236 n und damit eine Belastung des Stra-
ßenzuges Südost-UmgehungAilittbräucker Straße durch regionale Verkehre festge-
stellt. Eine weitere Untersuchung wurde 1986 zur "Umweltwirkung des Straßenver-
kehrs in Dortmund- Apterbeck" durchgefüh*, die auf der Basis der Ergebnisse des

Verkehrsennricklungsplans (1981) die Auswirkungen von Lärm und Luftverunreini-
gungen (Luftschadstoffen) sowie die Trehnwirkungen ftr das bestehende Straßennetz
in Aplerbeck (Null-Variante) und die Nordumgehung gegenüberstellte. Das Ergebnis
ergab eine positive Bewertung frr den Bau der Nordumgehung.

Aufgrund einer Norme nkontrollklage sind die Bebauungspläne Ap 101 und Ap 119
für nichtig erklärt worden, weil aus der Sicht des OVG Münster dem Belang ausrei-
chenden Schallschutzes der vorhardenen Bebauung im Bereich der geplanten Nord-
umgehung nicht ausreichend Rechnung getragen worden ist. Dies machte die Neuauf-
stellung des Bebauungsplanes (Ap 201) für den Ortskern Aplerbeck notwendig, in
dem die Planungsinhalte der Bebauungspläne Ap 101 und Ap 119 zusammengefaßt
sind.

Die urspränglich geplante Nordumgehung ist nach wie vor erforderlich, um den Orts-
kern von Dortmund-Aplerbeck spürbar vom Fahrverkehr zu entlasten, der heute in
dem Strallenzug der Köln-Berliner-Shaße zwischen Aplerbecker- und Lübcker-
hofstraße je nach Teilabschnitt cinc verkehrliche Belastung von 13.648 Kfzt24 Std
und 18.723 Kf"/24 Std. aufitreist. Von daher besteht auch die eigentliche Zielsetzung
des Bebauungsplanes Ap 201 in der Schaffung von Planungsrecht fru den Bau der
Entlastungsstraße nördlich des Ortskernes. Im Gegensatz zu der ursprünglichen Pla-
nung sind lediglich in zwei Teilbereichen Modifikationen erfolgt. Zum einen handelt
es sich um den Kreuzungsbereich Ringofenstraße/Schurüferstraße. In diesem Bereich
verlief der vorfahrtsberechtigte Straßenzug von der Ringof.enstraße nach Westen in
die Schärufersraße. Der Hauptverkehrszug verläuft nun von der Ringofensraße in
östlicher Richtung in die Schüruferstraße.
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Die zweite Veränderung besteht darin, daß die im Bereich des Aplerbecker Marl:t-
plaEes festgesetae Mischvokehrsfläche in den Bereich der Köln-Berliner-Straße
nach Ostcn crr{eitert worden ist.

Mit dieser Vcränderung geht eine völlige Abriegelung des Durchgangsverkehrs in der
Köln-Berliner-Straße in dem Abschnitt zwischen Marsbruchstraße bzw. Ruinenstraße
im Norden und der Schurüferstraße im Süden einher.

5.2 äelvorgaben für die Verkehreuntersuchung

Der Bebauungsplan Ap 201 - Ortskern Aplerbeck - enthält als einen wesentlichen
Baustein ftr die zukünftige Entwicklung dieses Nebenzentrurns die "Nordumgehung"
des zentralen Einkaufsbereiches an der Köln-Berliner Straße zwisbhen Marsbruch-
shaße und Märtmannsfiaße in Veriängerung der Rodenbergstralle. In der Bärgerbetei-
ligung nach § 3 (l) BaUGB wurde die Wirksamkeit und Sinnhaftigkeit dieser Maß-
nahme in Zweifel gezogen und die Untersuchung von altemativen Trassenfthrungen
einschließlich der Beibehalhrng des Bestandes gefortlert.

In dcr Verkehrsuntersuchung waren daher unter der Beräcksichtigung des Öffentli-
chen Personennahverkehrs folgende Straßennetzvarianten zu untersuchen:

Nutl-Variante - bestehendes StraßenneE im Ortskern
Variante I - Nordumgehung des Ortskerns
Variante 2 - Südostumgehung des Ortskerns
Variante 3 - Nordumgehung und Südostumgehung

Die Ergebnisse dieser Untersuchungen sind nachfolgeird im Detail dargestellt.

5.3 UntersuchungVonStraßennetzvarianten

Den Rahmen ftir das zukünftige Straßennetz im Ortskem Aplerbeck bilden zum einen
die regionalen Verbindungsachsen der B I im Norden sowie die geplante bzw. im
Bau befindliche B 236 n im Westen avischen B I und Stadtgrenze Schwerte mit den
Anschlußstellen "Am Remberg" und "Schüruferstraße" und zum anderen die städti-
schen Hauptverkehrsstraßen mit dem Suaßenzug Wittbräucker Sraße / Köln-Berli-
ner.Straße (B 234) - der teilweise Gegenstand der Untersuchung ist -, der
Schäruferstraße (L 523) und der Aplerbecker Stralle (L 556). Weiterhin ist in dem
Straßenllrundnetz der niveaufreie Anschluß "Am Gottesacker" an die B 1 sowie die
Anbindung der südlichen Parallelfahrbahn zur B I zwischen "Arn Gottesacker,' unrl
Marsbruchstraße in allen untersuchten Varianten enthalten. Darüberhinaus bleibt die
Marsbruchstraße nicht mehr an die B I in Höhe Landeskankenhaus in Richtung von
Norden nach Süden angebunden, sondem kann aufgrund der Verbindung mit der
Parallelfahrbahn der B I im 2-Richtungsverkehr befahren werden, Außerdem ist un-
terstellt, daß entsprechend dem Gesamtkonzept frr die Ausweisung von Zonenge-
schwindigkeitsbereichen die Wohngebietstrallen im Untersuchungsgebiet mit
"Tempo 30" zu befahren sind.
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' 
Zur Ermittlung der Verkehrsbelastung durch den motorisierten Indivitlualverkehr
(MIV) sind die geplantei und im Flächennutzungsplan sowie den daraus abgeleiteten

Bebauungsplänen/-planentwärfen ausgewiesenen Nutzungen unterstellt worden.

5.3.1 Null-Variante

Alleweiteren Straßen bleiben - bis auf die geplanten Tempo-30-Zonen - in der

heutigen Form erhalten.

5.3.2 Variante I

In der Variante I sind die im Bebauungsplan-Entwurf Ap 201 vorgesehenen Veränd+
rungen im Strallennetz enthalten, Schwerpunkt ist die "Nordumgehung" des Ortsker-
nes, die südlich der Einmifurdung Märtmannstraße aus der K6ln-Berliner Straße nach

Nordwesten ausschleift und über die Pellinghofstraße zur Rodenbergstraße geführt

wird. Der Strallenzug RodenbergsEaße/Ringofenstraße stellt die westliche Fortset-
zung der-Nordumgehung dar, Die "Nordumgehung" wird 2-sfreifig ausgebaut mit den

notwendigen Aufiveitungen in den Knotenpunktcn für die abbiegendor Verkehre. Die
Einmündung Rodenbergstraße/Ringofenstraße r{ird so urngestaltet, daß der nörclliche

Teil der Ringofenstraße untergeordnet angebunden uiird. Weiterhin wird vorausg+
setzt, daß der Einmändungsbereich Ringofenstraße,/Schüruferstaßo "verkehrsgerecht"
ausgebaut und mit einer Signalanlage versehen wird.

Die Verkehrsflihrung der Durchgangs- sowie der Quell- und Zielverkehre im Orts-

kem Aplerbeck erfolgt somit über den Straßenzug Köln-Berliner Straße,/Rodenberg-

straße/ Ringofenstraße/ Schüruferstraße mit weiterer Verteilung Richtung Westen

bzw. Richtung Süden zur Wittbräucker Straße.

Der gesamte Bercich dcs Aplerbecker Markplatzes, der Marsbruchstraße und der
Köln- Berliner-Straße zwischen Schüruferstraße, Nordirmgehung und Ruinenstraße
wird Mischverkehrsfläche, die der Erschließung der anliegendur Bebauung, ilem
Fuß- und Radverkehr sowie dem Linienbusverkehr dient, Die Einmündung Witt-
bräucker Straße/§chürufersraße wird so umgestaltet, daß dadurch die Verkehrsfrh-
rung von Süden nach Westen bzw. umgekehrt untersttitzt wird.

Die Marsbruchstraße wird im Abschnitt zwischen Rodenbergstraße und Köln-Berli-
ner StraiJe in Höhe der Stadbahnhaltestelle für den motorisierten Individualverkehr
gesperrt. Die Erschließung der anliegenden Grundstücke wird jedoch weiterhin er-
möglicht.

Die Null-Variante enthält im Ortskern Aplerbeck das vorhandene Sraßennetz, d.h.

der Erschließungs- und Durchgangsverkehr verbleibt auf dem Straßenzug Köln-Berli-
ner Straße/ Aplcrbecker MarktplaE zwischcn Märtrnannstraße und Schüruferstraße.

Maßnatrmen zur Vcrkehrs- und Geschwindigkeitsreduzicrung werden nicht durchge-

frhrt. Die Marsbruchstraße ist zwischen Rodenbergstraße und Köln-Berliner- Straße

nur in Nord-Süd-Richtung zu befahren. Die Fahrbahn wird entsprechend den Planun-

gur frr die §tadtbahnhaltestelle Aplcrbeck im Rahmen des Bcschleunigungspro-
grarnmcs in die westliche Seitenlage verlegt. \ '\.



15

Das Gleis der Stadtbahn wird nörillich des Knotens Rodenb€rgstraß€/Maxsbruchstra-

ße aus der wcstlichen Seitenlage in die Mittellage der Marsbruchstraße gebracht und
2 - gleisig in dic vorläufige Endhaltestelle gefrhrt. Eine Weiterfrhrung der Stadtbahn
bis zur. Verknüpfung mit der Bundesbahn im Bahnhof Aplerbeck wird bei den ver-
kehrstechnischcn Untersuchungen beräcksichtiS

Die Köln-Berliner-Straße im Abschnitt zwischen Ruinenstraße und Nordumgehung
wird als verkehrsreduzierter Bcrcich ausgebildet und stellt zusammen mit der Ruinen-
straße und der Lübckerhofstraße die Erschließung dieses Bereiches sicher.

5.3.3 Varisnte 2

Diese Variante enthält die südöstliche Umgehung des Ortskernes Aplerbeck zwi-
schen.Köln-Berliner- Straße im Osten und Wittbräucker Straße im Westen, die eine
alternative Straßenfrhrung zur Entlastung des Ortskernes darstellt. Die "Südostr:mge-
hung' wird in südlicher Verlängerung der Köln- Berliner-Straße (in Höhe der Kreu-
zung mit der Emschertalstraße/Schlecfstraße) durch den Freiraum zwischen Apler-
beck und Sölde gefrhrt.

Sie überquert das Emschertal und wird nach Unterfühiung der Bundesbahnsfecke
Dortmund-Soest in westliche Richtung - unter teilweiser Verwendung der Trassc dcr
Schlagbaumstraßc - in der Grünfuge zwischen Canarisstraße und Bahndamm bzw.
Bcnediktinerstraße und Riesesfaße bis zur Anbindung an die Wittbräucker Straße in
Höhe der Einmündung Stoppelmannsweg weitergefrhrt. Die Südostumgehung ist als
niveaugleiche, 2-strcifige anbaufreie Straße mit den verkehrstechnisch notwendigon
zusätzlichen Abbiegespwen in den Knotenpunkten in dor Verkehrsuntersuchung be-
räcksichtigt worden. Dieser Stra8enzug stellt die Umgehung des Ortskernes Apler-
beck dar und kann die B 234 aufrrehmen.

Auf die Beräcksichtigung von möglichen Untervarianten der Straßentrasse im Be-
reich des Freiraumes zwischen Aplerbeck und §ölde - Anlehnung an dar östlichen
Siedlungsrand Aplerbeck oder an den westlichen Siedlungsrand Sölde, etc. - wurde in
dieser Untersuchung verzichtet, da hierdurch keine grundsätzlich "andere" Verlage-
rung von Verkehrsströmen entstanden wäre.

Um die Erschließung des Ortskemes Aplerbeck mit seinen vielfältigen Nutzung si-
cherzustellen, bleibt die Köln-Berliner-Straße im Ortskern ebenso wie der Aplerbek-
ker.Markplatz HaupterschließungsstralJe mit reduzierten Fahrgeschwindigkeiten
(30 kn4r). Die Marsbruchstraße wird wciterhin an die Köln-Borliner-Straße angebun-
den. Auch alle anderen Haupterschließungs- und Erschiießungstraßen müssen in die-
ser Variante ihre heutige Funktion weitgehend beibehalten. Allerdings werden auch
hicr die Wohnstraßen in die Zonengeschwindigkeitsregelung einbezogen. Dies gilt
insbesondere frr die Schweizer Allee sowie alle weiteren Straßen mit schützenswer-
ten Nutzungen, die eine Anbindung an die Südostumgehung erhalten.
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5.3.4 Vrriante 3

Die Variante 3 ist die Variante mit dem maximalen Ausbau des Straßennetzes. Sie
enthält sowbhl die Nordumgehung des Ortskernes als auch die Südostumgehung. Wie
in Variante I ist die Köln-Berliner-Straße zwischen Märtmannshaßd§tordumgeh.ng
und Ruinenstraße Erschtießungsstraße, Im Abschnitt von Ruinenskaße bis Schürufer-
straße sind K§ln-Berliner-Straße/Aplerbecker Marktplatz ebenso wie die Marsbruch-

straße Mischverkehrsflächen, die der Erschließung der Anlieger, dem Fußgänger- und
Radfhhrverkehr sowie dern Linicnbusverkehr dienen.

Die Führung der Südostumgehung entspricht der in Variante 2 dargestellten und enh
hält auch im südlichen Aplerbecker Ortsbereich alle Verknüpfungen mit dem nachge-

ordneten Straßennetz.

5.4 ErgebnissederVerkehrsuntersuchung

5.4.1 Rahmenbedingungen

Zur Erminlung der Verkehrsbelastung frr die oben beschriebenen Straßennetzvarian-

ten wurde die Prognose-Matrix (Prognoseh oizonl 2 000) der Stadt Dortmund für
den Motorisierten Individualverkehr verwendet (MIV). Diese Prognosematrix wurde
auf die Straßennetzvarianten umgelegt.

Da die Prognose-Matrix auf der Basis einer Einwohnerentwicklung vo:n 570 000 Ein-
wohnern im Jahr 2 000 erstellt worden ist, inzwischen aufgrund der veränderten de-

mographischen Entwicklung im Jahr 2 O0Ojedoch eine Einwohnerzahl von 620 000
erwartet wird, ist die Verkehrsbelastung prozontual dem Einwohnerzuwachs ( +
8,8%) angepaßt worden.

In dem Verkehrsaufkommen sind neben den bereits im gültigen Flächennutzungsplan
der Stadt Dortmund ausgewiesenen geplanten Nutzungen (2.8. Gewerbegebiet Apler-
beck-Osl, Erweiterung der Wohnbauflächen in der Aplerbecker Mark, etc.) auch das

geplante Gewerbegebiet Buddenacker (B-Plan Br 193) und die beabsichtigten Um-
nutzungen der Gewerbegebiete an der Rodenbergstraße ber[icksichtigt worden.

5.4.2 Null-Variante

In der Nullvariante wird aufgrund des Weiterbaues der B 236 n zwischen Bl und der

Stadtgrenze Schwerte (planfestgestellter Bereich) mit den Anschlußstellen "Am Rem-
berg", Schüruferstraße und Berghofer Straße eine erste Entlastung des Ortskerns Ap-
lerbeck vom Durchgangsverkehr erreicht. Wie bereits in dem Guüachten zu den "Um-
weltwirkungen des Shaßenverkehrs in Dortrnund-Aplerbe ck (IW-Aachen, 1986)

festgestellt wurde, werden vor allem die Verkehre aus dem Stadtbezirk Brackel sowie
aus dem Bereich des Gewerbegebietes Aplerbeck-Ost von den B l-Abfahrten in
Richtung Berghofen/Aplerbecker Mark und Schwerte sowie in Richtung Hörde von
der B 236 n aufgenommen. Daher reduziert sich der Verkehr auf der Köln-Berlinei-
Straße westlich der Aplerbecker Straße um 15 % auf ca. 19 200 KfzJz4 h gegenüber

der Zfilung 1991.
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Eine besonders starke Entlastung tritt im Bereich des Aplerbecker Marktplatzes ''m
26 % auf ca. 18 7OO Ktzl 24 h auf, da hier eine Überlagerung aller Verkehre - ein-
schließlich der Durchgangsverkehre - stattgefunden hat. Auf der Schürufersnaße tritt
ebenfalls eine Verkehrsreduzierung von I I % auf ca. I I 700 Kfzlz{ h im Abschnitt
zwischen Wittbräuckerstraße und Ringofenstraße sowie urn 25 % auf ca. 1 I 600
Kfl24 h westlich der Ringofenstraße ein.

Der stlirkste Entlastungseffekt wird auf der Wittbräucker Straße südlich der §chüru-
fersüaße mit 34 % auf ca. 15 000 Kfzlz{ h im Vergleich mit der Verkchrserhebung
l99l (22 950 Kfzl24 h) crzielt.

Die Marsbruchstraße erhält trotz des Vollahschlusses an die B I in Höhe "Am
Gottesacker" keinc wesentlichc zusätzliche Belastung. Sie bleibt in etwa auf auf dem
heutigen Stand von ca. 13 000 Kfzl 24h im Abschnitt zwischen Gevelsbergstraße.
und Schürbankstraße.

5.4.3 Variante t

Die Nordumgehung bringt frr den unmittelbaren Ortskem Aplerbeck - also für den
Abschnitt der Kdln-Berliner-Straße zwischen Nordumgehung/ÄrIärtnannstraße und
Marsbruchstralle, den Aplerbecker Marktplatz und die Marsbruchstraße zwischen
Nordumgehung/Rodenbergstraße und Köln-Berliner-Straße - eine fast vollständige
Verkehrsentlastung. In diesen Straßenabschnitten wird zukünftig nur noch der not-
wendige Erschlicßungsverkehr stattfinden. Im Bereich Aplerbecker Marktplat2 enr
steht hierbei gegenüber der Nullvariante eine fast vollständige Entlastung auf ca. 500
Kfzl24 h (1991 wurde hier eine Verkehrsbclastung von 25 300 KI724 h ermittclt).
Aufgrund der Planungsmaßnahme "Nordumgehung" wird sowohl der Quell- und
Zielverkehr als auch der nicht zu verdrängarde Durchgangsverkehr auf den Shaßen-
zug Köln-Berliner-Straße./I,lordumgehung iRodenbergstraße / Ringofenshaße verla-
gert,der somit eine neue Verkehrsbedeutung erh?ilt. Hier ist auf der Rodenbergstraße
ebenso wie auf der Ringofenstraße südlich der Rodenbergstraße eine Verkehrszunah-
me yon ca. 7 OOOKfzlz4h im Jahr 1991 aufca, 16 IOOKiaJ24 h im Jahr 2 00Ö unter
Einbeziehung der geplantcn Erweiterung des Einkaufszentrums Rodenbergstraße zu
erwarten-

Die Schüruferstraße hat im Abschnitt zwischen Wittbräucker Straße und fungofen-
straße heute eine Verkehrsbelastung von ca. 13 200 Kfd24 h, die aufgrund der Ver-
kehrsverlagbrungen - die Verkehre von der Köln-Berliner-Straße in Richtung Hörde
befahren nicht mehr diesen Abschnitt - zukünftig in dieser Variante voraussichtlich
in geringem Umfang auf ca. 11 200 Kfilz4 h zurückgehen wird. Die Schüruferstra-
ße westlich der Ringofenstraße wird insbesondere durch die B 236 n vom Durch-
gangsverkehr, der bisher noch durch Aplerbeck verläuft, um ca. 26 % auf ca. 1 1 400
Kfil}4h entlastet.

Die Marsbruchstraße wird in Variante I gegenüber dem heutigen Zustand ( ca,
10.900 Kfzl24 h nördlich Rodenbergshaße) nur eine geringfügige zusätzliche Ver-
kehrsbelastung (auf max. 11 200 Kfz,lz{ h) erhalten, obwohl eine vollwertige Anbin-
dung an die B I Gegenstand der Verkehrsuntersuchung ist.
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Im weiteren Verlauf in Richtung B I treten gegenüber der Nullvariante Entlastungs-
effekte auf der Marsbruchstraße auf.

Die Verkehrsbelastung der Wittbräuckerstraße wird im Abschnitt zwischen Schfru-
fcrstraße und Benediktinerstraße im Vergleich mit der Nullvariante weiter abnehmea,
so daß eine Gesamtentlastung gegenübcr dern heutigen Zustand (ca.24.000 Kfzlz4 h)
lrrm44 Vo aufca.l2 800Kfz/ 24 h erfolgen wird.

Der Straßenzug Schwerter Straße/Fuldastraße wird durch die Nordumgchung nicht
entlastet. Hier bleibt in allen Abschnitten die heutige Verkehrsbelastung erhalten
bzw. steigt leichtum 12 o/o auf ca.13 400 Rfzlz{ h an. Grund hierfür ist die Tatsache;
daß dieser Straßenzug dic Haupterschließungsstraße für don südlichen Bereioh des
Ortsteiles Aplerbeck sowie der Aplerbecker Mark darstellt. Daräber hinaus verlaufen '

über die Schwerter Shaße auch ortstcilvcrbindeirde Verkehre nach §ölde und Lich-
tendorf,die weder von der B 236 n noch von der Nordumgehung aufgenomman wer-
den können.

Das weitere Erschlie8ungsstraßensystem im östlichen Teil von Aplerbeck - insbeson-
dere der Straßenzug Vieselerhofstraße'/Abteistraße/Schlagbaumshaße ErEhrt in dieser
Variante ebenfalls keine Entlastung. Teilweise sind aufgrund der veränalerten Ver-
kehrsführung der Nordumgehung leichte Zunahmen (zwischen 3 und 5 %d gegenüber
dern heutigen Zustand zu verzeichnen. Diese Verkehrszunahmen sind fast ausschließ-
lich auf eine Verlagerung des Quell- und Zie.lverkehrs in diesem Gebiet
zuräckzufrhren.

5.4.4 Varirnte 2

Diese Variante hat als wesentliches Element die Südostumgehung Aplerbeck zwi-
schen der Wittbräucker Snaße und der Köln-Berliner-Straße. Aufgrund dieser neuen
Trasse (mit Anbindungen der Schlagbaumstraße, der Abteistraße sowie der Schwei-
zer Allee) ontstehen gegenüber der Nullvariante zusätzliche Entlastungseffekte im
Untersuchungsgebiet. Da diese Trasse in erster Linie Verkehre aufrrimmt, die Quelle
und./oder Ziel im südlichen Bereich des Ortsteiles Aplerbeck haben, wird hier vor al-
lem das Erschließungsstraßensystem entlastet. Die Belastung des Straßenzuges Vie-
selerhofstraße/ AbteistralJe nimmt stark ab, so daß hier nur noch der Anliegerverkehi
verbleibt. Auch die Verkehrsbelastung des Straßenzuges Schwerter Straße/ Fuldastra-
ße wird in dem heute mit ca. l2 000 Kfzlz4 h am st:irksten belasteren Teilabschnitt
um l8 % auf 9 850 Kfzlz4 h abnehmen. Durch Verkehrsumlagerungen des Quell-
und Zielverkehrs der angrenzenden Wohngebiete wird jedoch auf der Schweizer Al-
lee nur eine relativ geringe Verkehrsabnahme zu verzeichnen sein.

Die Südostumgehung wirdje nach Abschnitt eine Verkehrsbelasrung zwischen
12 100 und 14 300 Kfd24 h aufiveisen.
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Dic Verkehrsbelastung dcr Wittbräuckerstraße ist zwar im Abschnitt zwische,r

§chürufersnaße und Südostumgehung/Benediktinerstraße etwas geringer als in der
Nullvariante (ca. 12 %), lie$ südlich der Benediktinerstraße jedoch um ca. 14 % über
der Bclastung der Nullvariante und erreicht mit 19 100 Kfzl24 h die Werte der Ver-
kehrszählung des Jahres l99l, Aufgrund des guten Verkehrsangebotes werden in d€r
Variante 2 stadtregionale Durchgangsverkehre von der B 236 n auf den Straßenzug

Wittbräuckerstraße,/SüdostumgehunglKöln-Berliner-Straße in einer Größenordnung
von ca, 2 3d0 Kfzlz( h im Vergleich mit der Variante I zurückverlagert.

Im Ortskem Aplerbeck, in dern in dieser Variante das heutige Shaßennetz mit teil-
weise reduzierten Fahrbahnquerschnitten und Geschwindigkeiten erhalten bloibt,
wird im Vergleich mit der Nullvariante eine Verkehrsentlastung von ca. 30 % im
Vergleich mit der Nullvariante erreicht. Im Gegensatz zu Variante I fließtjedoch
weiterhin eine relativ hohe Verkehrsmenge über die Köln-Berliner-Straße (ca.

11.100 Kf./24 h) und den Aplerbecker Markplatz (ca.12100Kf2/24 h) sowie die
Wittbräuckerstraße nö5dlich der Südostumgehung.

Die Verkehrsbelastung der Marsbruchstraße wird gegenüber dem heutigen Zustand
bzw. der Nullvariante nicht bzw. nur unwesentlich verändert. Je nach Abschnitt fah-
ren hier zwischen 9 200 und 13 300 Kf724 h.

Im Gegensatz zur Variante I wird der Suaßenzug Rodenbergs8aßelRingofensraße
nicht zusätzlich belastet. Hier bleibt es - unter Berücksichtigung des geplanten Kern-
gebietes (Einkaufsbereich) nördlich der Rodenbergstraße bei einem Verkehrsauf-
kommen von ca. 6.000 Kfzlz4h.

Das Verkehrsaufkommen auf der Schärufersfaße bleibt im Vergleich mit der Nullva-
riante unverändert und weist westlich der Ringofenstraße ca. 12 100 Kfzl24 h auf. Es
liegt damit um etwa 2l % unter der heutigen Belastung.

Die Verkehrsbelastungen des weiteren nachgeordneten Erschließungssystems in Ap-
lerbeck verlindem sich gegenüber der heutigen bzw. der Situation der Nullvarialte
nicht oder nur unwesentlich.

5.4.5 Variante 3

Die Überlagerung der zusätzlichen Netzelemente der Varianten I und 2, die in Vari-
ante 3 untersucht wurden, ergibt frr den Ortsteil Aplerbeck weitgehende Entlashmgs-
wirkungen sowohl im Ortskern aufgrund der Nordumgehung als auch im südlichen
Bereich aufgrund der Südostumgehung.

Die Verkehrsbelastung der Köln-Berliner-Straße geht im Absohniu zwischen
Nordumgehung und Aplerbecker Straße um 3l o/o aufca. 13 350 Kf/24 h gegenüber
der Nullvariante zurück und hat damit einc gcringere Belastung als in Variante 1. Im
weiteren Verlauf nach Osten werden auf der Köln-Berliner-Straße in etrva die glei-

. 
chen Belastungswerte eneicht wie in Variante 2 und damit eine spürbare Entlastung
im Vergleich zum heutigen Zushnd. Die Quell- und Zielverkehre aus den südlichen
Aplcrbecker Ortslagen werden von der Südostumgehung aufgenomrnen ebenso wie
die verbleibenden sladtbezirksintcrnen und stadtregionalen Durchgangsverkehre.



Der Bereich Aplerbecker Marktplatz./Köln-Berliner-§traße wird aufgrund der
Nordumgehung und der damit verbundenen Umlenkung der Verkehrsströme bis auf
den notwendigen Quell- uld Zielverkehr vom Kfz-Verkehr befreit, so wie dies auch

in Variante I der Fall ist.

Der Straßenzug Nordumgehung/Rodenbergstraße/Ringofenstraße hat eine Verkehrs-

belastung zwischen I I 850 Kfl24 h und 15 400Kfz/24hwrd liegt darnit urn ca.

13 % unter den frr Variantc 1 §rmittelten Belastungbn, Dies erklärt sich dadurch, daß

die aus Richtung Nord und Nordost kommenden Verkehre den südlichen Bcreich Ap-
lerbecks über dic Südostumgehung eneichen. Auf die Verkehrsbetastung der Schüru'

ferstraße hat die geringere Belastung der Nordumgehung keinen Einfluß. Sie bleibt
auch in dieser Variante in etwa auf dcm Niveau der Nullvariante.

Die Südostumgehung weist gegenüber der Variante 2 noch eine leichte Zunahme
(max. 7,8 %) der Belastung infolge weiterer Verkehrsumlagerungen auf. Teilweise
werden ebenfalls wie in Variante 2 Durchgangsverkehre von der B 236 n auf den

Straßenzug Wittbräuckerstraße/ Südostumgehung/l(öln-Berliner-Straße
zurückverlagert.

Verkehrsentlastungen entstehen aufgrund der Südostumgehung ebenso rvie in Varian-
te 2 auf dem Straßenzug der Schwerter Straße/Fuldasnaße in einer Größenordnung
zwischen 17 o/o im östlichen Abschnitt und 38 % im westlichen Abschnitt gegenüber

der Nullvariante (Bestand).

Das übrige Erschließungsstraßennetz €rhält keine oder nur unerhebliche zusätzliche
Belastungen (siehe Variante 2).

5.5 ÖkohgischeRisikoanalyse

In dcr ökologischen Risikoanalyse werden die anlage- und betriebsbedingten Auswir-
kungen der Variante I (Nordumgehung) und der Variante 2 (Südostumgehung) mit
denen der Nullvariante sowohl auf den Naturhaushalt als auch auf die anthropogenen

Nutzungsansprüche verglichen. Folgende Faktoren wurden untersucht:

Boden
Wasser
Klima/Lufthygiene
Flora/Tauna
Landschaftsbild
Wohnen
Freizeit- und Erholungseinrichtungen
Land-iForstwirtschaft
Wasserwirtschaft
Kulturgüter

Unter Berücksichtigung sämtlicher zur Verfügung stehender Daten ist das Umwelt-
amt in der Zusammenfassung der Ergebnisse der Einzeluntersuchungen zu folgentler
Empfehlung gekommen:
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a)

b)

c)

Im südlichen Abschnitt der Trasse werden besonders schützenswerte Biotope
der höchstän Wertstufe in Anspruch genorrmen und der Biotopverbund nach-
haltig zerstört. Darüber hinaus wird die geplante Renaturierung des Emscher-
raumes zu einem intakten Fließgewässer mit großräumigen Auenbereich er-
heblich beeinträchtigt.

Die Eingriffe in Natur und Landschaft stehen in keiner Relation zu den Entla-
stungswirkungen in den Wohnbereichen.

Die Nullvariante scheldet aufgrund der vorhandenen und prognostizier-
ten Behstung unter dem Aspekt der Gesundheitsvorsorge und der ge-
plrnten Ortszentrumsentwicklung au§.

Obwohl sich der Verkehr im Ortskern irm bis zu 3 5 Yo nach Verkehrsfreigabe
der B 236 n (bis Stadtgrenze Schwerte) reduzieren wird, erfolgt keine wahi-
nehmtare Entlastung hinsichtlich der Schadstoff- und Lärmimmissionen. Die
Grenz- bzur. Präfucrtc werdcn auch zukünftig erreicht und überschritterr, Ins-
gesamt werden ca.2 440 Menschen, die an der Ortsdurchfahrt wohnen, durch
diese Immissionen betroffen.

Der Ortskem hat die Funktion eines Stadtteilzentrums mit ausgeprägter
Wohn- und Ceschäftsnutzung, der aufgrund der hohen Verkehrsbelastung
durch den motorisierten Individualverkehr keine Aufenthaltsqualität aufireist.
Ins Gewicht fällt hier auch die hohe Fußgänger-Unfallfrequenz, die der Orts-
kem Aplerbeck auftveist.

Die Verkehrsbelastung - sowohl heute als auch eine aufgrund der B 236n redu-
zierte - steht insgesamt eingr Qualifizierung des Ortskernes sowohl nach frei-
raumplanerischen Aspekten als auch im Sinne einer städtebaulichen Entwick-
lung entgegen.

Die Nordumgbhung ist von den untersuchten Variantetr die verträglichste
L,üsung. Bezogen auf die Gesundheitsvorsorge, den §chutz der Wohnbs.
völkerung vor Luftverunreinigungen und Lärm besteht aber auch - ähn-

. Iich wie bei der Nullvariante - ein hoher Handlungsbedarf.

Die Südostumgehung ist die umweltunverträglichste Lösung, da sie den
Frciraum zwischen Aplerbeck und Sölde durchschneidet, der Vorrangflächen
frr Boden-, Grundwasser- und Klimaschutz sowie für den Biotop- und Arten-
schuE - teilweise in Überlagerung - aufireist.

Diese Trassenvariante frhrt zu einer Verbesserung der Sicherheit flir Fußgän-
ger im Ortskern, einer nachhaltigen Erhöhung der Wohn- und Aufenthaltsqua-
lität sowie zu einer Attraktivitätssteigerung des öffentlichen Raumes. Der Ein-
griff in den Naturhaushalt ist im Vergleich zur Südostumgehung als geringfü-
gig zu bewerten, da die Trasse haultsächlich auf vorhandenen Straßen geführt
wird. Die Trennwirkung der Rodenbergstraße zwischen den Freiräumen Em-
schertal und Haus Rodenberg wirdjedoch verstärkl.
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Großfl ächige Gartenbereiche werden im Neubaubereich zwischen Marsbruih-
straßc und Märtmannstraße zerschnitten.

Gutachten zur Berechnung der Kfz-bedingten Emissionen und lrnmissionen im
Ortskern Aplerbeck bei Reallsierung verschiedener §traßenneEvarlanten

Zur Ermittlung der straßenverkehrsbedingten Luftbelastung durch den derzeitigen
und den künftigcn Kfi-Verkehr nach der Inbetriebnahme der sog. Nordumgehung
bedurftc es der Vcrgabe cines Gutachtens. Mit der Erstellung dieses Gutachtens ist
der TÜV-SUdwest - Abteilung Energie und Umwelt - in Freiburg beauffrag worden,
Das Gutachten kann bei Bedarf beim Stadtplanungsamt eingesehen werden. Eine Bei-
fügung zu dieser Begründung war wegen des erheblichen Umfanges nicht möglich.

In Gesprächen mit der Landesanstalt frr Immissionsschutz Nordrhein-Westfalen und
dem Kommunalverband Ruhrgebiet wurde die Verwaltung über den Stand der Wis-
senschaft und Technik im Bereich der entsprechenden Ausbreitungsmodelle
informiert.

Zur Ermittlung der straßenverkehrsbedingten Luftbelastung sind danach drei Alterna-
tiven untersucht worden:

- Nullvariante -

Der Ortskem Aplerbeck ohne die Nordumgehung bei der vorhandenen baulichera Si-
tüation. Der Durchgangsvcrkehr liegt auf dem Straßenzug Köln-Berliner-Straße/
MarktplaE/Wittbräucker Straße/bzw. Schüruferstraße.

- Variante I -

Der Ortskern mit der Nordumgehung bei der heutigen baulichen Situation. Der
Durchgangsverkehr liegt auf dem neu zu bauenden Straßenabschnitt der "verlegten
Köln-Berliner-Straße" zwischen der Märtmannstraße und der Marsbruchstraße und
wird weitergeführt über die Rodenbergstraße, Ringofenstraße und Schtiruferstraße.

-Va nte2-

Der Ortskem mit der Nordumgehung und der geplanten zusätzlichen Bebauung. Der
Durchgangsverkehr liegt auf der sog. Nordumgehung.

Für alle Varianten wurde die Luftbelasnurg unter Berücksichtigung der Ausbreitung
auf die angrenzenden Baugebiete und nicht nur auf den Straßenraum bezogen
ermittelt:

Grunddaten für die Arbeit mit dem entsprechenden Ausbreitungsmodell waren der
Bebauuigsplan-Vorentwurf und die vorläufigen Ausbaupläne zur geplanten Nordum-
gehung. Darüber hinaus gingcn in die Berechnungcn vorhandene und geplante Ge-
bäudeh6hen, die Topographie des Geländes und die Verkehrsbelastungswerte ein.



23

Kurzfassung der Untersuchungsergebnisse

Aufgrund des TÜV-Gutachtens vom 13.10,1994 stellt sich die Luftbelastung wie
folgt dar:

Beim NO, ist derzeit eine Uberschreitung der Schwellenwerte nach 23. BIMSchV,
vor allem in der Köln-Berliner-Straße aufzunehmen. In Bereichen der Schüruferstra-
ße und des Aplerbecker Marktes ist eine Überschreitung nicht auszuschließen. Zu=
knnftig sind Überschreitungen wenig wahrscheinlich. Die Nordumgehung bringt eine
Reduzierung um bis 40 ug/m3 im Innenstadtbereich von Aplerbeck, im Gegenzug ei-
ne Erhöhung um maximal 40 ug/m' vor allem im westlichen Bereich der
Rodehbergstraße.

Fär Benzol gilt prinzipiell das gleiche wie frr Nq. Bei Variante 0 (ohne Nordwnge-
hung) sind Schwellenwertüberschreitungen noch in der Köln-Berliner-Straße zwi-
schen Ruinenstraße und Aplerbecker Straße wahrscheinlich. An einigen Gebäuden
des Aplerbecker Marktes und der Schüruferstraße sind Überschreitungen nicht völlig
auszuschlicßen. Bci Realisicrung der Nordumgehung werden die höchstcn Konzentra-
tionen im Bereich dcr Köln-Berliner-Straße zwischen Märtrnannstraße und Aplobek-
ker Straße, an einigen Gebäuden in der Schüruferstraßc sowie im westlichen Bereich
der Rodenbergstraße (an der Einmändung in die fungofenstaße) anzutreffen'sein.
Die Realisierung von Neubaumaßnahmen in diesen Bereichen wirkt sich konzenaa-
tionserhöhend aus, wenn auch cine Überschrcitung des Schwellenwertes nach 23,
BImSchV voraussichtlich nicht zu bcftrchten ist.

Die kritischste Komponente wird voraussichtlich Dieselruß bleiben, da der ver-
gleichsweise skenge Schwellenwcrt von 8 pglmr möglicherweise in größeren Teilb+
reicheir überschriuen wird. Bei Variante 0 ist dies im gesamten Bereich Aplerbecker
Markt/Köln-Berline r-Straße bis zur Einmändung der Aplerbecker Sttaße sowie in
Teilen der Schüruferstrale der Fatl. Wird die Nordumgehung reatisiert, so ist noch in
der Köln-Berliner-Straße östlich der Märtmannstraße eine Schwellenwertüberschrei-
tung anzunehmen. An den geplanten Wohnhäusem im westlichen Bereich der Roden-
bergstraße ist die Einhaltung des Schwellenwertes sichergestellt.

Bei der Abwägung ist zu beräcksichtigen, daß bei Realisierung der Nordumgehung
ein vergleichsweise großer und dicht besiedelter Bereich eine deutliche Verminde-
rung der Belastung erführt, Demgegenüber kommt es in Bereichen, die bisher nur we-
nig.bclastet sind, zu einer signifi kanten Konzentrationserhöhung.

Minderungsmaßnahmen

Da der Hauptteil der Emissionen durch Lkw zustande komnt, bringt eine Reduzie-
rung des Lkw-Anteils eine deutliche Verminderung der Immissionssituation. Es wird
daher angeregt, den Schwerverkehr weiträumig umzuleiten.
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Bei Realisierung der Nordumgehung werden insbesondere die nzuen Gebäude im Be-
reich zwischen Nordumgehug und Märtmannstraße vergleichsweise hohen Konzen-
trationen ausgesetzt sein, auch wenn Schwellenwertüberschreitungen voraussichtlich
nicht zu erwarten sind, Um dic untcrcn Stockwerke zu schützen, wird empfohlen, die
Gebäude möglichst weit von den jeweiligen Straßenrrändem wcgzuräcken, Ein wind-
undurchlässiger Zaun an den Grundstäcksgtenzen wirkt sich in den unteren Stock-
werken ebenfalls konzentrationsvermindemd aüs. Geschlossene Zeilenbebauung an

den Straßen sollte icrmieden werden zugunsten aufgelockerter Bauwerke,

Da die Bcnzol- und Dieselrußemissionen bei zähflüssigem Vcrkehr und Staus über-
proportional ansteigcn, solltc for möglichst flüssigen Verkehr gesorgt werden. Darun-
ter sind nicht hohe Fahrgeschwindigkeiten, sondem möglichst seltene Abbrems- und
Beschleunigungsvorgänge zu vcrstehen.

Schlußfolgerungen für die Bauleitolanung

Das Gutachten kommt zu dem Eigebnis, daß der Straßenzug Köln-Berliner-Straße,
Wittbräucker Straße derzeit eine hohe Schadstoffbelastüng aufueist. Diese Schad-
stoffbelastung nimmt lediglich bci der Nordumgehung erheblich ab, d. h. reduzicrt
sich aufnoch übcrhöhte Konzentrationen in dem Bereich Köln-Berliner-Süaße zwi..
schen Mfutmannstraße und Aplerbecker Straße nach Ausbau der Nordumgehung,

Der kritischste Bereich liegt nach den Modellberechnungen auf der Ringofenstraße
südlich der Einmündung Rodenbergstraße. Dort überschreitet die Belastung durch
Dieselruß als dem Luftschadstoff, der in besonderem Maße gesundheitsgefiilrdend
ist, den Immissionsschwellenwert von 8 ug/m2 x Tag nur im eigentlichen Straßen-
raum. Am Rand der geplanten Wohntebauung wird dieser Wert nicht überschritten,
größtenteils sogar nicht erreicht.

Der Bau der Nordumgehung führt somit in bezlg auf den Gesamtbereich zu einer
Verbesserung der derzeitigen Kfz-bedinglen Schadstoffsituation.

Die weiträumige Umleitung des Schwerverkehrs entsprechend dem Vorschlag des

TÜV Südwest kann nicht im Bebauungsplan geregelt werden. Vielmehr handelt es

sich um verkehrsregelnde Maßnahmen, die bei Realisierung des Bebauungsplanes zu
prüfen sind.

Die allgemein vorgeschlagene aufgelockerte Bebauung anstelle einer Zeil«rbebauung
kann insbesondere in dem Bereich der Nordumgehung zwischen Märtrnannstraße und
Aplerbecker Straße nicht in Erwägung gezogen werden, zumal hier auf «ler Südseite
der Köln-Berliner-Straße eine geschlossene Straßenrandbebauung besteht.
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Subsumierend ist festzustetlen, daß das Gutachten des TÜV Südwcst die Nordumge-
hung präferiert. Die Untersuchungen des TÜV Südwest hatten zum Ergebnis, daß die
Kfz-bedingten Emissionen und Immissionen nicht den geplanten Festsetzungen des
Bebauungsplanes Ap 201 entgegenstehen.

Erpänzende Bewertuns des Imissionsqutachtens nech der Offenlesuns im
Anrill\,Iei 1995

Das Gutachten dcs TüV Südwcst in Freiburg vom 13.10.1994 zur straßenverkehrsbe-
dingten Luftbelastung zeigt, daß durch die geplante Nortlumgehung bisher weniger
belastete Bereiche h6her belastet werden, Von daher ist die entsprechend während der
Offenlegung üeäußerte Kritik nicht von der Hand zu weisen.

Allerdings bleibt fcstzustellur, daß bci der Beibchattung des Status-Quo Überschrei-
tungen der Präfiverte der 23. BImSchV cntlang längerer Abschnitte der Köln-Berli-
ner-Straße und entlang des Aplerbecker Marktplatzes sehr wahrscheinlich sind. Bei
Realisierung der Nordumgehung hingegen wird die Belastung entlang der gesamten

§traßentrasse unter den Präfuertem der 23. BImSchV bleiben.

Obwohl die Emissionen des Straßenverkehrs im Bcbauungsplanbereich, gemessen in
absoluten Zahlen, nicht abnehmen, fthrt die geplante Nordumgehung dennoch zu ei-
ner Reduzierung der Immissionen. Aus Sicht des Immissionsschutzes wird die Nor-
dumgehung daher bcfr nrortct.

Durch die Entwicklung der Stadtkrone Ost und des Ladenzentrums nördlich der Ro-
deabergstraße wird auf der Nordumgehung, der Marsbruchstraße und der Schürufer-
shaße mit einer Zunahme der täglichen Verkehrimenge um bis zu 5 % zu rechnen
sein. Hinsichtlich der Lärm- und Schadstoffemissionen durch den zuseklichen Kraft-
fahneugverkehr werdcn sich lediglich marginale, nicht wahrnehmbare Erhöhungen
der Emissionen ergeben.

Neuere Emissionsfaktoren des Umweltbundesamtes, die im Herbst 1995 veröffenr
licht wurden, zeigen, daß die im Gutachten vom 13.10.1994 angenommenen Faktoren
zur Kfz-bedingten Luftbelastung die tatsächlich zu erwartenden Werte überschätzen.
Die überschätzung beträgt mehr als 5 % (am stärksten bei Dieselrul!), so daß auch
die Zunahme des Verkehrsaufkommens um 5 o/o insgesamt zu niedrigeren Immissio-
nen führt, als dies im Gutachten prognostiziert ist.

Die Verkehrslärmuntersuchung vom 08.08.1994 belegt, daß bei der Verlagerung der
Verkehrslärmbelastung von der Südseite auf die Nordseite der Grundstücke an der
Köln-Berliner-Straße, die mit der Realisierung der geplanten Straßentrasse eintreten
wird, die Immissionsgrenzwerte frr das Mischgebiet eingehalten werden. Eine Aus-
nahme stellt lediglich das Haus Köln-Berliner-Straße 42 dar,

Eine Immissionsberechnung für eine Nullvariante mit verkehrslenkenden Maßnah-
men (Nullvariante +) und deren vergleichende Bewertung sind nicht erfolgt, da eine
Planungsaltemative mit dem Verzicht auf das geplante Straßenbauvorhaben in Ver-
bindung mit verkehrslenkenden und verkehrsmindemden Maßnahmen nicht zur Er-
reichung der Planungsziele beiträgt.
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Ein Verstoß gegen die Zielsetzungen gnd Grenzwerte des Bundesimmissionsschutz-
geseEes, der teilwcise von Einsprechern während der Offenlegung vorgetragen wor-
dcn ist, ist durch die leplanten Festsetzungen nicht gegeben.

Die Untersuchung der Kfz-Abgasbelastung beräcksichtigt die unterschiedlichen, für
die Auibreitung der Abgase wesentlichen Windrichtungen und Windgeschwindigkei-
ten, die Topographie des Plangebiets sowie die vorhandenen und.geplantar
Baulichkeiten.

Das Gutachten des TÜV Südwest hat ergeben, daß der westliche Bereich der Roden-
bergstra8e nur im ulmittelbaren Emissionsbereich mit mehr als I pg/mi und darnit
dcm Crenzwert belastet ist. Im Bereich der Hausfronten beEteht nur an wenigen klei-
nen Abschnitten die Möglichkeit, daß sich die Dieselrußkonzentration dem Schwel-
lenwert nähert. Eine Uberschreitung der Beurteilungswerte der 23. BImSchV ist un-
wahrscheinlich, da die im Gutachten genannten Faktoren die tatsächlich zu erwarten-
den Werte überschätzen-

Die Betroffenheit der Wohnbevölkerung ist nicht zur Beurteilung der b€sseren Ver-
häglichkeit einer Trassenvariante herangezogen worden. Sie wurde als Hilfsgröße in
die ökologische Untersuchung eingestellt, um den mehr auf den Naturhaushalt gerich-
teten Blickwinkel der ökologischen Risikoanalyse inhaltlich zu erweitem. Sie hat pri-
mär dokumentarischen Wert und darf unter mcthodisch-inhaltlichen Gcsichtspunkten
nicht.überintcrpretiert werden, Die ökologische Risikoanalyse untemimmt nicht den
Versuch, die geplante Noidumgehung auf der Grundlage der Behoffenheit der Wohn-
bevölkerung zu präferieren. Sie unterstellt vielmehr, daß eine Umlegung des Ver-
kehrs auf dic Nordumgchung zu einer Verlagerung der Umweltbelastungen auf and+
rc Anwohner führen wird.

Die im Gutachten des TÜV Südwest ermittelten Werte zur Kfz-bedingcn Luftbcla-
stung überschreiten die vorgegebenen Immissionsgrenzwerte nicht, so daß eine Ge-
sundheitsgefdhrdung der heutigen und känftigen Anwohner durch die Luftbelastung
des Kfz-Verkehrs nach Realisierung der Nordumgehung nicht zu befürchten ist.

Durch die geplanten und bestehenden Verkehrswege und -trassen werden die Orien-
tierungswerte der DIN 18005 SchallschuE im Städtebau bezüglich der schutzemp-
findlichen Nutzungen in allen Baugebieten überschritten. Für diese Bereiche werden
Schallschutzvorkehrungen festgesetzt, soweit eine Einhaltung der zulässigen Innen-
sch4llpegel durch eine entsprechende Grundrißgestaltung oder Baukörperanordnung
nicht erreicht werden kann, Auf diese Weise wird eine Gesundheitsgefährdung durch
schädliche Umwe heinwirkungen durch Straßen- und Schienenverkehrslärm frr die
Anwbhncr in den ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebieten
sowbit wie möglich vermieden.

Dem Gutachten zu den Kfz-bedingten Luftbelastungen liegt das Berechnungsmodell

."Modell ABC" von Dr. Röckle zugrunde. Es handelt sich um ein dreidimensionales
Strömungs- und Ausbreitungsmodell, das dem Modell "Dasim" von Prof, Manier sehr
ähnlich ist. Das "Modcll ABC" gehört mit zu den bewährten Werkzeugen zur Simula-
tion der Schadstoffbelastungen in Straßen.
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Es handelt sich nicht, wie von Einsprechern während der Offenlegung ausgefrhrt, um
ein einfaches, d. h: statistisches Gauß(-Kräger)-Modell. Es ist zudem sinnvoll, sich,,

wic im Gutachten des TüV Südwest geschehen, bei Simulationen aufdie Schadstoffe
zu begrenzen, die mit Grenz- oder Präfuerten belegt sind. Eine Erweiterung der Äus-
breirungsrechnung um zusätzliche Parameter kann nie vollständig sein und führt nicht
zu zusätzlichen planungsrelevanten Erkenntnissen.

Bewertung der Vlrirnten, Empfehlung zur \ileiterverfolgung der Nordumge-
hung und abschließende Beurteilung

Der Vcrgleich der untersuchten Varianten sowohl mit dem heutigen Zustand als auch

der Nullvariante zeigt, daß zur Verkehrsentlastung des Ortskemes, d.h. des Bereiches
Aplerbecker Markt und Kötn-Berliner-Straße zwischen Marsbruchstraße und Märt-
mannsnaße die Nordumgehung (in Variante I und Variante 3 enthalteQ am wir- .

kungsvollsten beiträgt. Damit werden die städtebaulichen Ziclsetzungen der Verbes-
serung der Aufenthaltsqualiüit, der Stärkung des Stadtbezirkszenhums und der Ver-
besserung der Wohnsituation im Ortskern Aplerbeck am besten erreichl Die Stadt-

balrnhaltestelle Aplerbeck liegt im Fußgängerbereich der Marsbruchstraße (zwischen
Rodenbergstraße und Köln-Berliner-Straße) und ist daher frr alle ÖPNV-Nutzer ge-

- fahrlos zu erreichcn. Dies ist von besonderer Bedeutung, da es sich hierbei u:n die
zentrale Umsteigehaltestelle arischcn Bus und Stadtbahn im Stadtbezirk handelt,

Der verbleibende Durchgangsverkehr wird in der Variante I §odumgehung) übu
den Straßenzug Köln-Berliner.StraßeÄ.{ordumgehung/Rodenbergsraße/Ringofen-
straße sowie Schüruferstraße/Wittbräuckerstraße gelenk und damit in "weniger emp-
findliche" Bereiche verlagert. Dies führtjedoch zu ciner zusätzlichen Verkehrsbela-
stung auf diesem Straßenzug mit den entsprechenden nachteiligen Folgen hinsichtlich
Lärm- und Schadstoffimmissionen in den bisher gering oder gar nicht belasteten Ab-
schnittcn sowie dem Ansticg der Trcnnwirkung vor allem im Bereich "Haus Roden-
berg". Für Variante 3 geltcn diese Aussagen ebenfalls , da hier das Straßennetzele-
ment 'lNordumgehung" mit den entsprechenden Verkehrsführungen ebenfalls enthal-
ten ist.

Die Eingiffe in den Naturhaushalt und die Belastung der empfindlichen Nutzungen
sind jedoch ausgleichbar. Hieran werden antsprechende Ausgleich- und Ersatzrnaß-

nahmen im Bebauungsplan festgesetzt.

Die Südostumgehung alleine (Variante 2) liefert dahingegen einen vergleichsweise
geringen Beitrag zur Entlastung des Ortskernes, es verbleiben hier immerhin'noch ca,

12000Kfzlz4h auf dem Shaßenzug Aplerbecker Marktplatz/Köln- Berliner-§Eaße.
Auch der Bereich der zentralen Stadtbahnhaltestelle "Aplerbeck" in der Marsbruch-
staße wird gegenäber dem heutigen Zustand zwar vom Verkehr entlastetet.
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Die Trennwirkung und Cefährdung durch den motorisierten Individualverkehr bleibt
jedoch erhaltcn. Die städtebaulichen Ziele wie Verbesserung der Aufenthaltsqualität
sowie der Wohnsituation im Ortskern und die Stärkung der Zentrumsfunktionen kann
aufgrund dcr vcrbleibende.n Vcrkehrsbelastung nicht bzw. nur sehr eingeschränLct er-
röicht werden.

Durch die Südostumgehung werden vor allem die Straßenzüge Vieselerhofstaße/ Ab-
teistraße und Schwerter Straßeßuldastraße in einigen Abschnittcn zum Teil erheblich
vom Verkchr entlastct, Es istjedoch auch zu bcräcksichtigen, daß aufgrund der Lini-
enführung der Südostr,rmgehung Verkehre von der B 236 n auf den Straßenzug Witt-
bräuckerstraße'/Südostumgehung zuräckverlagert werden und damit die Wittbräucker
Straße im Vergleich mit der Nullvariante eine zusätzliche Belastung erhält.

Das übrige Straßennetz unterscheidct sich in seiner Verkehrsbelastung nicht oder nur
unwesentlich von dcm dcr Variante l, da es sich hierbei primär um Ziel- und Quell-
verkehr handelt, der durch die untersuchten Netzveränderungen bzw. -ergänzungen
nicht reduziert oder verdrängt werden kann,

Den Entlastungseflekten sind die Eingriffe in den Naturhaushalt und das Landschafls-
bild gegenüberzustellen, die aufgrund der Zerstörung ökologisch wertvoller Flächen
sowie des Biotopverbundes besonders negativ zu beurteilen sind.

Aufgrund der Schwere des Eingriffes einerseits und des relativ geringen Zielerrei-
chungsgrades bei den angestrebten städtebaulichen Verbesserungen im Ortskern ist
die Variante 2 nicht weiter zu verfolgen.

Die Variante 3, die sowohl die Nordumgehung als auch die Südumgehung beinhaltet,
verbindet daher alle Vor- und Nachteile der bereits diskutierten Varianten miteinan-
der. Dies bedeutet eine weitgehende Verkehrsentlastung im Ortskern und im Bereich
Schwerter Straße, diejedoch verbunden ist mit dem besonders schweren Eingriff
durch die Südostumgehung.

Es ist daher der Nordumgehung (Variante 1) zur Eneichung der angestrebten städte-
baulichen Verbesserung bei gleichzeitiger geringerer Belastung durch Lärm- und
Schadstoffimmissionen im Ortskem der Vorang zu geben vor der Variante 2 (Süd-
ostumgehung), die in absehbarer Zeit zunächst nicht weiterverfolgt werden sollte.

Optional sollte jedoch weiterhin die Trasse der Südostumgehuns ftr eine später
mögliche Straßenbaumallnahme offen gehalten werden.

/



29

5.7 .l Inhalt und Bewertung der ergänzenden verkehrlichen Untersuchung ntch Of-
fenlegung tm ApriUMrl 1995

Nach Abschluß der Offmlegung sind ergänzende verkehrliche Untersuchungen
durchgefrhrt worden, zumal sich nach Vorbereitung der Offenlegung des Bebauungs-
plan-Entwurfes Ap 201 verschiedene vcrkchrliche Randprobleme geändert haben und
auch größere Areale, wie der Bereich der Stadtkrone Ost Verplanungen hinsichtlich
einer Nachfolgeuntersuchung erfahren hat. Die Ergebnisse dieser ergänzenden Unter-
suchungen sind nachfolgend im Detail dargestellt.

Verkehr vermeiden
Verkehr verlagem
Verkehr verträglich machen.

Verkehr vermeiden

Die Stadt Dortmund verfolgt eine tangfristig angelegte Konzeption zur funktionalen
und gestalterischen Aufuertung ihrer Stadtteilzentren, Damit soll die Identifikation
der Bürgerinnen und Bürgei mit "ihrem" §tadtteil g€fördert und eine "Stadt der kur-
zen Wege" geschaffen werdcn, dic zur Vermeidung von - vor allem mit dem Kmft-
fahrzeug durchgeführten - Fahrten beiträgt. Die Entwicklung eines vom Kraftfahr-
zeugverkehr entlasteten, als Fußgängerbereich ausgewiesenen Ortszenüums ist die
wichtigste Maßnahme im städtebaulichon Gesamtkonzept für den Stadtteil Apler-
beck, da nur so die Athaktivität ats Einkaufsstandort und frr aadere öffentliche Ein-
richtungen mit kommunikativer Funktion langfristig sichergestelh werden kann,

b) Verkehr verlagern

Das Cesamtkonzept beinhaltet die Attraktivierung des öffentlichen Personennahver-
kehrs durch den zweigleisigen Ausbau der Stadtbahnstrecke U 47 mit der Option
einer Verlängerung bis zum Haltepunkt Dortmund - Aplerbeck der Deutschen Bahn
AG sowie einer verbesserten Verknüpfung zwischen der Stadtbahn und den Linien-
bussen im Ortskem von Aplerbeck.

a)

b)
c)

a)

Im Zuge der Verkehrsberuhigungsmaßnahmen im Ortskembereich wird die Situati-
on für den Radverkehr verbessert (u. a, ganztägige Befahrbarkeit des Fußgängerbe-
reiches), so daß eine Verlagerung von Kraftfahrzeugfahrten aufdas Fahrrad zu er-
warten ist.

Das Verkehrskonzept für den Ortskem Aplerbeck beschrlinkt sich nicht aufdie Verla-
gerung des Kraftfahrzeugverkehrs und der dadurch hervorgerufenen Belastungen von
der Vorderfront zur Rückseite der Bebauung an der Köln-Berliner Straße. Bestandtei-
le des dem Bebauungsplan-Entwurf zugrunde liegenden Verkehrskonzeptes sind viel-
mehr die Bausteine
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Komplementär zu diesen Qualitätsv'örbesserungen frr die Verkehrsmittel des Um-
weltverbundes wird die Attraktivität des Snaßenneees im Ortskern von Aplerbeck
insbesondere ftr den Durchgangsverkehr reduziert, da die Führung über die Nord-
umgchung weniger zägig als der derzeitige Zustand ist und der großräumige Ver-
kchr daher aufübergeordnete Straßen (B l, B 236 n) gedrängt wird.

c) Verkehr vertriglich machen

Das angestrebte Ziel, den Aplerbecker Ortskem verkehrlich zu entlasten rurd damit
die Zentrumsfunktionen (Einkaufen, öffentliche Einrichtungen, Aufenthalt und
Kommunikation) langfristig zu sichorn, kann jedoch mit einer modalen Verlagerung
allein nicht erreicht werden. Daher sieht der Bebauungsplan-Entururf die räumliche
Verlagerung des Kraftfahrzeugverkehrs aus dem zentralen Einkaufsbereich in Berei-
chc vor, die hinsichtlich dcr anliegenden Nutzungen weniger sensibel sind bzw. in
denen die vorhandenen und zu erhaltendcn Nuizungen mit technischen Mitteln bes-
ser ior den negativen Auswirkungen des Kfz-Verkehrs geschüEt werden können
(Sohallschutz für Wohnungen). Entsprechend beinhaltet der Bebauungsplan textli-
che Festsetzungen zum Schallschutz, mit denen die Kraftfahrzeugverkehrsbelastung
cntlang dcr Nordumgehung vertäglicher gemacht wird.

Ein wichtiger Grund frr die Entschcidung zum Bau der Nordumgehung liegt darin,
daß die Verträglichkcit des Kraftfahrzeugverkehrs im heutigen Straßenzug Köln-
Berliner Straße/Aplerbecker Marktplatz weder mit derartigen Schallschutanaßnah-
men noch mit einer allgemeinen gestalterischen Aufuertung des Straßenraumes er-
reicht werden könnte.

Durch den Bau der Nordumgehung und die Schaffung einer Fußgängerzone in der
bisherigen Ortsdurchfahrt wird lediglich ein Netzelement des Straßengrundnetzes
(Straßenzug Köln-Berliner-Straße./Aplerbecker Marktpiatz) durch ein anderes (ge-
plante Nordumgehung) ersetä. Durch den Bebauungsplan-Entqurf wird das Ver-
kehrsaufkommen in Aplerbeck nicht erhöht. Die in der Ortskernplanung vorgesehe-
ne Verkehrsführung unterbricht die Nord-Süd-Verbindung für den Kfz-Verkehr
(über den Straßenzug Marsbruchstraße/Köln:Berliner-Straße./Aplerbecker Markt-
platz/\Mittbräucker Straße. Für Nord-Süd gerichtete Durchgangsverkehre verringert
sich durch die geplante Nordumgehung die Attraktivität des Straßennetzes im Apler-
becker Ortskern, da mit der neuen Straßentrasse ein erheblicher Umweg für diesen
Verkehrsanteil (westliche Umfahrung anstelle bisheriger geradliniger Führung) ent-
stehen wird. Von daher wird eher mit einer Verringerung als mit einer Erhöhung des

Durchgangsverkehrs zu rechnen sein. Die Verkehrsuntersuchungen zum Bebauungs-
plan-Entwurf bestätigen diese Einschätzung. Neirverkehre entstehar nur durch die
städtebauliche Entwicklung im Stadtbezirk Aplerbeck.

Zusammengenommen sind die vorbeschriebenen Maßnahmen dazu geeignet, das

Umsteigen vom Kraftfahrzeug auf Verkehrsmittel des Umweltverbundes zu unter-
stützen (modale Verlagerung).
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Außerdem trägt die im Bau befindliche B 236 n zur Entlastung des Ortsteils Apler-
bcck vom Durchgangsverkehr bei. Sie wird die Verkehrszunahme abfangen und den
Bereich Aplerbeck um bis zu 25 o/o vom Verkehr entlästen. Dies geht aus den darge-
legten Netzberechnungen plausibel hervor, wobei in diesen Untersuchungen eine
allgerneine Verkehrszunahme von bis zu 4 % im Jahr 2000 gegenüber heute bereits
beräcksichtigt ist.

Die Untersuchungen mit Hilfe des Verkehrsumlegungsmodells haben ergeben, daß
die Marsbruchstraße aufgrund dieser Baumaßnahme toE dei zu erwartenden allge-
meincn Zunahme des Kraftfahneugverkehrs nicht oder nur geringfrgig stärker bela-
stet wird als im derzeitigen Zustand. Der Bebauungsplan-Enwurf mit seiner teil-
räumlichen Wirkung auf den Stadtbezirk Aplerbeck kann nicht gesamtstädtische

Verkehrs- probleme löscn. Es ist vielmehr das Ziel der Planungen, die negativcn
Auswirkungen des Kraftfahrzeugverkehrs im städtebaulich besonders sensiblen
Ortskem von Aplerbeck zu beseitigen bzw. zu reduzieren.

Einwendungen zur planerischen Methodik und zu den Sichtweisen der StraßenneE-
variantenuntersuchung lassen sich nicht nachvollziehen. Die sogenannte Nullvarian-
te, d. h. der Planungsnullfall ist als Prognose der zukünftigen Kraftfahrzeugver-
kehrsbelastung auf dcm im Planungsgebiet unveränderten StreckcnneE richtigerwei-
se in die Untersuchung einbezogen worden.

Ein Planfall ohnc den Bau einer Entlastungsstraße (Null +-Variante) istjedoch nicht
in die vergleichcnde Bewertung der Planungsaltemativen einbezogor worden, da er
in jedem Fall das Verbleiben des größten Teils des Kraftfahrzeugverkehrs im Sta-
ßenzug Köln-Berliner Straße impliziert und daher dern Planungsziel - Schaffung ei-
nes Fußgängerbereiches - zuwider läuft. Trotzdem sind im Ratrmen der verkehrli-
chen Untersuchungen zum Bebauungsplan-Enhrurf die Möglichkeiten des Verzichts
auf den Bau einer Umgehungsstraße gepräft worden.

Der Progrosehorizont "Iahr 2000" ist sinnvoll, da er alle absehbaren netzplaneri-
schen sowie auf die Stadtentwicklung bezogenen Vorhaben enthält und die Verände-
rung des gäsamtstädtischen KraftfahLeugvirkehrsaufkommens in diesem Zeitraum
zuverlässig abgeschäta werden kann. Die Venwendung wesentlich längerer progno-
sehorizonte impliziert größere planerische Unsicherheiten durch nicht absehbare und
stadplanerisch nicht beeinfl ußbare Entwicklungen.

Ein wesentliches Ziel des Bebauungsplanes Ap 201 ist die Schaffirng einer Fußgän-
gerzone im Ortszentrum von Aplerbeck. Da der von dieser Maßnahme behoffene
Straßenzug Köln-Berliner-Snaße,/Aplerbecker Marktplatz zum Stral3engrundnetz des
Dortmunder Stadtgebietes gehört und im bestehenden Straßennetz keine Alternati-
ven zur Verfrgung stehen, die den aus dem Ortskem zu verlagemden Kraftfahrt-
zeugverkehr auftrehmcn könnten (flächenhafte Verkehrsberuhigung der Wohngebie-
te), muß der Netzanschluß durch den Neubau einer Umgehungsstraße wiederherge-
stellt werden. Eine Planungsaltemative mit dem Verzicht auf einen SEaßenneubau
istjedoch in Verbindung mit deir aufgezeigten verkehrslenkenden und verkehrsmin-
demden Mallnahmen nicht zielfrhrend.



32

Trotz dieses Sachverhaltes ist im Rahmen.der Verkehrsuntersuchungen überprüft

worden, welche Entlastungseffekte frr den Einkaufsbereich im Ortskem bei einem

Verzicht auf dcn Bau einer Umgehungsshaße erreichbar wären' Diese Aspelre sind

nachfolgend dargestellt.

Der Anteil des Durchgangsvcrkehrs an dem gesamten, durch den Ortskern von Ap-
lerbeck fahrenden Kraftfahrzcugverkehr liegt zwischen 20 und 30 %. Das bedeutet,

daß 70 bis 80 % der Fahrten nicht auf das übergeordnete Shaßennetz verlagert wer-

den können, da sie entweder ihren Ausgangspunkt oder Endpunkt (Quell-/Zielver-

kehr) oder beides (Binrienverkehr) in Aplerbeck haben. Entlastende Maßnahmen (2.

B. Plörtneranlage) in der Ortskemdurchfahrt (Köln-Berliner-Straße,/Aplerbecker

Marktplatz) wärden daher zwangsläufig zu einer höheren Belastung der verkehrsbe-

ruhigten Wohnberciche frhren. Die Vcrkehrsmodellrechäungen zeigen, daß dcr
Straßenzug Köln-Berliner-§traße/I\rIärtmannstraßelNtfarsbruchstraße/Rodenberg-
straße in diesem Fall die Funktion einer Nordumgehung übemiruat, Die radial von

mehreren Seiten auf das Ortszentrum zuführenden Wohnsammelsraßen wärden

dann die Haupterschlie ßungsfunktion für den gesamten Ortskern übernehmen und

eine im Vergleich zum heutigen Zustand wesätlich größere Kraftfahrzeugverkehrs-

belastung aufitreisen.

Diese Auswirkungen laufen den Beshebungen zuwider, die Wohnbereiche flächen-

haft zu beruhigen. Gleichieitig wird das Ziel, einen attraktiven Einkaufsbereich im
Ortskern zu schaffcn, nicht erreicht, da der Ikaftfahrzeugverkehr auch bei reduzicr-

ter Menge noch erhebliche Flächenanspräche hat, die dcm Rad- und Fußgängerver-

kehr entzogcn werden. Einc entsprechende Planungsvariante ist aus diesen Gründen

nicht in die weiteren Untersuchungen einbczogen worden.

Die Anbindung der Mersbruchstraße an die B I in östlicher Richtung ist im Netz-

modell bereits entsprechend dem aktuellen Planungsstand berücksichtigt (vgl. Ziff.
5.3 der Begrändung).

Die Gesrmtschule Ost ist sowohl hinsichtlich der Anzahl der Schulplätze als auch

ihrer Lage und ihrcr zeitlichen Realisierung noch weitgehend unbestimmt. Zum go-

genwärtigen Zeitpunkt ist es daher nicht sinnvoll, dieses Bäuvorhaben bei der Ab-
schätzung der Verkehrserzeugung zu beräcksichtigen. Dieses Vorgehen führt außer-

dem zu keiner für die Abwägung der Netzvarianten erheblichen Unterschätzung des

Verkehrsaufkommens im Bebauungsplangebiet, da

Fahrten von und zur Gesamtschule Ost nur zu einem geringen Anteil
(Lehrer und volljährige Schüler) mit Kraftfahrzeugen durchgeführt wer-
den,

sich das Verkehrsaufkommen entsprechend der unterschiedlichen Schul-

anfangszeiten teilweise auf den Zeitraum außerhalb der morgendlichen
Hauptverkehrszeit erstreckt und

in der nachmittäglichen Hauptverkehrszeit wenige Fahrten von untl zur
Schule stattfinden.
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Fär dic Dimensionierung der Vcrkehrsanlagen im Geltungsbereich des Bebauungs-
plan-Entururfes ist die Cesantschule Ost daher ohne Belang,

Hinsichtlich der Lärm: und Schadstoffemissionen durch den zusätzlichen Kraftfahr-
zeugverkchr sind keine für die Abwägung der Planungsvarianten relevanten Auswir-
kungen anzunehmen, da lediglich mit matginalen, nicht wahrnehmbaren Erhöhun-
gen der Emissionen zu rechnen ist.

Die zukünftigen Nutzungen auf dem Gelände der §tadtkrone Ost sind zwischen-
zeitlich durch den am 20. I I . I 995 abgeschlossenen stiidtebaulichen Wettbewerb kon-
kretisiert worden. Auf der Grundlage der im Siegerentwurf (Prof. Sieverts, Bonn) .
vorgesehenen Nutzflächen ist eine Neuberechnung des zu erwartenden Verkehrsauf-
kommens im Kraftfahrzeugverkehr erfolgt.

Das Ladenzentrum Rodenbergstraße ist in den Verkehrsuntersuchungen, die der
Begrändung des Bebauungsplan-Entwurf zugrunde liegen, mit insgesamt 290 Stell-
plätzen und dem daraus resultierenden Kraftfahrzeugverkehrsaufkommen berück-
sichti$ worden. Im Zuge des Bauantragsverfahrens ist ein um 160 Stellplätze erhöh-
ter Stcllplatznachwcis fcstgeseEt worden. Fär den Bebauungsplan-Entwurf ergeben
sich keine Veränderungeri zumal in dern angesprochenen Bereich auf der Gemein-
schaftsstellplatzanlage und dem 2-geschossigen Parkhaus insgesamt ca. 450 Stell-
plätze möglich sind. (siehe auch Ausfrhrungen unter Ziffer 5,10 der Begrüadung).

a) Auswirkungen auf die Netzbelastung im Planungs-Nullfall

Die Erhöhung des Stellplatznachweises ftr das Ladenzentrum Rodenbergstraße hat
in den unmittelbar angrenzenden Straßen eine Zunahme der täglichen Kfz-Verkehrs-
menge um l8 % (Ringofenshaße) bzw. ll % (Rodenbergstraße) zur Folge.
Im Bereich deq Aplerbeckcr Marktplatzes und der Köln-Berliner-Straße bleiben die
Verkehrsbelastungen konstant; Die Haupterschließungsstraßen nördlich der Köln-
Berliner Straße werden um max. 8 % zusätzlich belastet, wobei diese Zunahmen im
wesentlichen aus den Verkehrsbeziehungen von und zum Ladenzentrum Rodenberg-
st(aße resultieren. Die Entwicklung der Stadtkrone Ost hat auf die Verkehrsbelastun-
gen im Stadtteil Aplerbeck keinen planungsrelevanten Einfluß.

b) Äuswirkungen auf die Netzbelrstung bei Vsriante 1

Insgesamt ist - bedingt durch die Entwicklung der Stadtkone Ost und das Laden-
2entrum Rodenbergstraße - auf der Nordumgehung mit einer Zunahme der täglichar
Kfz-Menge um 2 - 5 o/o gegenüber den in der offengelegten Begründung zum ge-
bauungsplan-Entwurf enthaltenen Angaben zu rechnen,

Die plancrische Konkretisierung der Maßnahmen "Stadtkone Ost" und "Ladenzen-
trum Rodenberg" sind in eine Neuberechnung 4ller Pl"rnfälle sowie der Nullvari-
snte eingeflossen, wobei sich die im folgurden dargestcllten Auswirkungen auf die
Kraftfahrzeugverkehrsbelastung im Bebauungsplan-Bereich ergeben haben:
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Auf der Marsbruchstraße und auf der Aplerbecker Straße, auf denen sich der Kfz-
Vcrkehr aus den umliegenden Wohngebietcn sammelt, erhöht sich «lie tägliche Bela-
stung ebenfalls um ca. 5 %, während im übrigen Straßennetz von Aplerbeck keine
nennenswerten Veränderungen der Verkchrsbelastung gegenübff den der offenge-
legten Begründung zui Ortskernplanung zugrundeliegenden Proglrosen zu erwarten

sind.

c) Auswlrkungen auf dle Netzbelrstung bei Variante 2

Auf der Südostumgchung bleibt die t.ägliche Kfz-Verkchrsmonge unverändcrt, cla

die auf die Stadtkone Ost bezogenen Verkehre über clie B I verlaufen. Die Bela-

stung im Ortskembereich (Aplerbecker Marktplae uqd Köln-Berliner-Straße) ent-
spricht ebenfalls dcn in der offengelegten Begrändung zum Bebauungsplan-Entwirf
enthaltenen Angaben,.In dcr unmittclbaren Umgebung des Ladenzengri4s Roden:
bergstraBe erh6ht sich die tägliche Kfz-Verkehrsmenge um 400 - 800 Kft (Ring-
hofensuaße/Rodenbergstraße). Da diese Straßen in der Variante 2 mit ca. 6.000 Kfz
pro Tag belastet sind, bedeutet der geringe absolute Zuwachs eine prozentuale Erhö-
hung um 7 - 13 %, verglichen mit den Angaben in der offengelegtm Begrüntlung
zum Bebauungsplan-Entwurf. Da das Einzugsgebiet des Ladenzentrums überwie-
gend im Stadtteil Aplerbeck liegt, erhöht sich in den Haupterschließungsstraßen
(u.a. Marsbruchstraße, Aplerbecker Straße, Schärbankstraße) die Kfz-Verkehrsbela-
stung ebenfalls um max. I %.

d) Auswirkungen auf die Netzbehstung bei Variante 3

Die Variante 3 stellt die Uberlagerung von Nordumgehung untl Südostumgehung

dar. Sie zeigt daher insgesamt vergleichbare Auswirkungur hinsichtlich der städte-

baulichen Entwicklung der Stadtkrone Ost und des erhöhten Stellplatzrachweises
frr das Ladenzentnrm an der Rodenbergstraße"

Die Kfz-Verkehrsbelastung im Straßenzug Ringöfenstraße - Rodenbergstraße
(Nordumgehung) erhöht sich um max. 5 % gegenüber den Berechnungen, die der

offengelegten Begründung zur Ortskemplanung zugrunde liegen. Auf der Mars-
bruchstraße urd der Schüruferstraße treten ebenfalls leichte Belastungszunahmen
von bis zu 5 % auf, während die Südostumgehung keine nennenswerten Verände-

rungen zeigt.

Zu der befürchteten Verlagerung von Verkehrsströmen in die Wohnbereiche außer-

halb des Bebauungsplanbereiches an der Fuldastraße, der Schwerter Straße und in
der Aplerbecker Mark ist anzumerken, daß der Bebauungsplan-Entwurf Maßnahmen
gegen den motorisierten Individualverkehr in der Fuldastraße/Schwerter Straße nicht
ausschließt. Insofern verstößt er nicht gegen die Zielsetzung, in Wohngebietar dcn
Verkehr in verträglichem Umfang zu halten.

Der Anstieg des Verkehrsaufkommens auf der Schwerter Straße ist durch eine allge-
meine Zunahme bedin6, die nicht von der Ortskemplanung verursacht wird.
Eine Entlastung der Straßen in Aplerbeck vom Nord-Süd-Durchgangsverkehr ergibt
sich im wesentlichcn aus dcr B 236 n und erst an zweiter Stelle durch die geplante

Nordumgehung oder die Südostumgehung.
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Straßenabschnin Null-Variants Variante 1 Variante 2 Variante 3 Analyse 1995
oTV(Klzl24h) DTV( Kf z/24h) | DTV( Kf z/24h) OTV(Kfzl24h) DTV(Kfzl24ht

Köln-Berllner-StraBe
zw. Marsbruch- und Märtmannstr. 15568 10661 1817
zw. Märlmann- und Aplsrbscksr Str. 19831 15565 tzöoo 13926 22700
zw.. AplBrbecker - u, ViesBlerholstr. 13010 13048 11 158 11172 15340
östl. Vi€selerhofslr. 16473 13456 11741 11265

Aplerb€cker Marktplatz 497 11796 480 24510
Wtlbräucker Straß€
zw. Schüruler- u. Befl ediktinerstr. 15397 12900 12845 r 2355 21290
südl. Ben€diktinerstr. 17341 15452 19429 19711 I t zol)

Schürufer Straße
zw. Ap. Marktplatz u. Ringolenstr. 't1824 12417 11896 11954 13930
westl. Bingolenstr, 11440 114?9 11909 12472

Marsbruchstraß€
zw. Köln-Berliner u. Rodenbergstr. 3467 0 3597 0 6940
zw. Rodenberg- u. Märtmannstr. 10123 10232 10675
zw. Märlmann- u. Schürbankstr. 13730 1 1758 13377 12184 1 1790
zY/. Schüöank- u. Gevelsbergstr. 13151 12359 12959 12818 11010
zw. Gevelsbergstr. u. B 1 11395 11045 11597 '1 1313

Märlmannslraß€ 7438 '1523 6234 1509
Gevelsb€rgstraße 4317 3837 4238 3847
Rlngolenstraße saldl. Rodenbergstr. 17094 6426 14176
Fodenberg3traß€ 7235 18675 6769 16134
Schtirbankstraße 4005 6toE 3707
Aplerbecker Straße
zw. Köln-Berlinsr- u. Schürbanksti. 10935 10867 10953 10689 10390
zw. Sch ürbank- u. Wsiße-Ewald-Slr. 1 1086 10617 r 0493 9821
nördl. Weißs-Ewald-Str. 13998 13847 13374 12657

Schwelzer Alle€
nördl. Canarisstr. 6978 8892 6364 6810
zw. Canaris- u. Schwertei Str. 5771 6738 6872 6152

Vleselerholstraß€ 9077 9255 1934 2349
Schlagbaumstra ße südl. Canarlsstr. 4869 6450 147 Ibi)
Schwerler Strafr€/Fuldastraße

zw. Wittbräucker u. Ap.-Mark-St- 9286 10610 533S 6210
zw. Ap.-Mark-Str. u. Schw6izer All6€ I ZOOY 14766 9924 9986
zw. Schweizer A . u. Schlagbaumstr. 10719 I tzvo ato4 8319

Nordum ehung 0 1452? 0 12317
Südostum
zw. Wittbräuckerstr. u. Schweizer A. 0 0 12046
2W izer A. u. Schl 0 0 14210 14337
zw,Schl m- u. Köln-Berlin€r-Str. 0 0 14049 14495

B'l
zw. 236 n u. Am Gottesacker 76925 78665 79066 toö l1
zw. Am G ottesacker u. Leni-Rommel 80214 80679 80259
zw. Leni-Rommel-Str. u. Budd€nacker 6'1 1 39 61315 61495 60992

8236n
zw. B 1 u. Am Fsmb6 rg 46185 47198 43169 44343
zw. Am Fl u chüruferstr. 44501 47359 43297
südl. Schürulerstr. ö1ööt 35844 3?972 34483

Grundlago dsr Berechnung:
Verkehrsprognosa Z0O0 (mod/Stadtkr.)
Straßengrundnetz 6.6-V'

r
I

18462

I-

I

7379

451 91
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Die Verkehrssituation auf dcr Fuldastraße"/Schwerter Straße wird, sofern nicht Ziel-
und Qucllverkchr, sondem Durchgangsverkchre gemeint sind, großteils durch den

zwischen Richtung Berghofen/[Iörde und Sölderholz/Lichtendorf fließenden Ver-
kehr geprägt. Dieser wird durch dic geplante Nordumgehung oder die Sädostumge-

hung nicht so bceinflußt, dqß 6ins stichhaltige Kritik am Bebauungsplan-Enn*'urf
gegbben wärc.

5,8 OffentlicherPersonennlhverkehr

Im Flächennutzungsplan der Stadt Dortmund vom 27.06.1985 ist die Stadtbahnrasse

von der B I mit Verlauf durch den Freiraum Aplerbeck-Nord bis in den Ortskern Ap-
lerbeck enthalten. Die Stadtbahnrasse findet auch Beräcksichtigung in dem rechts-

verbindlichen B ebauungsplan Ap 154,

In der Sitzung am 17.05.1990 hat der Rat der Stadt Dortrnund
- die 44. Anderung des Flächennutrungsplanes - Marsbruchstraße -, .

- die Neuaufstellung des Bebauungsplanes Ap 154 - Marsbruchshaße -,

- die Aufstellung des Bebauungsplanes Ap 190 - Verkehrsband Gottesacker /
Marsbruchstraße - und

- die Beteiligung der Bürger(innen) an der Bauleitplanung . beschlossen.

Die Veranstaltung zur Bürgeranhörung hat am 05.06.1990 stattgefunden.

Das Planungsziel der 44.Flächennutzungsplanänderung sowie der Bebauungspläne
Ap 154 (neu) und Ap 190 betrifft unter anderem die Verlegung der Stadtbahnaasse

aus dem Freiraum in die Marsbruchstraße. Die 44. Anderung des Flächennutzungs-
planes kann erst weitergefthrt und zum Abschluß gebracht werden, wenn eine kon-
krete Planung frr das Verkehrsband B I /lr4arsbruchstraße zwischen dem Knot€n B
l/B 236 n und dem Ortskcm Aplerbeck vorliegt. Aus den vorgenannten Griinden ist
die Verlegung der Stadtbalmträsse nicht Gegenstand der 60. Anderung des Flächen-
nuEungsplanes - Ringofenstraße - und die Stadtbahnlinie im Anderungsplan nicht
dargestellt.

Der Ortskern Aplerbeck wird durch die Stadtbahnlinie U 47 mit der derzeitigen End-
haltestelle Aplerbeck (Marsbruchstraße/Köln-Berliner Straße) im lO-Minuten-Takt an

die Innenstadt Dortmund angebunden. Diese Haltestelle ist eine der am stärksten be-
Iasteten Umsteigehaltestellen im Stadtgebiet Dortmund, da hier auch 6 Buslinien
(447,453,457, 459,467 urtd 477) der Dortmunder Stadtwerke AG mit der Stadtbahn
verknüpft sind.

Nachfolgend sind die ergänzenden Verkehrserhebungen nach dem Stand vom Januar

I 996 tabellarisch niedergelegt,



a)

b)
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Die Gleisanlagcn in der Marsbruchstraße, die eingleisig mit ciner Ausweiche (zwi-
schen Märtmannsbaße und Schärbankstraße) vorhanden sind, werden im Zuge des

Beschleunigungsprogramms für Stadtbahnzulaufstrecken weiter ausgebaut und frr
den Einsatz däs B-80 Wagens hergerichtet. Insbesondere wird die Haltestelle "Apleq
beck" (Ortskem) 2-gleisig für Doppel-Traktion umgestaltet werden, so daß eine at-
traktive Haltestcllenanlagc mit vcrbessertcn Umsteigemöglichkeiten entstehen wird.
Dartiber hinaus wird sie baulich so angelegl, daß eine Verlängerung der Stadtbahnli-
nie in Richtung Aplerbecker MarkElatz und eine Verknüpfung im Bereich des Balrn-
hofes Aplerbeck möglich ist.

Fär die Zweigleisigkeit der Stadtbahnfrhrung sind zwei Grüurde maßgebend, die
nachfolgend dargestellt sind.

Fär eine Verlängerung der Stadtbahnführung von Aplerbeck Markt über die Witt-
bräucker Straße bestehen derzcit noch keine verkehrstechnischen Entwürfe und somit
keine Variantenuntcrsuchungen. Es ist sowohl eine zweigleisige Führung in der Fahr-
bahn denkbar als auch ein eingleisiger Abschnitt auf besonderem Bahnkörper in Mit-
tel- oder Randlage. Die zweite Lösung kann unter Genehmigungs- und Finanzie-
rungsgesichtspunktcn günstiger scin. Sie beeinträchtigt zudem den Verkehrsfluß und
die Verkehrssichcrheit wcniger. Hierftr ist zum Zweck eincs reibungslosar Fahrbe-
triebes cine Zweigleisigkeit in der Marsbruchstraße erforderlich.

Entgegen der Darstellung von Einwendern im Rahmen der Offenlegung ist eine
"dichtere Taktfolge als I0 Minuten'i durchaus denkbar. Der Innenstadttunnel ist mit
30 Zügen pro Stunde und Richtung belastbar, Bei cinem Bestand der Bedienung
Westfatcnstadion/Hacheney (10/t0 Min.) wirft auf den Asten nach Hörde und nach
Aplerbeck ein 6/6/8-Minutentakt keine technischen Problerne auf. Dieser TakI wurde
1989 auf der Linie U 4 I und im ersten Fahrplanjahr der U 42 bereits angeboten unil
hat sicht dort betriebstechnisch bewährt,

Durch eine solche Taktverdichtung wird im Bebauungsplanbereich eine weitestge-
hend zweigleisige Streckenführung erforderlich. Die Option hierauf muß im Sinne
künftiger Verbesserungen des ÖPNV erhalten werden. Hinzu kommt, daß eingleisige
Strecken immer deutlich störanfälliger sind und von daher aufdas unbedingt notwen-
dige Mall zu reduzieren sind,

Die Zweigleisigkeit der Stadtbahnstrecke auf der MarsbruchsEaße bringt eine Entzer-
rung der Verkehrssituation an der Kreuzung MarsbruchstraßelRodenbergsfaße und
ein besseres Funktionieren der Vorrangschaltung, insbesondere bei einer Südverlän-
gerung der Strecke mit sich, da in einem Lichtsignalanlage-Umlauf zwei Züge die
Kreuzung passieren können.
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Diä vorgenannten Buslinien, dio im Stadbeirkszentrum zusammenlaufen, erschließen
zum cinen die Ortsteile innerhalb des Stadtbezirks Aplerbeck und stellen zuur ande-
ren die Verbindung zu den benachbarten StadtbezirkszenEen her. Zentraler Umstei-
gepunkt sowbhl zwischen den Buslinien als auch mit der Stadtbahn ist die Haltestelle
Apletbeck an der Köln-Berliner Sraße&Iarsbruchshaße. Zu diesem Zweck werden
fast alle Buslinien durch die Mischverkehrsfläche Aplerbecker MarktplaE / Köln-
Bcrlincr-Straße gefrhrt, um eine fahrgastfreundliche Bedienung zu ermöglichen und
eine optimale Verknüpfung zwischen Bussen und Stadtbahn zu erreichen.

Das Zenhum Aplerbeck ist daräber hinaus auch an das Schienennetz der Deutschen
Bundesbahn angebunden. Der Bahnhof Dontrnund-Aplerbeck wird von der City-
Bahn-Linie Dortmund-Hauptbahnhof - Soest (CB 42) im Stundentakt bedient, der
während des morgendlichen und abendlichen Berufsverkehrs auf einen Ha.lbstundelr-

takt verdichtet wird.

5.9 Redverkehr

Im Radverkehrsplan der Stadt Dortmund sind im Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes Ap 201 Radverkehrsanlagön vorgcsehen, die - abgcstimmt auf die ZielseEungen
des Bebauungsplanes - aufgenommen werden. Im Zuge der geplanten Nordumgehung
/Rodenbergstraße/Ringofenstr-aße werden ebenso wie an der Schüruferstraße und der
Wittbräucker Snaße Radwege bzw. Radfahrsteifen angelegt werden. An der Köln-
Berliner-Straße östlich der Nordumgehung sind cbenfalls Radwege bzw. Radfalu-
streifen vorgesehen.

Das Erschließungsstraßensystem, zu dem unter anderen die Köln-Berliner-Straße im
Abschnitt zwischen Ruinenshaße und Nordumgehung, die Ruinenshaße, die Lübck-
erhofstrale und die Märtmannstraße gehören, werden kihftig als Zonengeschwindig-
keitsbereiche (30 km/h) ausgswiesen und sind ohne besondere Anlagen zum Radfah-
ren geeignet.

Die Mischve rkehrsflächen des Aplerbecker Marktplatzes, der Marsbruchsnaße und
der Köln-Berliner-Straße sollen von Radfahrern ohne Einschränkungen bofahren wer-
den können.

Es ist vorgesehen, zwischen Strickerstraße und Aplerbecker Marktplatz eine Verbin-
dung für Fußgänger und Radfahrer herzustellen, Darüber hinaus wird im Zuge der
Emscherenaturierung eine Fußwege- und Radfahrverbindung im gesamten Verlauf
hergestellt werden. Ein Abgleich mit Plänen des Emscherverbandes ist vorzunehmen,
wenn diese nach eingeleiteter Planaufstellung die entsprechende Planreife eneicht
haben.

Fahrradabstellanlagen sind bzw. werden im Rahmen dos Besohleunigungsprogram-
mes der Strallenbahn/Städtbahn installiert. Weitere Anlagen sind im Ortskem Apler-
bcck vorgesehen, §tandorte werden jedoch nicht im Bebauungsplan festgelegt, um
flexibel auf die Bedürfirisse dcr Nutzcr reagieren zu k6nnen.
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Die Weitefihrung des während der Qffenlegung vorgeschlagenen Radweges gerade-

aus auf Gehwegniveau entlang der Schürufershaße ist sinnvoll und gibt dem Radfah-

rerdie Möglichkeit, ohne Halt an der Ampel in Richtung des Aplerbecker Ortskems

weiteranfahren. Diese Führung soll im Zuge des Straßenausbaus beräcksichtigt

werden.

5.10 Ruhender Verkehr

Im Aplerbecker Ortskem bar, in dessen Randbereichen sind ca, 470 öffentliche Stell-
ptätze vorhanden, die in vollem Umfang beansprucht werden.

Der Bebauungsplan schreibt die vorhandenen Stellplätze fest und sieht zusätzlich ca.

90 neue öffäntliche Stellplätze vor, die den Bedarf der weiteren möglichen Bebauung

abdecken.

Für den ruhenden Verkehr werden Stellplätze im Straßenraum der Haupwerkehrsach-

sen angebotur, insbesondere entlang der geplanten Nordumgehung und darüber hin-
aus entlang der Köln-Berliner-Sraße. Weiterhin stehe:r öffentliche Stellplatzanlagen
in ilen Bereichen nördlich dcr Rodenbergsraße/westlich der Marsbruchstraße, südlich
des Marktplatzedwestlich der Wittbräucker Straße, östlich Strickerstraße, südlich der
Egbertstraße und südlich der Ruinensüaße./nördlich des Hallenbades zur Verfrgung.

Die Stellplatzanlage nördlich des Aplerbecker MarktplaeeVöstlich der Postkutschen-

straße, die über dic Postkutschenstraße erschlossen wird, ist der Bezirksverwaltungs-
stelle Aplerbeck sowie den im Haus Rodenberg untergebrachten Einrichtungen für
dcn Gemeinbedarfzugeordnet und als Fläche ftr den Gemeinbedarf gemäß § 9 Abs.
I Nr. 4 BauGB festgesetzt. Gleiches gilt für die Stellplatzanlage südlich der Roden-
bergstraße, die dem Haus Rodenberg und den Einrichtr,rngen in den ehemaligen Wirt-
schaft sgebäuden zugeordnet ist.

Für das geplante Kemgebiet mit Versorgungeinrichtungen nördlich der Rodenberg-
straße/östlich der Ringofenstraße sind zur Unterbringung des ruhenden Verkehrs
nördlich der Rodenbergshaße eine Gemeinschaftsstellplatzanlage sowie östlich der
Ringofenstraße ein zweigeschossiges Parkhaus mit insgesamt ca. 450 Stellplätzen ge-

plant. Die vorbeichriebenen Einrichtungen sind in der Lage den gesamten ruhenden
Verkehr des Kerngebietes aufzunehmen.

6. ErläuterunsenzumBebauunqsDlan

6.1 Art und Maß der baulichen Nutzung

Kemgebiete

Die zentralen Versorgungseinrichtungen im Stadtteitzentrum Aplerbeck befinden sich
im Bereich der Köln-Berliner-Straße, dem Abschnitt der Marsbruchshaße südlich der
Rodenbergstraße, dem Markplae, der Wittbräucker Straße bis zur Bundesbahn-
strecke sowie der Rodenbergstraße.
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In den Kerngebietcn des Ortszentrums wurden die Bauweise und Geschossigkeit in
Orientierung an dem Bestand festgesetzt. Die Bauweise ist gdschlossen, die Geschos-

sigkeit übenviegend zwei- bis rlrei- bzw. drei- bis viergeschossig festgcsetzt.

Lediglich im Bercich dcr Stadtsparkasse und deren näherer Umgebung steigt die fest-
gesetae Gebäudehöhe auf maximal sechs Geschossd. Dic Bestimmung der unteren
Grenze der Geschossigkeiten richtet sich ebcnfalls nach der vorhandenen Bebauung.
Im Ortszentrum ist das Shaßenbild bis auf wenige freistehende Einzelhäuser durch
eine Straßenrandbebauung gepräg, das durch die Festsetzung von Baulinien in der
heutigen Snaßcnflucht gesichcrt und sinnvoll weitcrentwickelt wsrden soll. In dcn

Blociinnenbereichen und auf den räckwärtigcn Gnrndstäcksflächen dcr Kemgebiete
ist eine cin- bzw. maximal zweigeschossige geschlossene Bebauung festgesetzt, die
Versorgungseinrichtungen und Gewerbebetriebe aufu immt.

Die bauliche Nutzung der Kemgcbiete erreicht in den zenEalen Einkaufsbereichen
der Köln-Berliner-Straße, des südlichen Abschnittes der Marsbruchshaße, des Apler-
becker Marktplatzes und der Wittbräucker Straße eine maximale Verdichtung, die
einer Grundflächenzahl von 1,0 und einer Geschoßflächdnzahl von 3,0 entspricht.
Das Maß der baulichen Nutzung entspricht dcm Bestand und resultiert aus den klei-
nen Grundstäcken; die teilweise mit Häusern bis zu einer Höhe von vier Geschossen
bebaut sind.

Der hohe Anteil dcr überbauten Grundstücksflächen im zentralen Bereich des Orts-
kernes läßt keinc privaten, cbcnerdig angelegtcn Stellplatzanlagen zu. Da die Bebau;
ung cntsprechcnd dcr Ortsstruktur Versorgungseinrichnrngen und Wohnungen auf-
nehmen soll, sind Parkhäuser nicht vertretbar. Der private Stellplatanachweis ist so-
mit in Tiefgaragen vorgesehen. Eine entsprechende Festsetzung gemäß § 9 Abs. 1

Nr. 22 und Abs. 3 BauGB in Verbindung mit § 12 Ahs. 4 und 5 BauNVO ist im Be-
bauungsplan enthaltcn.

Das ehemalige Industriegebiet nördlich der Rodenbergstraße / östlich der Ringofen-
straße hat in den verganguren Jahren eine Nutzungsänderung erfahren. Auf dem Are-
al bestehen zur Zeit groß- und kleinflächige Einzelhandelsbetriebe mit insgesamt ca.

5000 m 
'z 

bestandsgeschützter Verkaußfläche, die einen von den Kunden akzeptierten
Bestandteil der Versorgungsstrukt$ des Stadtbezirkszentums Aplerbeck darstellen.

Stadtentwicklungspolitische Zielsetzung ist es,

die Zentralität und Versorgungsgualität des Stadtbezirkszentrums Aplerbeck
gegenüber konkurricrcnden Standorten zu stärken und Kauflaaftabflüsse zu
verringern,

den städtcbaulich ungeordneten, teilweise brachgefallenen unil verwahrlosten
Bereich, an dem bereits cinige groß- und kleinflächige Einzelhandelsbetriebe
ihren Standort haben, neu zu ordnen und gestalterisch aufzuwerten,

den Zentrumsbereich des Ortskerns (Marsbruchstraße, Köln-Berliner-Straße /
Aplerbecker Martkplatz) zu ergänzen.
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das Areal nördlich der Rodenbergstraße im Zuge der geplanten "Nordumge-
hung" an den im Bebauungsplan als Fußgängerbereich ausgewiesen zentralen
Einkaufsbereich anzubinden.

Zur Stärkung der Zentralität und Versorgungsqualität des Stadtbezirkszentnrms Ap-
lerbeck gegenüber konkurrierenden Standorten sind neben einer Verkehrsentlastung
und gestalterischen Aufuertung der Hauptgeschäftslage durch die Enwicklung einer
Fußgängerzone auch zusätzlicle Verkaufsflächen im Ortszentrum erforderlich. Da im
zentralen Einkaufsbereich (Marsbruchstraße / Köln-Berliner-Straße / Aplerbecker
Marktplatz) nahezu keine Möglichkeiten für eine Ausweitung von Geschä&sflächen

frr Handels- und Dienstleistungsbetriebe bestehen, stellt sich die Frage, wo zusäeli-
che Flächen lokalisiert werden sollen. Der Schaffung zusätzlicher Flächen in der
Hautpgeschäftslage sind wegen der bandartigen Struktur Grenzen gesetzt. Auch die
rückwlirtigen, häufig für Stellplätze und Anlieferung genutzten "Hofbereiche" schei-
den als Standorte aus. Da sich auf dem Areal nördlich der Rodenbergstraße bereits
groß- und kleinflächige Einzelhandelsbetriebe mit insgesamt 5000 m'? Verkaufsfläche
befinden, bietet sich dieser Standort als Erweiterung des zentralen Versorgungsberei-
ches des Stadtbezirkszentrums Aplerbeck an

Mit der Festsetzung eines Kerngebietes gemäß des uneingeschränkten Nutzungskata-
loges des § 7 BauNVO im Bereich nördlich der Rodenbergstraße / östlich Ringofen-
straße wird die planungsrechtliche Grundlage für eine Nutzungsmischung aus klein-
und großflächigem Einzelhandel, nicht wesentlich störenden Gewerbebetrieben und
weiteren zentralen Einrichtungen der Wirtsohaft, Verwaltung und Kultur geschaffen.

Die Frage der Gebietsfestsetzung für den Bereich nördlich Rodenbergstraße ist einse-
hend diskutiert worden, so daß der w?ihrend der Offenlegung erhobene Vorwurf eines
Etikettenschwindels mit der Festsetzung "Kerngebiet" zurückgewiesen werden muß.

Zum einen befinden sich nördlich Rodenbergstraße nicht nur großflächige Handels-
einrichtungen, sondern auch kleinteilige Geschäfte und Läden sowie nicht wesentlich
störende Gewerbebetriebe. Zum anderen lassen die noch nutzbaren Flächen nicht nur
großflächige Handelseinrichtungen, sondem vorwiegend kleinteilige Handelseinrich-
tungen und gewerbliche Nutzungen zu. In Anbetracht dieser Situation ist die Überle-
gung angestellt worden, wie diesem Nutzungsmix und der geplanten städtebaulichen
Entwicklung begegnet werden ka-nn bzw. welche adäquate Gebietsfestsetzung dafür
in Frage kommt, Bei Abwägung aller Belange gegeneinander und untereinander ist
Ietztlich die Festsetzung "Kemgebiet" gewählt worden. Diese Festsetzung läßt eine
hetdrogene Nutzung zu, wogegen eine Sondergebietsfestsetzung alleine schon vor
dem Hintergrund der bestehenden gewerblichen Nutzung (wenngleich auch die Han-
delsnutzung stark überwiegt) verworfen werden müßte. Das Kerngebiet hat keine
weitergehend horizontale oder vertikale Gtiederung erfahren. Lediglich Spielhallen,
Diskotheken und Sex-Shops sowie ähnliche Unternehmen sind ausgeschlossen.

rl
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Mit Ausnahme der Vergnügungsstätten ist in dem Kerngebiet nördlich Rodcnberg-
straße somit dic gcsamtc Palettc der im § 7 Abs. I bis 4 BauNVO generell bzw. aus-
nahmswcisc zulässigen Nutzungen möglich. In diesem Teilbereich des zentalen Orts-

. kemes von Aplerbcck wird somit auch die Möglichkeit der Ansiedlung kerngebietsty-
pischcr Nutzungcn wic Geschäfts-, Bäro- und Verwalturigseinrichtungen, kirchlicher,
kulturcllcr, sozialcr, gcsundheitlicher und sportlicher Einrichtungen eröffrret. Damit
verfolgt die Kemgebietsfestsetzung konkrät das in § 7 der Baunutzungsverordnung
genannte Ziel der vorwiegenden Unterbringung von Handelsbenieben sowie der zül-
ralen Einrichtrungen dcr Wirtschaft, der Verwaltung und der Kultur.

Die gewänschte bauliche Entrricklung auf dcm Areal nördlich der Rodenbergstraße
baut teilweise aufder vorhandencn Bausubstanz auf, sie soll diese sinnvoll erg?inzen
und den Bereich architektonisch aufirerten, Die Hinftige Baumasse muß sich in die
vorhandene und geplante Umgebung südlich der Rodenbergstraße und westlich der
Ringofensraße sowie des nördlich anschließenden Gewerbegebietes cinfügen. Dic
denkmalgeschützten Anlagcn des Hauses Rodenberg sind dabei besonders zu beach-
tcn. Den städtcbaulichen Zielvorgaben entsprechen die zwingenden Festsetzungen der
überbaubaren Grundstticksflächen durch Baulinien und die zwingende Festsetzung
der Geschossigkeit verbunden mit dcr Bestimmung einer maximalen Gebäudehöhi.

Durch den geplanten Straßenabschnitt der sog. "Nord'rmgehung" zwischen Mlirt-
mannstraße und Marsbruchstraße erEhrt der Zentrumsbereich eine Anderung der
Ortsstruktur. In diesem Zusammenhang wird die vorhandene Kemgebietsnutzung ent-
lang der Nordscite der Köln-Berliner-Straßc auf der Südseite der Umgehungsshaße
arrondiert. In den Kemgebieten des zentralcn Versorgungsbereiches beschränkt sich
die Geschäfts- und BiLonutzung übcrwiegend auf die Erdgesbhosse der Gebäude.

Die Obergeschosse hingegen dienen Wohnzwecken. Diese Nutzurgsverteilung, die
gekennzeichnet ist durch eine enge räumliche Zuordnung von Versorgungseinrichtun-
gen und Wohnnutzungen, bestimmt das Ortsbild wesentlich und soll in geeigneter
Weisc gesichert und weiterentwickelt werden, um einer einseitigen Gebietsentwick-
lung im Zentmm Aplerbecks entgegenzuwirken.

Aus dcr Vielzahl der konkurrierenden Aniprüche an die Nutzung des Ortszentrums
Aplerbeck, die geprägt ist von Versorgungseinrichtungen, Dienstleishrngsbetrieben
und zu einem nicht unbedeutenden Anteil von Wohnen, können bodenrechtliche
Spannungen resultieren. Städtebaulich erheblich sind Spannungen dann, wenn das
gewachsene Nutzungsgefrge und die damit verbundenen sinnvollen Verflechtungen
in ihrer Struktur bedroht werden, d. h. ein Funktionsverlust des Ortskernzenfums
durch eine Strukturveränderung zu befürchten ist.

Durch entsprechende Festsetzungen im Bebauungsplan sollen daher gemäß § 7 Abs. 2
Nr. 7 BauNVO innerhalb der Kemgebiete sonstige Wohnungen oberhalb der Erdge-
schosse zulässig sein. Ausgcnommen von dieser Festsetzung ist das Kerngebiet n6rd-
lich der Rodenbergstraile.
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Das dicht bebaute und dicht genutzte Zentrum des Ortskernes Aplerbeck unterliegt
stlindiger Ver-andenrng, dic teilwcise schon durch NuEungsänderung hervorgerufen
wird. Wenn dieser permanente Prozcß städtebaulich negatiy bewertet werden muß, ist
die stiidtebauliche Ordnung durch einen Bebauungsplan zu sichern.

Seit mehreren Jahren ist auch im Ortszentrum von Aplerbeck, wie in vielen Stadtteil-
zentren, eine sukzessive Veränderung von Nutzungen erkennbar. Es handelt sich hier-
bei einerscits um die Ansiedlung von Betrieben zur Vorfrhrung pornographischer Fil-
me und Sexdarbietungen sowie zum Vertrieb pomographischer Schriften, - Abbil-
dungen und Sexartiket. Andererseils handelt es sich gleichzeitig um die Ansiedlung
yon Betrieben der Kategorie der Vergaügungsstätten, wie Spielhallen und Diskothe-
ken. Die vorhandene städiebauliche Situation, d. h. das gegebene und gewihrschte
Nutzungsgefrgq wird durch diese Einrichtungcn maßgeblich negativ beeinflußt.

Bisher hat sich gezeigt, dal! auf der Grundlage gewerberechtlioher Vorschriften die
Ansiedlung von Spielhallen und Einriohtungen der Pomobranche nicht in dem städte-
bautich erforderlichen Maße verhindert werden konnte. Auch die Anwendung des § 4
Gaststättengesetz vermag derartige Anlagen und Einrichtungcn nicht zu verhindcrn
und negative städtebauliche Folgewirkungen abzuwehren.

Ebensowenig scheint die Bauordnung, und hier insbesondere die Bestirnmungen über
den Nachwcis von notwendigen Stellpletzen, ein aüsreichendes Instrument zur Ab-
wehr von unerwänschten Häufungen dieser Nutzungen im Ortszcntrurn zu sein. Nur
in wenigen Fällen konnte trotz strenger Äuslegung der Stellplaerichtlinien ein Nut-
zungsänderungsantrag abgewehrt wcrden.

Der Bebauungsplan ist cin geeignetes lnstrumcnt, um die städtebauliche Ordnung bei
erkannten Fehlentwicklungen wieder heranstellen und negative Folgewirkungen aus-
zuschließen. Der Bebauungsplan ist nur dann das geeignete Instrünentarium, wenn
die in ihm getroffencn Regelungen - in diesem Fall zu den hier angesprochenen Nut-
aügen - auf städtebaulichen Gründen von besonderem Gewicht basieren.

Der Rat der Stadt Dorrmund hält es für geboten, im Zuge der verbindlichen Bauleit-
planung die erkennbaren Gefahren für die städtebauliche Ordnung (§ I Abs. 3
BauGB, früher § I Abs. 3 BBauG) zu bannen, d. h. das Eintreten städtebaulicher
Mißstände einerseits durch die negativen Wirkungen von Einrichtungen der soge-
nannlen Pomobranche und andererseits bodenrechtlich relevanter Spannungen durch
eine weitere Zunahme von Spielhallen in der City und den Stadtteilzentren, somit
auch im Ortskern Aplerbeck, zu verhindem,

Nicht zu berücksichtigen sind hingegen solche Gesichtspunkte, die auf die grundsätz-
liche vereinbarkeit des vorhabens mit den in der Rechtsgemeinschaft als mal3geblich
anerkannten ordnungsvorstellungen (sozialethische wertvorstellungen) oder aufden
wirtschaft lichen Konkurrentenschutz bezogen sind.
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Solchc Gesichtspunktc konncn abcr insoweit eine städtebauliche Bedeutung erlangen,
als sie in die Vorsteltung von dcm einfließen, was unter einer geordneten städtebauli-
chen Enrwicklung und einer dem Wohl der Allgemeinheit entsprech«rden sozialge-
rechten Bodennutzung im Sinne von § I Abs.5 BauGB (früher § I Abs. 6 BBauG) zu
verstchen ist und sie an cinem Bevölkerungsverhalten frhren können, doq aufdie
städtebauliche Enrwicklung spürbar Einfluß nimmt.

Die besonderen städtebaulichen Auswirkungen der verschiedenen o. g. Nutzungen

sind zu differenzieren.

Fär die Einrichtung der Sex- und Pornobranchc ist generell feststellbar, daß sie durch
ihre gewerbliche Ausrichtung auf die unmittelbare und massive Erregung und Befrie-
digung des Geschlechtstriebes den ethisch-moralischen Nonnen weiter Teile der Nut-
zer des städtischen Raumes widersprechen, Der öffentliche Vertrieb unil die Darbie-
hrng von.Pornographic wcrden riach den Ordnungsvorstellungen weiter Bev6lk+
rungskreise nicht mit anderen Einzelhandelsbetrieben gleichgesetzt, sondem demge-
genüber als etwas besonderes empfunden und einem Wirtschaftszweig zugeordnet,

der eher am Rande des städtischen Blickfeldes erwartet wird.

Im Hinblick auf die einschlägigen Bestimmungen des JugendschuEes und in Gestalt
strafrechtlicher Sanktionsvorschriften unterliegen Vertrieb und Darbietung der Porno-
graphie auch besonderen Auflagen,

Städtebaulich bewirken solcte Einrichtungen - allein und vor allem in der Häufung -
Bereiche, die in dcr Wahmehmung negativ besetzt sind. Diese negative Wirkung
städtischen Raumes ist insbesondere im Umfeld kulturell, stadthistorisch und kirch-
lich geprägter städtebaulicher Situationen in Zenmrmslage nicht hinnehmbar. Ebenso
ist sie unvereinbar mit der Funktion Wohnen und der sozialen Infrastruktur (Schulen,

Kindergärtur usw.). Die von diesen Einrichtungen nachweislich ausgehenden Milieu-
veränderungen entziehen aber auch dem ffir den Ortskem §pischen Geschäftsleben
die Grundlage. Die Lagegunst verschlechtert sich, die gute "geschäftliche Adresse"
wird verdorben; bei Aneinanderreihung dieser Einrichtungen und Anlagen ist von
einem "Abreißen der Einkaufslage" auszugehen.

Den - die beschriebene urbane Nutzungsvielfalt ergebenden - Einrichtungen ist ge-

mein, daß sie durch ihren überwiegend offenen Charakter zum öffentlichen Leben in
den Aufenthaltsbereichön (Straßen und Plätze) beitragen.

Für die Spiel- und Automatenhallen tassen sich die städtebaulichen Wirkungen in
ähnlicher Weise fassen. Die städtebaulichen Wirkungen - und nur diese sind frür die
Be$achtung relevant - äußern sich vor allem in einem ökonomisch begründeten Ver-
drängungsprozeß. Ebenso wie Einrichtungen der Pomobranche sind - der gegenwärti-
gen gesellschaftlichen Entrvicklurg entsprechend, d. h. einer immensen Nachfrage
nach Spiel als Freizeitbeschäftigung - die Spiel- und Automatenhallen eine ökono-
misch starke Nutzung.

Die Betreiber'dieser Einrichtungen und Anlagen sind bereit und in der Lage, Höchst-
mieten zu zahlen. Dadurch sickem diese Betriebe meist an Stelle aufgegebener oder
verdr?hgter anderweitiger Nutzungen (alteingesessene Geschäfte) nach.
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Spielhallen dagegen werden als gcschlossene, dieser städtebaulich gewünschten unil
der "stadt innewohnenden Funktion Öffentlichkeit" entgegenstehende Randnutzung
aufgeirommen.

Der zentrale Ortskernbcreich Aplerbecks wird durch gezieltc städtebauliche und
stadtgestalterische Maßnahmen in seiner Qualität verbessert, Geplant ist der Fußgän-
gerbereich in der Einkaufszone, der den Aplerbecker Marktplatz einschließt. Diese
Bereiche werden als Orte zum Verweilen und Watrmehmen städtischen Geschehens

entwickclt und sollen den Einzelhandcl sowie Dienstleistungssektor stärken. Darüber
hinaus nehmen sic kulturelle und soziale Einriohtungen auf.

Um der Verdrängung der bestehenden zentralen Versorgungseinrichtungen entgegen-

zuwirken und das kulturellc Leben sowie das Geschäftsleben im Aplerbecker Orts-
kem zu entwickeln, soll der v. g. Typus von Vergnügungsstätten.und Vertriebsein-
richtungen innerhalb der im Bebauungsplan gelegenen Kerngeb_iete ausgeschlossen
werden. \

Die starke Durchmischung des Ortskernes mit Wohnen und die geplante Arrondi+
rung der Wohnbsbauung in bevorangter Randlage zum Ortskern und seineNr Erho-
lungsbereichen erfordert in einern besonderen Maße die Sichenrng der Anforderun-
gen an gesunde Wohnverhältnisse. Diskotheken sind ein starker Störfaktor insbeson-
dere in der Nachtzeit. Diese Art der Vergnügungsstätten soll daher innerhalb aller
Kerngebiete im Celtungsbereich des Bebauungsplanes ausgeschlossen werden.

Mischgebiete

Gemengelagen von Wohnnutzung und gewerbficher NuEung befinden sich im Plan-
gebiet auf der Westseite der Ma$bruchstraße, gegenüber den Einmündungen der
Märtmannstraße und Schüruferstraße sowie südlich der Schüruferstraße.

Bei dem Cewerbe handelt es sich um kleinere bis mittlere Betriebe, die in der Ver-
gangenheit unter der Voraussetzung der gegenseitigen Rücksichtnahme genehmigt
worden sind. Sie dienen überwiegend der Versorgung des umliegenden Gebietes und
sollen dalrer, soweit es der Emissionsgrad zuläßt, in der Randlage zum Ortskern ver-
bleiben. Um die geordnete städtebauliche Entwicklung bei weiterem Bestand der Be-
triebe zu gewährleisten, wurde ftir die o. g. Bereiche die Festsetzung "Mischgebiet"
getroffen. Entsprechend dem Bestald ist eine zwei- bzw. zwei- oder dreigeschossige
Bebauung festgeseta.

Dic Situation der Gewcrbcbetriebe im Bebauungsplanbereich ist im Rahmen einer
immissionsplanerischen Untersuchung tberprnft worden. Wegen ihres Umfanges ist
diese Untersuchung nicht der Begründung beigefügt. Bei Bedarfkann die Untersu-
chung beim Stadtplanungsamt eingesehen werden.
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Zusammenfassend ist aus dieser U tersuchung der Schluß abzuleiten, daß die Kfz-
Firma nördlich der Köln-Berliricr-Straße hinsichtlich ihres Immissionsgrades dcr
Festsetzung "Kemgcbief'nicht cntgcgensteht. Allerdings ist einschr'ankend festzuhal-
tcn, daß Teilflächen dicses Grundstäckes ftr den Ausbau der Nordumgehung in An-
spruch genommen werden müssäI.

Die Speditionsfirma östlich der Marsbruchstraßc muß im Zuge der Realisierung des

Bebauungsplanes Ap 201 aufgrund ihrer Immissionen verlagert werden.

Geweibegehiete

Die vorhandenen und im Bebauungsplan festgesetztar Gewerbegebiete nördlich der

Schüruferstraße./westlich der Ringofenstaße und östlich der Ringofenstraße,/nördlich

des geplantur Kerngebictes werden in ihräm Bestand durch die Festsetzung - Gewer-
begebiet - gesichert. Die Art der baulichen Nutzung dieser Gebiete wird ergänzend

durch textliche Festsctzungcn in dem Umfang bestimmt, daß die Ansietllung yon B+
trieben ausgeschlossen wird, die nach Art, Größe und Störgrad die allgemeinen An-
forderungen an gesunde Wohnverhältnisse in den benaohbarten Wohngebieten in Fra-
ge stellen. Danach sind nicht erheblich belästigendc Gewerbebetriebe in den o. g. 6e-
werbegebieten zulässig.

Ausnahmswcise können in den o. g. Cebieten die unter der lfd. Nr. 179 - 196 (Ab-
standsklasse VII) der o. g. Abstandsliste aufgeführten Anlagen zugelassen werden,
wenn die von ihnen ausgehenden Emissionen so begrenä werden, daß sie die von den
allgemeinen Anlagen üblicherweise ausgehenden Emissionen nicht überschreiten. Die
Begrenzung der Emissionen kann z. B. durch über den derzeitigen Stand der Technik
hinausgehende Maßnalrmen oder durch Betriebseinschräinkungen erreicht werden.

Im Hinblick auf eine eindeutige Nutzungsdifferenzierung zwischen den vorhandenen
Gcwerbegebietcn und dem geplanten Kemgebiet nörcllich der Rodenbergshaße sowie
dem zentralen Einkaufsbereich im Ortskern Aplerbeck (Kerngebiete) und einer sinn-
vollcn Entwicklung der für die Versorgung des Stadtbezirkes bestimmtcn Einkaufs-
zonen wurden nachfolgende Festsetzungen im Bebauungsplan Ap 201 getroffen,

In den Gewerbegebieten sind Einzelhandelsbetriebe sbwie Verkaufsstellen von Hand-
werksbetrieben und anderen Gewerbebetrieben, die sich ganz oder teilweise an End-
verbraricher wenden, nicht zulässig,

Ausnahmsweise zulässig sind nach § 3l Abs. I BauGB an Endverbraucher gerichtete
Verkaufsstellen von Handwerkbetrieben und anderen Gewerbebetrieben, wenn sie in
unmittelbarern räumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit einem Handwerks-
odcr anderen Gewerbeberieb stehen und deren Summc an Vorkaufs- unct Aus§tel-
tungsflächcn unter der Größc der Gcschoßfläche des Handwerks- oder anderen Ge-
werbebetriebsteiles liegt.

Nicht zulässig sind die unter den lfd. Nr. I - 196 (Abstandklasse I - YII) der Ab-
standsliste zum Runderlaß des Ministers für Umwelt, Raumordnung und Landwirt-.
schaft vom 21,03.1990 aufgcfrhrten Anlagen sowie Anlagen mit ähnlichem
Emissionsgrad.
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Wohngehiete

Der nördlich Teil des Quartiers zwischen der Marsbruchstraße, Märtrnannstraße und
Köln-Berliner-Straße wird in seiner städtebaulichen Entwicklung wie die Kerngebiete
des Ortszentrums durch dcn neuen Straßenabschnitt der geplanten Umgehungssfaße
gepräg und bedarf somit einer Neuordnung. Der heute noch weitgehend unbebaute
Innenraum {ieses zentnrmsnahm Bereiches solt erhalten bleiben und küaftig eine öf-
fentliche Crünanlage mit Kinderspielplatz auftrehmen. Fär die Wohngebiete, die sich
nach Westen zur Marsbruchstraße hin und nach Osten zur Märtrnannstraße anschlie-
ßen; ist entsprechcnd der zentralen Ortslage und in Anpassung an die vorhandcnc
überwiegend zweigeschossige Wohnbebauung eine verdichtete Wohnbebauung
geplant.

Fär sie seta der Bebauungsplan ein Allgemeines Wohngebiet mit einer Geschossig-
keit von mindestens zwei- und maximal drei Vollgeschossen fest. Die Grundflächen-
zahl ist 0J, die Geschoßflächenzahl t,2 und die Bauweise - geschlosscn -.

Im Hinblick auf die erfordetliche Wohnqualität der in diesem verdichteten Bereich
geplanten Wohnbebauung ist cs nicht verüetbar, daß die zugehörigen erforderlichen
Freiflächen durch die Enichtung cbenerdiger Stellpläce eingeschränkt werden. Der
Bebauungsplan sicht daher gemäß § 9 Abs. I Nr. 22 BauGB und § 9 Äbs. 3 BauGB
in Verbindung mit § 12 Abs.4 und 5 BauNVO vor, daß in diesen Gebieten Stellplät-
ze und Garagen nur als Gemeinschaftstiefgaragen in Gebäudeteilen unterhalb der
Celändeoberfläche zulässig sind.

Im Bereich stidlich der Rodenbergstraße, östlich der Ringofenstraße und westlich des
"Rodenbergparkes" wird die gewerbliche Nutz.ung des Grundstäckes vom Grund-
stäckseigentämeq einem Bäckereigroßhandel, aufgegeben. Ein noch verbleibender
Betrieb ftr Autoreifenhandel soll zu gegcbener Zeit verlagert werden. Städtebauli-
ches Planungsziel ist es, dicsen Bereich in zentraler Ortslage der Wohnbebauung zu-
zufthren. In der Randlage zum Rodenbergpark soll hier eine zwei- bis dreigeschossi-
ge geschlossene Wohnbebauung entstehen, die sich zum Freiraum des Hauses Roden-
berg hin öfftret, Um die erforderliche Wohnqualität der Wohnanlage zu gewährlei-
sten, sind auch hier, wie in den Wohngebieten des Ortszentrums, keine ebenerdigen
Stellplätze und Caragen zulässig. Diese müssen als Gemeinschaftstiefgaragen unter-
halb der Geländeoberfläche nachgewiesen werden.

Die den Zentrurnsbereich.des Ortskemes umgebenden Wohngebiete sind durch eine
weitgehend aufgelockerte Bebauung geprägt. Von besonderer stlidtebaulicher und hi-
storischer Bedeutung sind die Bereiche um die Georgskirche an der Ruinenshaße, das
alte Ostendorf und das Ensemble um die evangelische Kirche zwischen der Schmer-
kottenstraße und der Märtnrannstraße. Die städtebauliche Entwicklung muß hier von
Maßnahmen zur Stadtemeuerung bcstimmt werden.

Daher orientieren sich die Festsetzungen des Bebauungsplanes aa der vorhandenen
Siedlungsstruktur und variieren von der offenen Bauweise bis hin zur Zulässigkeit
von nur Einzel- und Doppelhäusern bzw. ausschließlich Einzelhäusern. Die Geschos-
sigkeit wird mit maximal zwei Vollgeschossen begrenzt.
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In den Randlagen des Ortskemes an der Schüruferstraße und Apelbachstraße sowie in
dem historischen Dorfgebiet an der Lübckethofstraße und an der Sraße "Am Bom-
acker" bestehen in Verbindung mit der Bebauung große Gartenbereiche, die für diese

Bereiche Aplerbecks ortsbildprägend sind. Hier wurde zur Erhaltung der Ortsstnrktur
bntlang der Stra8en cin Baugcbiet ausgewiesen. Der Gartenbereich wurde durch die
Festsetzung einer privaten Gränflächc - Garten - in seinem Bestand gesichert.

6,2 Wohnfolgeeinrichtungen

Die erforderlichen Schuten, Kindergärten und Sporteinrichtungen, die teilweise der
Versorgung des gesamten Stadtbezirks dienen, sind im Planbereich in ausreichendem

Maße vorhanden. Sie sind im Bebauungsplan als bauliche Anlagen und Einrichtun-
gen für den Gemeinbedarf festgeseEt.

Gleichcs gilt für die vorhandenen Gemeindezentren.

Der Bereich des unter Denkmalschutz stehenden Gebäudes Aplerbecker Marktplae
21, in dem sich die Bezirksverwalhrngsstelle Aplerbeck befindet, ist einschließlich
der zugch6rigcn Stellplatzanlage an der Postkutschcnstraße als Flächc frr dcn Ge-
meinbedarf - öffcntliche Verwaltung - ausgewiesen

Südlich der Schmerkottenstraße bcfindet sich das kirchlichen und sozidlen Zwecken
dienende evangelischc Gemeindezentrum Schmerkottenstraße 13 -15 mit Kindergar-
icn. Das Kirchengebäude ist im Bebauungsplan als'Baudenl«nal gekennzeichnet,

Südlich der Ruinenstraße /6stlich der Egbertstraße/westlich der Schweizer Allee be-
finden sich das katholische Gemeindezentrum St. Ewaldi mit Kirche, Kindergarten
und Jugendheim, eine Neuapostolische Kirche, eine Schule , ein Hallenbad und das

evangelische Gcmeindezentrum Schweizer Allee mit den denkmalgeschützten Bau-
lichkeiten Schweizer Allee 3 und Ruinenstraße 37 (Georgskirche und Pfarrhaus).

Kinderspielplätze setzt der Bebauungsplan südlich der Köln-Berliner-Straße, südlich
der Märtmannstraße und im Rodenbergpark fest. Der Spielplatz südlich der Köln-
Berliner-Straße wird im Bestrnd gesichert und ist vorzugsweise fürjüngere §chul-
kinder sowie Kleinkinder (Kategorie B und C) bestimmt. Im Rodenbergpark besteht
bereits auch ein Spielplatz der Kategorien B und C fürjüngere Schulinder und
Kleinkinder in einer Cröße von 1.000 qm. Als Erweiterung dieser Anlage ist ein
Spielbereich der Kategorie A für alle Altersstufen, auch Erwachsenen, in einer Größe
vonl.000 qm geplant.

Integriert in die öffentliche Grünfläche - Parkanlage - südlich der Märtndnnsfraße
soll ein weiterer Spielbereich von 500 qm Größe für vorwiegend jüngere Schulkinder
'(Kategorie B) entstehen.

Ebenfalls dem Gemeinbedarf dienen das Wasserschloß Haus Rodenberg, Rodenberg-

sr-aße 9, und seine ehemaligen Wirtschaftsgebäude, Rodenbergsbaße 20, die als Bau-
denkmäler im Bebauungsplan gekennzeichnet sind, Die vorbeschriebenen Baulich-
keiten sollen Einrichtungcn frr kulturellc und soziale Zwecke aufrrehmen.
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Der Bedarf zusätzl icher Spielplätze ergibt sich insbesondere durch den geplant€n
Neubau der Wohnquartiere an der Märtmannstraße, Marsbruchstraße und
Rodenbergskaße.

Umweltschutz

Luftbelsstung

Gutachten des TÜV Südwest zur Ermittlung der straßenverkehrsbeding-
ten Luftbelastung

Zur Ermittlung der shaßenbedingten Luftbelastung durch den derzeitigen und
künftigen Kfz-Verkehr nach der Inbetriebnahme der sog. Nordumgehung hat
der TÜV Südwest ein Gutachten erstellt, das bei Bedarf im Stadtplanungsamt
eingesehen wcrden kann. Dieses Gutachten ist detailliert unter Ziffer 5.6 die-
ser Begrändung ausgewertet und bewertet worden. Zur Vermeidung von Wie-
derholungen wird auf Ziffer 5.6 dieser Begründung verwiesen.

7.1.2 Im missionsschutzplanerische Beurteilung der Luftbelastung

1.1.2.1 BeschreibungderLrgedesUntersuchungsbereiches

Der Planbereich umfaßt den gesamten Ortskern Aplerbeck (Raumabgenzung
siehe Ziffer I ).

Gewerbliche - und industrielle Nutzungen, die die Luftbelastungssituation be-
einflussen können, Iiegen westlich des Untersuchungsbereiches im Areal des
Hüttenwerkes Krupp AG Hoesch-Krupp, Werksteil Phoenix. Eine Eisenbahn-
strecke tangiert das Plangebiet in osrwestlicher Richtung. Der Kfz-Verkehr auf
der Köln-Berliner-Straße, der Aplerbecker, der Marsbruch,, der Schürufer-
und der Wittbräucker Straße beeinflult ebenfalls die Luftsitr,ration im
Planbereich.

7.1

7.t.1

Die öffentlichen Spiclplätze sind in ihror Ausstatturg mit Spielelementen so anzule-
gen, daß cine Bolzplatznutzung auf den Spielflächen wegen der damit verbundenen
hohen Lärmbelastung ftr dic in der Nachbarschaft vorhandene und geplante Wohn-
bcbauung ausgeschlossen ist. Im Bebauungsplan sind dementsprechend gemäß § 9
Abs. I Nr. 15 BaUGB Spielplätze der Kategorien A, B und C mit kombinierten Nut-
zungsmöglichkeiten festgesetzt, Robinson-, Abenteuerspiel- und Bolelätze jedoch
ausgeschlossen.
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7.1.2.2 DarstellungderLuftbelastungssituation

7,1,2,2.1 ÄllgemeineVorbemerkungen

Die Untersuchung der Luftbelastungssituation im Umfeld des Bebauungsplan-
Gebictcs beschränkt sich auf die flächendeckend ermittelten Schadstoffe
Staubniederschlag, Schwefetdioxid, Cadmium, Blei und Thallium, ila seit
1978 andere Stoffe in Dortrnund nicht mehr fläshendeckend gemessen wur-
den. Die Blei- und Cadmiumbelastungur wurdcn aus dern Staubniederschlag
crmittelt. Bei dicsen §toffen wird nicht - wie bei den übrigen - nach Langzeit-
und Kurzzeiteinwirkungen unterschieden. Nach der TA-Luft (Technischc.An-
leitung zur Reinhaltung d€r Luft) werden hierfür lediglich Werte von Lang-
zeiteinwirkungcn crmittelt.

Alle Ausgangsdaten entstammen den Veröffentlichungen der Landesanstalt
frr Immissionsschütz lLtS;ltandesumweltamt Nordrhein-Westfalen in Essen
und wurden mit Hilfe des städtischen Programmsystems BISDORT (Bela-
stungs- und Informationssystem Dorünund) verarbeitet und ausgewertet. Die
Bezugseinheit frr dic Untersuchung ist der Quadratkilometer des
GaußlKräger-Koordinatensystems.

7 .1.2.2.2 Belastung bei den Standardwerten

Das Untersuchungsgebiet umfaßt eine Fläche von 2 km x 3 km, in dessen Mit-
te das Bebauungsplangebiet liegt. Um die Luftbelastung dort zu untersuchen,
reicht die gewälrltc Fläche von 6 km2 aus.
Im folgenden wird dargestellt, wie sich die Belastung im Untersuchungsgebiet
innerhalb der Ietzten Meßjahre verändert hat und wie die Gesamtsituation
dort, gemessen an den gesetzlichen fucht- und Grenzwerten, einzuschätzen
ist.

7.1.2.2.2.1 Steubniederschlag

Sowohl bei der Langzeitbelastung durch Staubniederschlag (I 1) als auch bei
der Spitzenbelastung (l 2) ist auf dem größtpn Teil der Untersuchungsfläche
eine Verbesserung der Belastungssituation von 1991 auf 1992 festzustellen.
Nur die im südlichen Raum (südlich der Eisenbahnlinie) gelegenen Flächen
weisen höherc Immissionswerte auf. Im Planbereich selbst und in seinem
Umfeld wurden die TA-Luft-Werte zu maximal 51,4 % eneicht.

7.1.2.2.2.2 §chwefeldiorld

Zur aktuellen Belastung durch Schwefeldioxid können keine Aussagen mehr
aufgrund der diskontinuierlichen Messungen der LIS gemacht werden, da die-
se im Jahr 1988 zum letzten Mal durchgeführt wurden. Es ist deshalb auf die
Ermittlungen an den TEMES-Stationen hinzuweisen (siehe 7.1.2.2.3),

Die Belastungswerte im Jahr 1988 hatten im Untersuchungsgebiet
abgenommen.
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7.1.2.2.2.3 Bleilm Strubniederschlag

Entsprechend der Abnahme der Staubniederschlagswerte hat sich der Bela-

sttrngswert frr Blei von l99l a$ 1992 auf den betrachteten Einheitsflächen

verringcrt. Der höchste Wrcrt aus dem Jahr 1992 eneichte den TA-Luft-Wcrt
zu nur rund 20 o/o.

'1.1.2.2.2.4 Cadmiumim Strubniederschlag

Auch die Werte der Cadmiumbelastung im Staubniederschlag habcn sich im
westtichen und südlichen Bereich erhöht. Die Zunahme lag maximalbei 66,7

% des Vorjahres auf einer Fläche, Dabei wurde der IW l-Wert der TA-Luft
1992 jedoch nur zu maximal 15 % erreicht.

7.1.2.2.2.5 ThalliumlmStaubniederschlag

Fär 1992 wurden Thalliumverbindungen im Staubniederschlag ermiuelt. Da
in den vorhergehendcn Jahren keine flächendeckenden Messungen vorgenom-

men wurden, könncn kcinc Aussagen über die zeitlichc Veränderung dcr Im-
missionssituation gemacht werden. Die Belastung im Plangebiet betug 1992

zwischen 0,13 und 0,15 ug(nf x d). Der Immissionsgrenzwert zum Schutz
vor erheblichen Nachteilen und Belästigungen Iieg bei Il = 10 ug(m'zx d).

Das heißt, daß der höchste gemessene Wert den TA-Luft-Wert zu nur rund
1,5 o/o erreichte.

7.1.2.2.3 BehstungsmessungenandenTEMES-Stationen

Das Land Nordrhein-Westfalen bereibt über die Landesanstalt für Immissi-
onsschutz/Landesumweltamt Nordrhein-Westfalen das Telernerische-Echt-
zeit-Mehrkomponentcn-Erfassungs-System TEMES mit 76 Meßstationen, Zur
Beurteilung der Luftsituation werdcn die Monatsmittelwerte und die 98 %-
Wcrtc herangezogcn, Der Monatsmittelwert zeigt dje mittlere Belastung in-
nerhalb eines Monates. Der 98 %-Wert ist der Wert unter dem 98 % der ge-

messenen gultigen Daten tiegen oder gleich sind.

Für die Betrachtung der I.uftbelastungssituation wurden wegen der räumli-
chen Nähe des Plangebietes zu den TEMES-Stationen Dortmund-Asseln,
Dortmund-Hörde und Schwerte die an diesen Stationen gemessenen Bela-
stungswerte herangezogen.

Die Belastung durch Schwebstaub, Schwefeldioxid; Stickstoffdioxid, Stick-
stoffrnonoxid und Kohlenmonoxid verläuft mit jahreszeitlich bedingten
Schwankungen, nahmjedoch in den Jahren 1987 und 1994 sowohl bei der
Betrachtung der Monatsmittelwerte als auch bei den 98 %-Werten tendenziell
ab. Im einzelnen stellt sich die Situation folgendermaßen dar:
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7.1.2.2.3.1 §chwebstaub(SSTR)

Die Belastung durch Schwebstaub hat an allen Stationen in den Jahren zwi-
schen ,1987 und 1994 leicht abgenornmen. 1994 istjedoch gegenüber 1992
bis 1993 wieder eine Zunahme bei den Monatsmittelwerten und bei den 98
o/o-Werten zu vetz eichnen,

7.1.2.2.3.2 Schwefeldiorld(SO)

Die S0r-Belastung hat bis Ende der 80er Jahre rclativ stark abgenorlmen.
Weitcrhin ist bis 1994 eine teichte Abnahme zu verzeichnen. Dies trifft auf
die Monatsmittelwerte und die 98 %-Werte zu.

7.1.2.2.3.3 Stickstoffdiorid(NO)

Bcim Stickstoffdioxid war in dcn Jahren 1987 bis 1994 eine tendenziell leich-
te Abnahmc bci den Monatsmittelwerten und 98 %-Werten zu verzeichnen.

7.1.2.2.3.4 Stickstoffmonorid (NO)

Tendenzicll sind bei den Monatsmittelwerten und den 98 %-Werten bei allen
betrachtetcn Stationen zwischen 1987 und 1994 Abnahmen zu verzeichncn.

7.1.2.2.3.5 Kohlenmonorid(CO)

Auch bei Kohlenmonoxid zeigt sich von 1987 bis 1994 tendenziell bei den
ausgewählten Stationen ein Ieichter Rückgang der Belashrng bei den Monats-
mittel- und den 98 %-Werten.

7.1.2.2.3.6 Ozon (O,)

Bei der Ozonbelastung zeigt sich im Vergleich zu den Vog'ahren in 1994 bei
den Jahres- und Monatsmiftelwerten eine Belastungszunahme an den ausge-
wählten TEMES-Stationen.

7.1.2.3 AbschließendeBeurte[ung

lm Rahmen der Bebauungsplanaufstellung sind zur Kfz-Abgasbelastung durch
den TÜV-Sndwest straßenbezogene Emissions- und Immisiionsberechnungen
in iinem gesonderten Gutachten durchgeführt worden (siehe Ziffer 5.6 dieser
Begrändung), Die Kfz-Abgasbelastung ist von daher in den oben dargestellten
Belastungswerten cnthalten.

7.1.2.2.4 Kfz-Abgasbelastung

Zur Beurteilung der Belastung des Plangebietes durch Luftschadstoffe wurden
alle zur Vcrfrgung stehcnden Daten der tctzten Jahre ausgewertet, die in ei-
nem räumlichen und zeitlichen Zusammenhang zum planvorhaben stehen.
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Durch die räumlichc Entfemung zu den industriellen Nutzungen westlich des

Planbereiches in Dortmund-Hörde sind keine bedeutenden Luftimmissionan
zu erwarten.

7 .2 Llrmschutz / Abw§gungsproze0

Der Planbcrcich wird durch den Vcrkehrslärm der geplanten Nordumgehung sowie
der Marsbruchstraße, dcr Rodenbergstraße, der Ringofenstaße und der Schtirufersü:a-
ße belastet. Hinzu kommen Lärmimmissionen durch den Schienenverkehr, den Flug-
verkehr und durch gewerbliche Nutzungen. Die Immissionsquellen wirken sich so-
wohl auf die Wohnbebauung als auch auf gewerbliche und KemgebietsnuEungen
aus.

Zur Ermittlung der Lärmauswirkungen auf sämtliche Nutzungen im Bebauungsplan-
gebiet ist eine schalltechnische Beurteilung erstellt worden, die dieser Begrändung als
Anlage 2 beigefrgt ist. Die Lärmauswirkungen und die dazu getroffenen Regelungen
sind dicscr schalltechnischen Berechnung zu entnehmen.

Unter Beräcksichtigung der Ausführungen des OVG Münster in seinem Urteil vom
25.02.l99l wurden cntsprechend § 50 BImSchG für die raumbedeutsarne Planung
der Nordumgehung altemative Verkehrsnetzuntersuchungen sowie eine Umweltver-
träglichkeitsprüfung durchgcführt. Das Ergebnis war die Netzvariante 1, die die Nor-
dumgehung des Ortskemes Aplerbeck über den Straßenzug verlegte Köln-Berliner-
Straße - Rodenbergstraße - Ringofenshaße - Schüruferstraße vorsieht. Diese Netzva-
riante bringt die weitaus größte Entlastung für den Ortskern bei gleichzeitig geringem
Eingriff in Natur und Landschaft. Die sohalltechnischen Untersuchungen und die Un-
tersuchungen der Kfz-bedingten Emissionen und Immissionen haben ebenfalls bestä-
tigl, daß der Nordumgehung zur Erreichung der angestrebten städtebaulichen Verbes-
serungen wegen gleichzeitiger geringerer Eelastung durch Lärm- und SchadstofEm-
missionen im Ortskern der Vorrang zu geben ist gegenüber den anderen untersuchten
Straßennetzvariantcn.

Nach § 41 BImSchG ist beim Bau der Nordumgehung sicherzustellen, daß durch die-
se keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgeräusche hervorgerufen
werden könnbn, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind, Mit dieser Ziel-
richtung wurden lärmtechnische Untersuchungen und ein Gutachten über die Kfz-be-
dingten Emissionen und Immissionen erstellt.

Die Auswertung der Standarddaten von Staubniederschlag, Blei und Cadmium
im Staubniederschlag, Schwefeldioxid und der an den TEMES-Stationen ge-
messenen Stoffe verdeutlicht hinreichend, daß die allgemeinen Immissionen
im Planbereich des Bebauungsplanes Ap 201 - Ortskern Aplerbeck - insge-
samt zurückgegangen sind und auf einem geringen Niveau bezüglich der TA-
Luft-Werte Iiegen.

Die vorhandene Luftbelastung steht von daher den Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes Ap 201 nicht entgegen.
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In der schalltechnischen Untersuchung wurdc die Shäßennetzvariante mit der Nor-
dumgehung zugrunde gelegt. Dabei wurdc die Voschallung ftr die einzelnen Baug+
biete ermittelt und zeichnerisch in der Anlage 2 zum Bebauungsptan dargestellt. Dar-
übcr hinaus wurde eine Untersuchung zur Überschreitung der Immissionsgretuwerte
im Sinne dbr wesentlichen Anderung nach der 16. BImSchV erstellt.

Bei Überschreitung der Orientierungswerte wcrdcn Schallschutanaßnahmen erforder-
lich, es sei denn, dic zulässigcn Innenschallpegel werden bereits durch entsprechende
Anordnungen der Grundrisse, d. h. Orientierung der besonders schutzbedürftigen
Aufenthalts- und Schlafräume zur läfinabgewandten Seite hin bar. Baukörperanord-
nung emeicht.

Die Rcalisicrung eirtes Lärmschutzes wurde überpräft, Dabei.stcllte sich heraus, daß
die vorhandene und geplante Snaßenrandbebauung entlang der geplanten Nordumge-
hung und der Marsbruchstraße sowie entlang von Teilen der Ringofenstraße eincs ak-
tiven Lärmschutzes bcdarf. Das gleiche gilt auch frr die zu schützende Bebauung im
Innenbereich, soweit sie betroffen ist.

Um den aktiven Lärmschutz realisieren zu können, muß entweder für die Konstrukti-
on ein Teil der öffcntliihen Vcrkehrsflächc in Anspruch genommen wsrden odcr die-
se unter Inanspruchnahme der angrenzenden Privatfläche erweitert werden. Dabei
m"ß die Zufahrunöglichkeit der Grundstücke gewährleistet sein, d. h., dic Larm-
schutzwand müßtc an verschiedenen Stelten durchbrochen sein. Bei der zu schützen-
den, überwiegend zwei- bis dreigeschossigen, vorhandenen und geplanten Bebauung
bedarf es ciner Konstruktionshöhe mindestens bis zur Traufhöhe (mindestens ca. 6,50
m), um auch dic Obergeschosse der vorhandenen und geplanten Bebauung sinnvoll
aktiv schützen zu können.

Anders sieht es aus für den Abschnitt der Nordumgehung zwischen der Köln-Berli-
ner-Straße und der Marsbruchstraße. Der Straßenverlauf orientiert sich in diesem Fall
an Festpunkten (Bebauung im Einmündungsbereich Köln-Berliner-Straße, Aufüatrme
der Verkehrsführung der Marsbruchstraße). Zur Realisierung eines aktiven L?irm-
schutz6s außerhalb der 6ffentlichen Verkehrsflächc ist ein Eingriff in die vorhandene
Bausubstanz oder in Privatgrundstücke erforderlich, so daß die verbleibenden Rest-
flächen teilweise nicht mehr sinnvoll nutzbar sinil.

Bei der Betrachrung des aktiven Lärmschutzcs sind die Grundsätze der Bauleitpla-
nung gemäß § I BauGB zu beräcksichtigen. Danach sind unter anderem die sEdte-
baulichen, gesundheitlichen, sozialgerechten und kulturellen Belange zu beachten.

Unter dem Gesichtspunkt einer geordneten städtebaulichen Entrricklung wird durch
einen aktiven Lärmschutz das durch die §raßenrandbebauung und die Baudenkmäler
vorgeprägte Stadtbild stark beeinträchtigt. Dieses steht den Bemühunge,n der Planung
entgegen, die vorhandene Stadtstnrktur weitgehend aufzunehmen und weiterzuent-
wickeln. Nicht zuletzt würde die Herstellung aktiver Schallschutzmaßnahmen eine
stadtgestalterische Beeinträchtigung des Ortsbildes nach sich ziehen.
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Des weitercn würden aktive Schallschuworkchrungen eine Verschathrng der Wohn-
und Arbeitsbereiche sowie der zugehörigen Freiräume nicht ausschließm u1d dqmil
zu einer Beeinträchtigung der zu gewährleistenden gesunden Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse fthren, Eine cinschneidende Inanspruchnahme von Teilflächen einzelner
Privatgrundstäcke ftr den aktiven Schallschutz wärdc in Teilbereichen einer sozial-
gcrechten BodennuEung entgegenstehen. Außerdem verbietet ein sparsamer Umgang
mit Grund und Boden, insbcsondcrc im zentralen Ortskembereich, cine Reduzierung
der baulichen Ausnutzbarkcit der Grundstäcke durch den Flächenbedarf frr aktiven
Schallschutz. Zudem ist die Errichtung von Lärmschutzanlagen entlang der Nordum-
gehung bzw. der Marsbruchstraße aüs Gründen der Wirtschaftlichkeit nicht
vcrtctbar.

Nach Gegenüberstellung aller Vor- und Nachteile ist daher auf cinen äktiven Lärm-
schutz verzichtet worden und passiver Lärmschutz zur Anwendung gelangt.

Zur Ermittlung der Lärmauswirkungen auf sämtliche Nutzungen im Bebauungsplan-
gebiet ist eine schalltechnische Bzurteilung erstellt worden, die dieser Begrändung als
Anlage 2 beigefrgt ist. Dic Lärmauswirkungen und die dazu getroffenen Regelungen
sind dieser schalltechnischcn Bereohnung zu entnehmen.

7 .3 Bodenbelastung

In der Übersichtskarte der Altstandorte und Altablagerungen sind im Planbereich des .

Bebauungsplanes Ap 201 - Ortskcrn Aplerbeck - folgende Flächen als Altstandorte,
Altablagerungen oder Tankstellengelände gekennzeichnet:

Großfläclren

Fläche "A": westlich der Emscher, nördlich Rodenbergstraße

Fläche "8": Haus Rodenberg und die Fläche zwischen Rodenbergstraße und
Aplerbecker Marktplatz einschließlich der Flächen nördlich der
Bundesbahnlinie, östlich und westlich Strickerstraße.

Fläche "C": wesllich der Marsbruchstraße, nördlich der Rodenbergstraße

Fläche "D": östlich Ringofenstraße, südlich der Rodurbergstraßc

Fläche ''E": östlich Ringofenstraße, nördlich der Rodenbergstralle

Fläche "F": westlich Ringofcnstraße, nördlich Hosbachstraße.

Tankstellengelände

Tankstelle: südlich Schuräferstraße, westlich Apelbachstraße

ehemalige Tankstelle: nördlich S chüruferstraß e, westlich Ringofenstraße
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ehernalige Tankstelle: westlich Marsbruchstraße

Tankstelle:

ehcmalige Tankstelle: südlich Köln-Berliner-Straße, westlich Lübckerhof-
shaße

ehernalige Tankstelle: westlich Winbräucker Straße, nördlich der Bundes-
bahnstrecke.

7.3,1 Erkenntnisse über Bodenbelrsturgen

Für die im Bebauungsplan gekennzeichncten Flächen liegen Erkenntnisse aus Unter-
grunduntersuchungen, Luftbildauswertungen und Aktenrecherchen vor. Die Flächen
sind im Übersichtsptan der Untersuchungsbereiche von Altstandorten und Altablage-
rungen gekennzeichnet und bcnannt. Der Übersichtsplan ist Bestandteil der
Begrändung,

Aufgrund von Akten- und Kartenstudium kann davon ausgegangen werden, daß im

rung der Emscher stattgefunden haben; sowie Abgrabungen zur Herstellung von Zie-
geln, die später wieder verfrllt wurden. Durch Sondierbohrungen wurden Aufschüt-
hrngen zwischan 1,0 und 3,5 m Mächtigkeh festgestellt, die aus Bodenaushub und
Bauschutt bestehcn, im Bereich der Teilfläche "A." auch stellenweise Hausmüll. Die
Grundwasserverhältnisse wcrden durch die Emscher als nat[irliche Vorflut geprägt.
Die Gruhdwasserflurabstände liegen zwischen 3,0 m und wenigen Dezimetern

Die Analyse der Bodenproben zeigen eine deutliche bis surke Belastung mit den
Schwermetallen Blei, Cadmium und Zink, sowie mit dem Halbmetall Arsen (max.
7.800, 3,l, 2107 , 42,1 mg/kg). Belastungen der Bodenluft wurden nicht festgestellt.
Das oberste Grundwasserstockwerk zeigt eine deutliche Beeinflussung durch die auf-'
fiilligen Parameter.

Im Bereich der Flächen "D", 'E" und "F" an der Ringofenstraße hat es gewerbliche
Nutzungen durch eine ehemalige Ziegelei gegeben, mit teilweiser späterer anderer
gewerblicher und industrieller Nutzung. Die wiederverfüllten ehemaligen Ziegelei-
gruben befanden sich nach einer multitemporalen Luftbildauswertung westlich des
Bebauungsplan-Gebietes. Die Wohnhäuser westlich der Ringofenstraße zwischen
Hosbachstraße und Lehmlcuhle wurden außerhalb des Abgrabungsbereiches errichtet.
Bei Sondierarbeiten im o. g. Bereich hat sich herausgestellt, daß flächendeckend An-
schüttungen zwischen 0,4 m und 2,2 m Mächtigkeit vorhanden sind, die sich aus um-
gelagerten B6den mit Beimengungen bauschuttartiger Bestandteile zusammensetzen.
Aulergewöhnliche Auflälligkeiten, insbesondere Ablagerungen von Haus- oder In-
dustriemüll, wurden nicht beobachtet. Ein freier Grundwasserspielgel konnte hiei
nicht ermittelt werden. Bei der Analyik der Bodenproben zeigten sich in den ge-
werblich genutzten Bereichen stellenweise leicht erhöhte Gehalte an den Schwerrne-
tallen Blei, Cadmium und Zink sowie dem Halbmetall Arsen (max. 580, 1,9, 540, 70
mc/kC).

östlich der Marsbruchstraße, südlich Schürbankstraße
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Bei den im gesamten Plangebiet vorhandenen ehemaligen bzw. in Betieb befinclli-
che,n Tankstellen mußte mit betriebsbedingten Verurireinigungen gerechnet werden.
Auf den Flächen mit TankstellennuEung wurden Iokal deutlich erhöhte Gehalte an
Kohlenwasserstoffen gemessen (max. l.700 mglkg). Die Schadstoffgehalte der Bo-
denluft warcn gänzlich unauffüllig. r

In der Übersichtskarte der Altistandorte und Altablagerungen ist die Fläche südlich
der Gevelsbergstraße/westlich der Marsbruchstraße gekennzeichnet. Ein Gütachten .

zur GeEhrdungsabschätzung hat ergeben, daß der untersuchte Boden und die Boden-
lufr durchwcg unauflälligc Befunde aufireisen. Eine Gefrihrdung der festgcsetztetr

Nutzung als Flächc frr Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und ztu Entwicklung von
Natur und Landschaft liegt demzufolge nicht vor. Auf eine Kcnnzeichnung und einen
Hinweis im Bebauungsplan ist somit veßichtet worden.

7.3,2 Gefihrdungsabschntzung

Im Bereich der Flächen "A", "8" und "C" sind lokal hohe Belastungen mit Schwer-
metallen vorhandcn. Die Flächen sind zur Zeit überwiegend versiegelt oder überbaut
bzw. mit cincr durchgchenden Bodenvegetation versehen. Ein Direktkontakt kann
daher weitgehend ausgeschlossen werdcn. Aufgnrnd dcr derzcit vorhandencn Nut-
zungsstruktur ist dahei cine akute Gefährdung nicht gegeben, Sicherungsmaßnahmen
werden ggf. bei Umgestaltungen erforderlich.

Im Bereich iler Flächen "D", 'E' und "F" sowie der Tankstellengrundstäcke lieg das
vorhandene Schadstoffootential in einer Größcnordnung, die bei vorhandcner Nut-
zung keine Gefülrrdung frr ein SchuEgut erkennen läßt. Im Bereich des Gewdrbege-
bietes südlich der Rodenbergstraße, das in ein allgemeines Wohngebiet 'rmgewandelt
werden soll, sind aufgrund einiger erhöhter PAK und Schwermetallgehalte aus Vor-
sorgegränden zur Vermeidung von Direktkontakt und beim Anbau von Nahrungs-
pfl anzen Sicherungmaßnahmen erforderlich.

In den Bereichen mit Tankstellennutzung wurden keine Belastungen festgestellt, die
eine akute Gefährdung eines Schutzgutes darstellen. Aufgrund der allgemeinen Un-
tergrundsituation derartiger Flächen sind lokale Verunreinigungen insbesondere beim
Vorhandensein tanktechnischer Einrichtungen nicht auszuschließen. Im Falle von
Umnutzungen sind daher hier stets weitergehende Untersuchungen erforderlich.

7.3.3 Auswlrkungen aüfden Bebruungsplan

Die in den Bereichen der Altablagerung im Bebauungsplan festgesetzten Nutzungen
stehen den vorliegenden Erkenntnissen über die Bodenbelastungen und den Ergobnis-
sen der Gefährdungsabschätzung grundsätzlich nicht entgegen.

Aufgrund der durchgeführten Untersuchungen ist eine generelle Gefiihrdungsabschät-
zung im Hinblick aufBodcn- und Untergrundverunreinigung vorgenornmen worden.
Grundstäcksbezogene Beurteilungen waren nicht Ziel der vorliegenden Bodenuntcr-
suchungen und werden somit auch nicht gehoffen. .
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Im Rahmen der ökologischen Umgestaltung des Emschersystems ist im Bäreich des
Rodenbergparkes und des Aplerbecker Marktplatzes die Öffnung der bisher verrohr-
ten Emscher zu einem offenen Gewässer geplant. Nördlich der Rodenbergstraße se-
hen die Maßnahmen zur Renaturierung der Emscher ein Regenrückhaltebecken vor.
Entsprechend der Vorplanung an diesem Projekt und dem Wunsch der Emscherge-
nossenschaft werden entsprechende Grundstücksbereiche im Bebauungsplan durch
die Festsetzung von Flächen die von der Bebauung freizuhalten sind, gesichert.

Im Bereich der v. g. Flächen ist mit Boden- und Untergrundverunreinigungen zu
rechnen. Die betroffenen Bereiche sind im Bebauungsplan gekennzeichnet. Zusätzli-
che Hinweise beinhalten Auflagen und Nebenbestimmungen zur Bodenabdeckung
verunreinigter Böden, zur Entsorgung anfallenden Bodenaushubes und zur Brauch-
und Trinkwasserentnahme.

Die besonderen Kennzeichnungen und Hinweise sind im Bebauungsplan vorsorglich
getroffen worden. Im Rahmen der Planfeststellungsverfahren der Emschergenossen-
schaft zur Renaturierung der Emscher ist die konkete Planung mit dem Umweltamt
der Stadt Dortmund abzustimmen und über die notwendigen Maßnahmen zum Schutz
vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu entscheiden.

Resondere Kennzeichnrrngrn urrd Hinweise im Bebarrrrngsfrlan

Nach § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB sind im Bebauungsplan Flächen gekennzeichnet wor-
den, deren Böden mit umweltgefährdenden Schädstoffen belastet sind.

Darüber hinaus beinhaltet der Bebauungsplan Hinweise, über die Boden- und Unter-
grundverunreinigungen sowie Auflagen und Nebenbestimmungen, die abge stimmt
aufkonkrete Bauvorhaben zu beachten sind.

AltahlagFnrngen

Im Bebauungsplan-Bereich ist nach der Übersichtskarte der Altstandorte und Altabla-
gerungen mit Bodenverunreinigungen zu rechnen. Die entsprechenden Bereiche sind
im Bebauungsplan durch das Symbol Effi%W gekennzeichnet

(Übersichtsplan: Flächen A, B, C, D, E, F und Tankstellengrundstücke).

Bei Bauvorhaben hat der Antragsteller auf eigene Kosten ergänzende grundstüpksbe-
zogene Bodenuntersuchungen durchzuführen, die mit dem Umweltamt der Stadt
Dortmund abzustimmen sind. Der Antragsteller hat die Kosten fi.ir die ordnungsge-
mäße Entsorgung verunreinigten Bodens zu kagen.
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Sollten bei der Baumaßnahme über den bisherigen Kenntnisstand hinaus Bodenver-
unreinigungen angetroffen werden, die nach Art, Beschaffenheit oder Menge im be-
sonderen Malle gcsundheits-, luft- oder wassergefährdend, explosibel oder brennbar
sind oder Erreger übertragbarer Krankheiten enthalten oder hervorbringen können,
sind diese gemäß § 29 Abs. 4 und 5 Landesabfallgesetz Nordrhein-Westfalen in der
Fassung vom 21.06,1988 (Gesetz- und Verordnungsblatt Nordrhein-Westfalen, BIatt
250 ff.) mit der Anderung vom 14.01.1992 (ScV NW 74) in Verbindung mit § 2
Abs. 2 des Abfallgesetzes unverzüglich dem Umweltamt dor Stadt Dortmund als Un-
tere Abfall wirtschaftsbehörde arzuzeigen.

Flächen - nördlich der Rodenbergstraße/westlich Emscher und westlich
Marsbruchstraße/nördlich Rodenbergstraße
(Übersichtsplan: Flnchen A und C)

Für die o. g. Flächen gilt zusätzlich nachfolgender Hinweis:

Bodenabdeckung

e im Bereich der mit Ziffer @ gekennzeichneten Flächen zur Regelung
des Wasserabflusses (FlächenXir Anlagen zur Regen- und Schmutzwasserbe-
handlung sowie deren Ableitung), der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft sowie der Fläche des
Kemgebietes ist wegen der festgestellten Anreicherungen mit Schwerrnetallen
und PAK eine Abdeckung mit sauberem Boden erforderlich. Art und Umfang
der Abdeckung wird nach einer noch zu veranlassenden oberflächennahen (0,0
- I ,0 m) Beprobung unter Berücksichtigung des jeweiligen Standes der Tech-
nik und der hygienisch-toxikologischen Bewerfung festgelegt.

Flächen - nördlich Rodenbergstraße/westlich Emscher, Aplerbecker Markt-
platz/Haus Rodenberg, östlich und westlich Strickerstraße, östlich
Ringofenstraße/ südlich Rodenbergstraße, östlich Ringofenstra-
ße/nördtich Rodenbergstraße, westlich Ringofenstraße/nördlich
Hosbachstraße, westlich Marsbruchstraße/nördlich Rodenberg-
strsße und Tankstellengrundstücke: südlich
Schurüferstralk/westlich Apelbachstraße, nördlich Schüruferstra-
ße/westlich Ringofenstraße, westlich Marsbruchstraße, östlich
Marsbruchstraße/südIich Schüruferstraße, südlich Köln-Berliner-
Straße/westlich Lübckerhofstraße, westlich Wittbräucker §tra-

' ße/nördlich der Bahnlinie (ilbersichtsplan: Flächen A, B, C, D, E,
F, und Tankstellengrundstücke

Für die o. g. Flächen gelten zusätzlich die nachfolgenden Hinweise:

Bodenaushub

Im Bereich der mit Ziffer gekennzeichenten Flächen ist anfallender
tsorgen.

,4,,/,\\
Bodenaushub ordn zu en
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FIächen- AplerbeckerMarktplatz/IlausRodenberg, westlich Strickerstra-
ße, westlich Marsbruchstraße/nördlich Rodenbergstraße, östlich
RingofenstraBe/südlich Rodenbergstraße, westlich Ringofenstraße/
nördlich Hosbachstrsße und die v. g. Tankstellengrundstück
(Übersichtsplan: FIächen B, C, D, F und Tankstellengrund-
stücke)

Gärtnerische Nutzungen und Nutzungen yon Flächen als
Kinderspielptatz

.///\\ Gärtnerische Nutzungen, insbesondere der Anbau von Nahrungs- und Futtep
mitteln sowie die Errichtung von Kinderspielplätzen in den mit der Ziffer 0
gekennzeichneten Bereichen setz€n eine vorherige flächenscharfe BodenunM-
suchung voraus. Im Rahmcn dieser Untersuchung ist zu ermitteln, ob und wel-
che Sanierungs- bzw, Sicherungsmaßnahmen nach dem jeweiligen Stand der
Technik und der hygienisch-toxikologischen Bewertung durchzuführen sind.

Cewerbliche Emissionen

Brauch- und Trinkwasserentnahme

0 Vor e iner Brauch- und Trinkwasserentnahme in den mit der Ziffer S" gekennzeichneten Bäreichen ist die Untere Wasserbehörde einzuschalYn. Es
gelten die wasserrechtlichen Bestimmungen.

Zur Ermittlung der Situation der Gewerbebetriebe im Bereich des Bebauuags-
pla-tres Ap 201 ist eine immissionsschutzplanerische Untersuchung durchge-
führt worden, die die gewerblichen Immissionen (Luft, Lärm, Schadstoffe)
zum Inhalt hatte. Diese Untersuchung kömmt zu dem Ergebnis, daß die strrk
differierende Stnrktur der Gewerbebetriebe in der engen Nachbarschaft
schutzbedürftiger Wohnnutzungen es für eine immissionsschutzplanerische
Beurteilung dieser Betriebe im Bebauungsplan Ap 201 erforderlich machte,
eine umlangrei che B estandsaufnahme der Realnutzung durchzuführen. Dabei
waren alle abwägungsrelevanten Gesichtspunkte zu ermitteln. Das war insbe-
sondere von Bedeutung, weil einige vorhandene Betriebe überplant werden
sollen. In nur I der 5 Untersuchungsbereiche wurden städtebauliche Konflikt-
situationen vorgefunden, die planerisch zu Iösen sind.
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Die Betrieb§grundstücke der Speditionsfirma östlich der Marsbruchstraße, der
Kfz-Werkstatt nördlich der Köln-Berliner-Straße und der Druckerei südlich
Sölder Kirchweg waren mit den davon ausgehenden Emissionen hinreichend
genau zu untersuchen. Für diese Emittenten lagen aktuelle litmtechnische Un-
tersuchungen des Staatlichen Umweltamtes Hagen zur Ausrvertung vor. Die
Ermittlungen haben zu der Überzeugung geführt, daß der Speditionsbetrieb
langfristig zu verlagem ist.
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Weil damit die Belange der Wirtschaft in besonderem Maße betroffen sind, ist
- über die Beräcksichtigung des BestandsschuEes hinaus - die wirtschaftliche
Zukunft dieser Betriebe zu beachten. Das beinhaltet Überlegungen zur Kapazi-
tätserweiterung und Modernisierung, die die Konkurrcnzlähigkcit am Markt
erhalten. Die Unvereinbarkeit zwischen dem ernittierende,n Betrieb und den

benachbarten Wohnnutzungen wird erst dann durch Überplanung gelöst, wenn
eine Betriebsverlagerung realisierbar und fi nanzierbar erscheint.

Wegen ihres Umfanges ist diese Untersuchung nicht der Begründung beige-
fügt. Sic kann bei Beilarf beim Stadtplanungsamt eingesehen werden.

8. GrünordnerischeundhndschsftspflegerischeMsßnahmen

8.1 Voruntersuchungen

Zur Beurteilung der aktuellen Freiraumsituation und Ermittlung der zu erwartenden
Umweltauswirkungen im Zuge der geplanten Nordumgehung wurde 1986 von einem
externen Gutachterbüro eine Umwcltverträglichke itsstudie zu den bisherigen Be-
bauungsptänen Ap l0l und Ap I 19 angefertigt. Dieses Gutachtcn enthält zahlreiche
gräLnordnerische und landschaftspflegerische Empfehlungen, dic - sowcit sie noch
Gültigkeit bdsitzen und noch nicht realisiert sind - im Bebauungsplan Ap 201 festge-
scEt werden.

Darüber hinaus hat das Umwelamt der Stadt Dortrnuntl im März 1993 eine ökolo-
gische Risikoanalyse zu mchreren Straßenvarianten zur Ortsumgehung Aplerbeck er-
steltt. Diese Untersuchung kommt zu dern Ergebnis, daß die Nordumgehung von den
untcrsuchten Variantcn die verträglichste Lösung sei. Ergänzend zum o, g. Gutachten
werden Empfehlungen und Maßnahmen zur Konfliktminimienrng angefrhrt, die
ebenfalls in den vorliegenden Bebauungsplan einfließen.

8.2 Freiraumsituation/ökologischbedeutsameFlächen

Im Gcltungsbereich des Bebauungsplanes gibt es insgesamt drei großflächige, un-
verbaute Freiräume, die wichtige Funktionen für den Biotop- und Artenschutz über-
nehmen, aber auch als Erholungsbcreiche und erweitertes Wohnumfeld fimgieren.
Alle angesprochenen Bereiche sind von den Planungsvorhaben behoffen und sollen
deshalb zur besseren Beurteilung der zu erwartenden Auswirkungen in ihrem Bestand
und ihrer Wertigkeit beschrieben werden. Als Bewertungs- und Beurteilungsgrundla-
ge wurde auf folgendes Datenmaterial zuräckgegriffen:

entsprechende Auszüge aus der Stadtbiotopkartierung von 1992

Auswertung von aktuellen Luftbildaufrrahmen

sowie eigene Geländebegehungen
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8.2.1 Frelllächen "HlusRodenberg"

Die Flächen um Haus Rodenberg südlich der Rodenbergstraße stellen sich als
parkähnliche Anlage mit cxtensiicm Charaktcr dar. Es dominieren artenreiche, z. T.
ruderalisiertc Grasfluren mit zahlreichen Obstgehölzen. Der Freiraum wird von einem
Fußwegesystem aus wassergebundener Wegedecke erichlossen. Die angreruenden,
ebenfalls parkähnlichen Hausgärten sind als eine bedeutsarne Biotopergänzung zu
bewerten.

8.2.2 Emschertrl

Das Emschertal wird von einern Mosaik aus unterschiedlichen Nutzungcn und Vege-
tätionsstrukturen geprägl, die sich z. T. als Reste des urspriturglichcn ELscherbruJhes
darstellen. Aufddr westlichen Seite dominieren ein Gehölzbestand aus Pappel und
Erle, Ruderalflächen mit jungan Gehölzen (Birke, Pappel, Weide) sowie intensiv ge-
nutztes Gränland (Weide). Die östliche §eitc wird bestimmt von Hausgärten und
brachgefallenen Hausgärten, dic unmittelbar bis an die Emscher hoanreichen sowie
von Gränland (Weide). Im westlichen Randbereich verläuft ein Rad- und Fußweg.
Die Emscher selbst ist mit Betonplatten befestigt; ihre Böschungen sind als artenarme
Grasflur (mehrfach gemäht) mit ca. 30 Jalrre alten Pappeln ausgeprägt. Planungen der
Emschergenossenschaft schen cine Renaturierung des FIießgewässdr$ vor,

Die Fläche ist als erhaltenswertes Biotop einzustufen und kann durch zahlreiche Ent-
wicklungs- und Pflegemaßnahmen in ihrer Wertigkeit gestcigert werden. Aktuelle
Beeinträchtigen des Biotops ergeben sich insbesondere durch in den Talraum expan-
dierende Nutzungen wip z. B. Lagerplätze oder Bodenablagenrngen. Im nörcllichen
Anschluß quert in Ost-Wcst-Richtung eine Zechenbahn das Emschertal, die als frrß-
läufige Wegeverbindung genutzt wird. Die Böschungen sind mit dichtenr Gehölzauf-
wuchs bestanden.

8.2.3 Gärten zwischen Märtmannstra0e und Marsbruchstraße (östlich und westlich
der Pellinghofstreße)

Dieser private Freiraum gliedert sich in einen Obstgarten, eine Obstwiese sowie einen
größeren brachgefallenen Garten. Das Alter der dominierenden Obstgehölze betregt
20 - 40 Jahre. In dem brachgefallenen Carten existieren zahlreiche Laubbäume (Pap-
pel und Ahorn), Zwei sehr alte Spieahornbäume sind als Naturdenkmale ausgewie-
sen. Für weitere Bäume ist die Aufirahme in die Naturdenkmalliste beantragt worden.
Die Pellinghofstraße ist als FuIl- und Radweg aus wassergebundener Wegedecke ge-
staltet und wird beidseitig von geschnittenen Hecken aus Weißdorn, Hainbuche und
Liguster begrenzt.

Der gesamte Bereich wird als erhaltenswertes Biotop eingestuft.

Das Stadtbiotopkataster weist den gesamten Komplex u. a. aufgrund seiner Stn:ktur-
vielfalt als besonders schützenswertes Biotop aus.
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8.2.4 §onstigeFreilllchen

Weitcrc Grünbereiche befinden sich zwischen Ruinenstraße und Emscher um das ka-
tholische und evangelische Gemeindczentrum, Hallenbad und Sonderschule. Diese
Grünanlagen haben durch ihre Ausgestaltung mit Rasen und Ziergeh6lzen eine mäßi-
ge Bcdeutung frr den Arten- und Biotopschutz.

Südlich dcr Schmerkottenshaße und östlich der evangelischen Kirche befindet sich
ebenfalls ein größeres Grünareal. Diese Flächen sind als Nuu- bzw. Mietergäiten
(Grabeland) mit Heckersürukturcn und Baum- und Strauchgnrppen gestaltet.

8.3 GrundbehstungimBebauungsplanbereich

Die ökologischen unil frciraumplanerischen Grundbclastungen frr das zu überplanen-
de Gebiet stellen sich fotgendermaßen dar:

a) Hohe Immissionsbehstung

Die derzcitigur Verkehrsmcngen, die die Kreuzungs- bar. Einmändungsb+
reiche des Aplerbecker Ortskemes (Marsbruchstraße/Rodenbergstraße, Mars-
bruchstraße/Köln-Berliner-Straße/Aplerbecker Marktplatz/Wittbräucker Sta-
ße./Schüruferstraßc) passieren, führen dort bedingt durch den schlechten Ver-
kehrsfl uß zu unzumutbaren Immissionsbelastungen. Die Kfz-Immissionen,
vor allem die Lärmbelastung , beeinträchtigen die Aufenthaltsqualit.ät in den
Einkaufsbcreichcn dcs Ortszcntrums und in dessen ökologisch empfindlichen
Gränbereichen (2. B. um die Teichanlage des Hauses Rodenberg).

b) Trennungswirkung der vorhandenen Straßen

Von den Straßenzügen Köln-Berliner-Straße, Rodenbergstraße, Marsbruch-
straße, Wittbräucker StraJJe und Schüruferstralle geht aufgrund ihrer heutigen
Verkehrsbelastung eine hohe Trennungswirkung aus. Das Überqueren dieser
Straßentrassen ist außerhalb der durch Ampelanlagen gesicherten Überwege
mit einem nicht unbedeutenden Unfallrisiko verbunden. Die Durchschneidung
des Aplerbecker Ortskernes durch die vorgenannten Straßenzüge hat darüber
hinaus zu einem Verinselungseffekt der vorhandenen unvernetäen, innerstäd-
tischen Freiräume (2. B. zwischen Köln-Berliner-Straße und Ruinenstraße,
zwischen Schmerkottenshaße und Märtmannstraße, nördlich und südlich der
Rodenbergstraße) gefrihrt. Im Bereich der Teichanlage des Hauses Rodenberg
und des Emschertales sind für die bodengebundene Fauna keine gefahrlosen

Querungsmögl ichkeiten vorhanden.

c) GeringeAufenthaltsqualitätimStraßenraum

Die Gestaltung der Straßenräume im Aplerbecker Ortskem wird geprägt vom
Kfz-Verkehr. Sowohl hinsichtlich der Ausstattung und Dimensionierung des

straßenbegleitenden Fußwegenetzes als auch der Radwegeverbindungen be-
steht ein Defizit.
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Das Angebot an Stellplätzen im Ortszentrum ist unZureichend und führt zu
einer Belastung durch §uchvcrkehre.

Des weitcren wird die Aufenthaltsqualität gemindert durch die fehlende
pflanzliche Gestaltung der Straßenräume, die im Verhältnis zu ihrem hohen
Versicgclungsgrad eine völlig unzureichende Begränung ausweisen. Das Feh-
len eines ausreichcnden Grünvofumens (2. B. Baumbestandes) macht sich
nicht nur stadtgestalterisch, sondem auch kleinklimatisch negativ bemerkbar.
Ebenso sind die Stellplatz- und Gewerbeflächen des Ortskemes unzureichend
cingegrünt. Des weiteren wird die Aufenthaltsqualität gernindert durch dic
fehlcnde Raumbildung der vorhandenen Bausubstanz (2. B. im Kreuzungsbe-
reich von Köln-Berliner-Straße und Marsbruchstraße). Dem Ortszenüurn feh-
lcn - mit Ausnatrmc des Bereiches um Haus Rodenberg - Plätze, die zum Ver-
weilen cinladen.

Dic Überdimensionierung des Straßenraumes durch die Vonangigkeit des

Kfz-Verkehrs hat den alten dörllichen Charakter, wie er in Ansätzen noch in
der Ruinenstraße und der Märrmannskaße vorhanden ist, verändert und zu

Qualitlitsverlusten im historisch gewachsenen Ortskem gefrhrt.

Schlechte Zugänglichkeit der Freiräume und Fehlen von
Grünverbindungen

Die Freiräume im Bebauungsplanbereich, die einen Wert frr die Erholungs-
nutzung bieten, sind z. T. von dem vorhandenen Erschließungsnetz aus
schlecht zugänglich und nicht über fußläüfige Wegeverbindungdn miteinander
vcrknüpft. Punktuell vorhandene Gränbereiche sind nicht über weitere Grün-
elemente untereinander verbunden und auf diese Weise in ein gefahrlos
durchgängiges Freifl ächensystem integriert.

e) Geringe Aufenthaltsqualit$t lm Freiraum

Durch die ungenügende Erschließung der Grünbereiche ist die Aufenthalts-
qualität im Freiraum erheblich vermindert. Es fehlen wegbegleitende Mög-
lichkeiten zum Vcrweilen.

f) NichtlandschaftsgerechteNutzungenimEmschertalraum

Das ehemals vorhandene Iandschaftliche Element "Emschertalaue" ist durch
vielc nicht standortgerechte Nutzungen überformt, z. B. der nördlioh der Ro-
denbergstralle liegende Pappelwirtschaft swald sowie die baulichen Anlagen
der Mühle, die den Talraum abriegeln. Hierdurch wird das Landschaffsbild,
der Erlebniswert des Lanclschaftselementes sowie die Vemetzung zwischen
den Freiflächen nördlich und südlich der Rodenbergstraße negativ beeinflußt.
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g) Behstung der Teichenlage des Hauses Rodenberg

Der Sauerbtoffhaushalt der Tcichanlage ist durch starke Eutrophierungser-
scheinungen (durch übcrmäßige Fünerung der Wassertiere) bereits geschädigt;

Gleichzeitig ist eine Verschlammung festzustellen. Die ökologische Stabilität
des Gewässers ist, insbesondere wegen des fehlenden Durchflusses durch die
Tcichanlage, stark beeinträchtigt.

Die sog..Nordumgchung vcdäuft zwischen den Krcuzungen Märtnannsfaße,/ Köln-
Bertiner-Straße sowie Marsbruchstraße/Rodenbergsftaße. Sie verläßt in diesem Be-
reich aufca. 270 m dic K6ln-Berliner-Straße und durchschneidet einen ca. 3,6 ha
großen zusammenhängenden Raum, der geprägt ist durch sein hohes ffinvolumen,
Dem Areal östlich und westlich der Pellinghofstraßc kommt im Hinblick auf dcn ho-
hen Versiegclungsgrad im Ortszentrum eine Ausgleichsfunktion ftr den Naturhaus-
halt zu. Darüber hinaus bictet das Gelände in Verbindung mit dern Freiraum um das

evangelische Gemcindezentum zwischen MärfnannstralJe und Schmerkottenstraße
sowie dem nördlich der Schmerkottenstraße liegenden Friedhof ein bedeutendes öko-
logisches Entwicklungs- und Vemetzungspotential.

Im westlichen Teil des überplanten Gebietes verläuft die Nordumgehung in der
Trasse der derzeitigen Rodenbergstralle. Dort erhöht sich die vorhandene Grundbela-'
stung erhebtich. Eine grundsätzlich neue Freiraumsituation wie im Straßarabschnitt
östlich der Marsbruchstraße ergibt sich hingegen nicht.

Die Neutrassierung der Köln-Berliner-Straße bedeutet frr den Bebauungsplanbereich
zum einen einen schwerwiegenden Eingriff in die bestehende städtebauliche Onlnung
bedingt durch die Durchschneidung der funktional zusammenhängenden Dorfstruktur
und zum anderen eine Veränderung der Freiraumsituation und -qualität durch die sich
ergebenden zusätzlichen Belastungen,

Für den Ortskern Aplerbeck ergeben sich durch den Bau der Nordumgehung folgende
Belastungen:

a) . Erhöhung der Immlsslonsbelrstung in derzeit gering belasteten Bereichen

Dcr räckwärtige Bereich der Köln-Berliner-Skaße mit bisher relativ geringer
Verkehrsbelastung wird künftig stark belastet. Die "alte" Köln-Berliner-Straße
zwischcn den Einmändungsbereichen Marsbruchstraße und Märfnannstraße
wird deutlich enilastet, Fär die Rodenbergstraße hingegen wird sich eine dzut-
liche Steigerung der Verkehrsmenge ergeben. Die damit verbundene Erhö-
hung der Immissionsbelastungen (Verlärmung, Luftschadstoffbelastung) wird
sich auf die Au&nthaltsqualität im Freiraum nördlich und südlich der Roden-
bergstraße auswirken.

8,4 Äuswirkungen durch den Bau der Nordumgehung auf die Freiraumsituation
und :quslitit sowie sndere emplindliche Nutzungetr 

- .-__
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b) ErhöhungderFlächenverslegelung

Durch die Neutrassierung der I(öln-Berliner-Straße, die städtebauliche Ent-
wicklung nördlich und sädlich der projektierten Sbaßc sowie die Vergröße-
rung des Straßenprofils durch den Ausbau von Fuß- und Radwegen sowie
Stcllplatzanlagen ergibt sich einc Zunahme der Flächenversiegelung, die sich
bcsonders zwischen Märtmannskaße und Nordumgehung im Freiraum be-
merkbar macht.

c) Verlnderuog der dörllichen §truktur im Bereich der "alten" Köln-Berli-
ner-Straße und der Mirtmannstraße

Mit der Neutrassierung wird ein Gebiet mit dörflichem Charakter erschlossen,
das geprägt ist durch natürlich gewachsene, bäuerliche Stnrkturelemente, wic
eine lockere Bebauung, große Gartenflächen und einen wertvoilen Gehölzbe-
stand. Dieser bisher von außen unbeeinflußte Bereich wird zukänftig mit Im-
missionen belastet.

d) Erhöhung der Trennungswirkung im Bereich des Straßenzuges
RodenbergstraßelRingofenstreße/Schüruferstraße

Durch die Zunahme der Verkehrsmenge steigt cler Überquerungswiderstand
für Fußgänger und Radfahrer, insbesondere im Bereich des innerstädtischen
Grtinzuges zwischen Haus Rodenberg und dem Emschertal.

e) Verstärkung des Verinselungseffektes und Zerstörung von
Freireum entwicklungsmögllchkelten

Die Neutrassierung der Köln-Berliner:Straße zerschneidet innerhalb eines
baulich verdichteten Bereichs des Aplerbecker Ortskernes den größten zusarn-

' menhängenden Freiraum, wobei dEr südlich der projektierten Straße gelegene

Grundstticksteil künftig als Mischverkehrsfläche geplant ist, Durch die Tren-
nungswirkung der "verlegten" Köln-Berliner-Shaße wird die Entwicklung ei-
nes zusammenh?ingenden Freiraumsystems, in das die einzelnen Grän- und
Freiraumelemente bis in das unmittelbare Ortszentrum hinein integriert wer-
den, vermindert. Die Verinselung dieser Bereiche, insbesondere des Grtinzu-
ges südlich der Rodenbergstraße, wird durch die Überquerungswiderstände im
Verlauf der neuen Trasse verstärtct. Eine gefatrrlose Durchgängigkeit und eine
Vemetzung dcs Freiraumes wird verhindert, was sich wiederum auf Zahl und
Artenzusammensctzung des derzeitigen Faunabestandes auswirken wird.

8.5 GrünordnerischeLeitvorstellungen

Ausgehend von der ermittelten Grundbelastung und den AuswirL:ungen der geplanten
Nordumgehung auf die Freiraumsituation und - qualitlit konnten fir den B+
bauungsplanbereich gränordnerische bzw. umweltverbessernde Zielvorstellungen frr
den Naturhaushalt, das Ortsbild, die Wohnqualität und das Siedlungsklima entwickelt
werden, die ihre Realisierung auch in städtebaulichen Festsetzungen finden.
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AIs wescntliche Zielsetzungen sind herauszustellcn:

a) Entwicklung ökologischer Ausgleichsfl ächen durch Extensivierungs- und
ökologische Optimierungsmaßnahmen im östlichen Bereich des Emschertales
als Ergänzung zu dem geplanten Renaturicrungsmaßnahmen der Emscherge-
nossenschaft

b) Beräcksichtigung von Möglichkeiten ftr eine Biotopvemetzung zwischen
dem Emschertat und dem Grünbereich um das Haus Rodenberg

c) Verringerung der Flächenversiegelung in den Bereichen südlich und nördlich
der Rodenbergstraße

d) Verbesserung der Zugänglichkeit und Durchgängigkeit des Freiraumes

Verbesserung der Erlebnisqualität der Freiräume durch Schaffung von Ruhe.
bereichen und Öfftung von Sichtbeziehungen

Integration der Freiräume und städtebaulich bedeutsamen Ensembles in ein
Systern fußläufi ger Wcgeverbindungen

Erhöhung des Grünvolumens sowie Verbesserung der Aufenthalts- und Erleb-
nisqualität durch Begränung von Straßenräumen (2. B. Rodenbergstraße,
fungofensnaße, Schüruferstraße, Köln-Berliner-StralSe , Wittbräucker Straße,
Ruinenstraße)

h) Aufirertung der historisch bedzutsamen Ortsbereiche und baulichen Ensem-
bles (Umgestattung der Ruinenstraße und der M?irtrnannstraße, Erhaltuag und
Betonung des denl«nalgeschütaen Hauies Rodenberg)

e)

0

c)

,

Schaffung eines sicheren und durchgängigen Fuß- und Radwegenetzes

Ordnung des ruhenden Verkehrs durch Verbesserung des Stellplatzangebotes

k) Sanierung von Flächen mit Altlasten

l) Sanierung der Teichanlage des Hauses Rodenberg

m) Schutz der Freiräume und der Wohngebäude vor Verlärmung,

8.6 GrünordnerischeundeingriffsminimierendeMaßnahmen

Eine wichtige Aufgabe der Bauleitptanung nach § I Abs. 5 Nr. 7 BauGB ist os, die
Belange des Umweltschutzcs und der Landespflege, insbesondere des Naturhaus-
haltes, des Wassers, der Luft und des Bodens sowie das Klima zu berücksichtigen.

D
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Gemäß § I Abs. I Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) bzw. § 4 Abs. 1 Landl
schaftsgesctz Nordrhein-Westfalen (LG NW) gelten Vcränderungen det Gestaltung
oder Nutrung von Grundflächen, die die Leistungsfühigkeit des Naturhaushaltes oder
das Lanilschaftsbild erheblich oder nachhaltig beeinträchtigen können, als Eingriffe
in Natur und Landschaft. Nach § 8 Abs. 2 BNatSchG bzw. § 4 Abs. 4 LG NW ist der
Vcrursacher cines Eingriffes zu verpflichten, vermeidbare Beeinträchtigungen von
Natui und Landschaft zu unterlassen sowie unvermeidbare Beeinträchtigungen durch
Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspfl ege auszugleichen.

Nach § I a BNatSchG sind über Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung eines Bau-
lcitplanes zu erwarten sind, unter ensprechender Anwendung des § I Abs. 2 Sau 1

(Ausgleichspflicht des Verursachers) und der Vorschriften über Ersatzrnaßnahmen im
Sinne de§ § 8 Abs. 9 nach den Vorschriften des Baugesetzbuches und des Maßnatr-
me;gesetzes zum BauGB in der Abwägung nach § I BauGB zu entscheiden.

Die nachfolgend dargestellten grünordnerischen Maßnahmen dienen dazu, Ortsbild-
und Aufenthaltsqualität bzw. die ällgemcinen Anforderungcn an gesunde Wohnver-
hältnissc im Sinne von § I Abs. 5 Nr. I und 4 BauGB zu verbessern. Weiterhin über-
nehmcn sie weitestgchcnd eingriffsmindernde und ausgleicharde Funktionen, d. h.
sic tragen dazu bei, die unter Punkt 8.4 beschriebenen Beeinhächtigungen zu
reduzieren.

8.6.1 Maßnshmen im Verkehrsbereich

Der Bau der Nordumgehung frhrt zur Reduzierung der Verkehrsmengen auf der
Köln-Berlincr-Staße sowie der im Ortszentrum Aplerbecks liegenden Snaßen und
schafft somit die Voraussetzung dcren Aufuertung vorzunehmen, Als Maßnahmen,
die zur Gestaltung des Ortsbildes beitragen und grünordnerische Belange betreffen,
sind vorgesehen:

b)
die Neugestaltung des Straßenraumprofi Is

die Begrünung des Straßenraumes sowie
die Ordnung des ruhenden Verkehrs und die Begrünung der Stellplatzanlagen

Die Schwerpunkte der Neugestaltung von Straßenräumen und Stellplätzen durch Stra-
ßenraumbegrünung und dgl. stellen die Bereiche Marsbruchstraße, Köln-Berliner-
Straße, "verlegte" Köln-Berliner-Straße, Rodenbergstraße, Ringofenstraße, Schüru-
ferstraße, Wittbräucker Straße und RuinenstralJe dar.

Neugestalhrn g des Straßenraurnprofi ls

Durch die Verbreiterung der Gehwege und die Ausgestaltung von Platzsituationen
sollen die Voraussetzungen fru soziatc Kontaktmöglichkeiten und Kommunikation
sowie Bereiche zum Verweilen und Beobachten angeboten werden, wodurch eirte
Steigerung der Aufenthaltsqualität erzielt werden kann. Die im Aplerbgoker Zentrum
liegenden Straßen sollen als Mischverkehrsflächen festgcsetzt werden, dic die nicht-
motorisierten Verkehrsteilnehmer gleichberechtigt neben dem Kraftfahrzeugver. kehr
behandelt. Diese Umgestaltung ermOglicht in einigen Bereichen eine besseri Anpas-
sung an die noch vorhandene historische Gebäudesubstanz.

a)

c)
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Daräber hinaus soll durch Neupflasterung, Ausbildung einer Wasserrinne sowie eine
den Gebäuden angepaßte Begrünung der in Ansätzar noch vorhandene dörfliche Cha-
rakter hervorgehoben werdcn, Der §traßenzug Aplerbecker Marktplatz, Köln-Berli-
ner-Straßc, Marsbruchstraßc ist als Fußgängerzone geplant. Die Stadtbahn soll jedoch

weiterhin in diesem Bereich verkehren. Als weitere Maßnahmen sind im Ortskern
vorgesehen die Ausweisung von Radwegen sowie eine Bändelung von öffentlichen
Stellplätzen. Die Trennwirkung der zukünftig stark befahrenen Straßentrassen soll
durch Einsqhnärungen des Fahrbahnbereiches, die die Querungsmöglichkeiten frr
Fußgänger verbessern, reduziert werdcn,

Begränung des Straßenraumes

Diri intensive Bcgränung des Straßenraumes dient der Gestaltung des Ortsbildes und
fägt zur stärkercn Identifikation dti Bewohner mit ihrem Lebensraum sowie au
Verbesserung der Erlebbarkeit des Jahreszeitenrhythmus bei. Daneben ist die ökolo-
gischc Wirkung dcs Grüns, wie z. B. die Staubbindung, die Schadstoffausfilterung,
die Erhöhung der Luftfeuchtigkcit und die Tcmperaturminderung, von Bedzutung, In
den Straßenräumen, in denen eine Begränung mit Großgehölzen aus Platzgründen
nicht möglich ist, werden als straßenbegleitendes Grän Hecken vorgesehen.

StelIplatzbegränung

Auf Stellplatzanlagen ist für jeden angefangenen fünften Stellplatz die Pflanzung ei-
nes heimischen, standortgerechten Laubbaumes vorgesehen. Tiefgaragen sind zur Er-
höhung des Grünvolumens sowie zur Reduzierung des Versiegelungsgrades extensiv
zu begrünen.

8.6.2 Mr8nahmen für die Freillnchen "Haus Rodenberg"

Einen weiteren Schwerpunkt sowohl grünordnerischer als auch landschaftspflege-
rischer Maßnahmen bildet der Grünzug um Haus Rodenberg, der sich vom Aplerbek-
ker Markplatz bis zur Rodenbergstraße erstreckt, Der gesamte Bereich wird als öf-
fentliche Grünfläche gemäß § 9 Abs. I Nr. l5 BauGB festgesetä, wobei die Teichan-
lage als erhaltenswertes Gewässer gemäß § 9 Abs. I Nr. 25 b) BauGB festgeschrie-
ben wird.

Gesblhrng- und Pfl egemaßnahmen

Die Gestaltung der Crünanlage erfolgt weitgehend extensiv und natumah.
Alle nicht standortgerechten und nicht heimischen Gehölze (wie z. B. Pappeln, Fich-
ten) innerhalb der öffcntlichen Grünfläche müssen durch heimische, stardortgerechte
Gehölze ersetzt werden.

Der vorhandene Obstgehölzbestand soll erhalten bzw, ergänzt werden. Eine Düngung
der extensiven Wiesenbereiche ist unzulässig; eine Mahd ist bei Abtransport des

Mähgutes I bis max. 2 x jährlich durchzuffihren. Des weitersn sollen sich in den
Randbereichen Ruderal- und Hochstaudenfluren natärlich entwickcln können.
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Sanierung der Teichanlage des Hauses Rodenberg

Zur Sanienrng der Anlagc sind vorgesehen die Entschlammung des Gewässers sowie
die Anlegung von Krötentunneln östlich und westlich der Teichanlage unter der Ro-
denbergstraßc. Im Rahmen dcs Planfeststellungsverfahrens zur Emscherumgestaltung
ist ggf. zu prüfen, inwieweit Voraussetzungen frr die Einleinrng von Reinwasser in
dön Teich geschaffen werden können.

8.6.3 Aufwertutrg des Freiraumes zwischen Märtmrnustraße, Mrrsbruchstraße und
Nordumgebung

Die Gartenbereiche östlich und westlich der heutigen Pellinghofstraße, also der Frei
raum zwischen Märtmannsfaßg Marsbruchshaße und geplanter Nordumgehung soll

. der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden.

Dieser Bereich soll die Funktion eines Sadtteilparkes mit vorrangig extensiven Nut-
zungen erhalten. Zukünftige Planungen wie neue Wegeverbindungen als Kompensati-
on ftr den Wegfall der Pellinghofstraße und Aufenthaltsmöglichkeiten werden unter
Berücksichtigung der vorhandenen Vegetation schonend in den Bestand integriert. .

Bei der Bauausfrhrung werdur im Bereich dcr Gehölzbeständc entsprechende
Schutzrnaßnahmen gemliß DIN 18920 "Schutz von Bäumen, Pflanzbestlinden und
Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen" durchgeführt. Die Themenbereiche "Obst-
wiese und Heckenstnrkturen" werden aufgrund des Bestandes wichtige Gestaltungse-
Iernente alarstellen. Des weiteren ist im Freiraum ein Kinderspielplatz Typ B vorges+
hen. Bci den Pflegemaßnahmen handelt es sich entsprechend dern Pflegekonzept zu
den Freianlagen am Haus Rodenberg um extensive Maßnahmen; Teilbereiche sollen
der nattirlichcn Entwicklung überlassen bleibe,n.

Der Bereich ist im Bebauungsplan gemäß § 9 Abs. I Nr. 15 BauGB als öffentliche
Gränfläche - Parkanlage - mit einem entsprechendan Pflanz- und Erhaltungsgebot
nach § 9 Abs. I Nr. 25 a und b BauGB festgesetzt,

8.6.4 Gestaltung bzw. Durchgrünring der Baugebiete

8.6.4. lAllgemeine Wohngebiete

Gemäß § 8 a Abs. 6 BNatSchG stellen bauliche Maßnahmen im Zusammenhang be-
bauter Ortsteile (§ 34 BauGB) keinen Eingriff in Natur und Landschaft dar.
Bei den neu geplanten Wohngebieten handelt es sich überwiegend um Vorhaben, die
nach § 34 BauCB zu beurtcilen sind. Daräberhinausgehende bauliche Entrricklungen
können weitestgehend vemachlässigt werden, da die in Anspruch genommenen Flä-
chen im wesentlichen bereits baulich vorgeprägt sind.

Die neue Wohnbaufl äche im Kreuzungsbereich Nngofenstraße/Rodenbergshaße
stellt sich detzeit als intensiv genutzte Gewerbefläche mit Bodenkontaminationen dar.
Die geplante Wohnbaufläche zwischen Märtnannstraße und geplanter Nordumgehung
ist cine verdichtete und (teil)-versiegelte Fläohe, die momentän als Parkplatz genutzt
wird. Für die Bebauung südlich der Schmerkottenshaße in zweiter Bautiefe werden
jeäoch strukturreiche GartengrundsHicke in Anspruch genonrmen,
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Insgesamt betrachtet stelten die neu geplanten Wohnbauflächen sowohl in rechtlicher '

Hinsicht als auch faktisch keinen ban'. aufgrund der baulichen Vorprägung einen un-
erheblichen Eingriffin Natur und Landschaft dar. Im Rahmen der Abwägung gemäß §
I Abs. 6 BauGB werdcn somit aus Gründen der Gleichbehandlung insgesamt nur
nachfolgende grundstäcksbezogcne Begrünungsfestsetzungen nach § 9 Abs, I Nr. 25

a und b BauGB getroffen. Diese Festsetzungen tragen zu einer harmonischen Durch-
grünung der neu geplanten Wohngebiete bei und sind somit vorrangig stildtebaulich

begründet.

a) Durchführung von Fassadenbegrünung bel elner bestimmten Wandllä-
chenbreite sowie Begränung von Pergolen (tertliche Festsetzung gemäß

§7(3»

Die Fassadenbegrünung bzw. Verwendung von Kletteqpflanzen hägt zur Minimie-
rung der mit dem Planungsvoihaben verbundenen Eingriffsfolgen dar. Mit dieser Art
von Begränung wird bei geringcm ebenerdigem Flächcnbedarf das Gränvolumen in-
ncrhalb des Baugebietes erhöht und somit einer Vielzahl von Kleinlebewesen zusäEli-
cher Lcbensraum geschaffcn. Ein weiterer cntscheidenäer Aspelct, von dcm auch der

Eigentämer in starkem Maße profitiert, sind die bauphysikalischen Positivwirkungen
von Fassadengrün. Als Winerungsschutz trägt das vertikale Grün zur'Material- und
Werterhaltung der Fassaden bci. Immergräne Berankungen haben eine ausgleichende

Wirkung auf das Gebäudeinne.nklima und tragen u. U. tlazu bei, Heizkosten zu
senken.

Um Nutzen und (Pflege-)Aufirand der Mallnahme in ein vemünftiges Verhältnis zu
setzen, sollen nur Fassaden mit einer ungegliederten Mindestwandbreite von 5,0 m
begränt werden.

b) Pllanzung von heimischen, §tandortgerechten Gehölzen snteilig zur
Grund stücksgröße (texiliche Festsetzung § 7 (2))

Je 250 m'? angefangener Grundstticksfläche ist ein heimischer, standortgerechter

Laubbaum zu pflanzen. Durch diese Maßnahme soll zumindest ein gewisser Anteil an

heimischen Pflanzenarten gewährleistet werden. Der standortgerechte Hausbaum ist
an vielen Stellen im Ortskern vorhanden und soll als typisches Element im Rahmen

von Neubaumaßnahmen komplettiert werden.

c)

Die gcplante Wohnbebauung südlich der SchmerkottensEaße stcllt aufgrund det vor'
handenen Gartennutzung einen größeren Eingriff in den Naturhaushalt dar. Für diesen

Bereich wird zusätzlich auf dcr westlichen Grundstäcksseite ein Pflanzgebot festge-

setzt, welches auch eine räumliche und visuelle Abgrenzung zwischen Gemeinbe-

darfsfläche und dem Allganeinen Wohngebiet bewirkt,

Pflanzgebot südlich der Schmerkottenstraße (tertliche Festsetzung

§7(A)
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Aufgrund dieses umfassenden Pflanzgebotes kann hier auf eine anteilige Grundstücks-
begränung nach § 7 (l) verzichtet werden.

d) Begrünung von Tlefgaragen (tertliche Festsetzung § 7 (8)

8.6.4.2 Misch-, Kern- und Gewerbegebiete

Durch die Festsetzung dcr Misch- und Gewerbegebiete im Geltungsbereich des B+
bauungsplales werden vorhandene Nutzungsstnrkturen gesichert und darüber hinaus
auch in unterschiedlichem Umfang Erweiterungsmöglichkeiten geschaffen, die über
den Bestand hinausgehen und z.T. auch nach § 34 BauGB nicht zutässig wäre,n.

Insgesarnt behachtet jedoch stellen die Misch- und Gewerbegebiete sowohl in rechtli-
oher Hinsicht als auch faktisch keinen bzw. aufgrund der baulichen Vorprägung einen
unerheblichen Eingriffin Natur und Landschaft dar. Im Rahmen der Abwägung ge-
mäß § I Abs. 6 BauGB werden somit aus Gründen der Gleichbehandlung insgesamt
nur grundstücksbezogene Begränungsfestsctzungen nach § 9 Abs. I Nr. 25 a und b
BauGB gchoffen.

Des weiteren sind die vorhandenen Misch- und Gewerbegebiete als NuEungsareale
zu wenen, die erhebliche visuelle Störfaktoren im städtebaulichen Gesamterschei-
nungsbild des Ortskernes darstellen. Um künftig eine bessere Integration in das Orts-
bild zu bewirken und die bereits genannte städtebauliche Zielsetzung einer regelmäßi-
gen Durchgrünung zu unterstützen, werden ebenfalls Begrünungsfestsetzungen - vor-
rangig aus städtebaulichen Cründen - getroffen. Diese Festsetzungen greifen bei we-
sentlichen baulichen Anderungen und Erweiterungen.

a) Stellplatzbegrünung (tertliche Festsetzung § 7 (l))

Die Stellplatzflächen werden mit Pflanzflächen gegliedert; fürjeden vierten Stellplatz
ist die Pflanzung eines Solitäbaumes vorgesehen. Diese Maßnahme führt zu einer
Beschattung der Flächen, was eine Aufheizung der Flächen verhindert, Ebenso wie
alle anderen Pflanzrnaßnahmen werden mit einer entsprechenden Durchgrünung Be-
einträchtigungen des Kleinklimas gemindert.

b) Pllanzung von heimlschen, standortgerechten Gehölzen anteilig zur
Grundstücksgröße (tertliche Festsetzung § 7 (2)

Nähere Erläuterungen siehe unter Pkt. 8.6.4.1

In den geplanten Wohngebietcn sollen dic erforderlichen Stellplätze weitestgehend in
Tiefgaragen untergebracht werden, um ein ansprechendes Wohnumfeld für die Be-
wohner zu schaffen. Soweit diese Tiefgaragen nicht überbaut bzw, für Zuwegungen
genutzt werd€n, ist eine-flächendeckande Begränung durchzufrhren. Diese Maßnah-
me frhrt nebcn der Verbesserung des Wohnumfeldes zudem zu einer besseren Durch-
gränung des Ortskemes.
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T2

Durchführung von Fassedenbegrünung bel elner bestimmten WandIlä-
chenbrelte sowie Begrünung von Pergolen (tertliche Festsetzu[g gemlß

§7(3»

Näherc Erläuterungen siehe irnter Ph. 8.6.4.1

d) Spezielle Pllanzgebote für das Kerngebiet an der Rodenbergstraße
(tertliche Festsetzung gemäß § 7 (O) / Flachdachbegrünung (tertliche
Festsetzung § 7 (4))

Mit der Ausweisung des Kerngebictes nördlich der Rodenbergstrale weiden zusätzli-

che Bebauungsmöglichkeiten geschaffen. Der Standort des Kerngebietes befindct sich

in.einer bedeutsaman und exponierten städtebaulichen Lage. Aufgrund der Nähe zum
d«rkmalgeschütaen Haus Rodenberg im Süden sowie zum östlich angrenzenden Em-
schertal sind zusätzlichc grünordncrische Mallnahmen sowohl aus städtebaulichen
Gründen ats auch wegen der hohcn ökologischen Sensibilität erforderlich.

Die in diesem Bereich erforderlichen Begrünungsmaßnahmen sind bereits mit dem

Grundstückseigentümer abgesprochen und über einen städtebaulichen Vertrag von
August 1994 zwischen Vorhabenträger und der Stadt Dortrnund vertraglich verein-
bart worden. Für das gesamte Kcrngebiet existiert darüber hinaus ein qualifizierter
Begrünungsplan, der die Festsetzungen des Bebauungsplanes konkretisiert und eben-

falls Bestandteil des zuvor angesprochenen Vcrtrages ist. Die Gültigkeit dieses Ver-

, trages ist im Juli 1995 ausgelaufen, da bis zu diesem Termin entsprechend der vä-
traglichen Klauscl noch kcine Baugenehmigung vorlag. Aufgrund der Anregungen
und Bedenken zum Bebauungsplan Ap 201 konntc im Vorgriff auf die kiinftige
Rechtskraft noch keine Baugenehmigung erteilt werden. Dennoch gelten die in die-
sem Vertrag formulierten gränordnerischen und städtebaulichen Ziele auch innerhalb
der Baulcitplanung uneingeschränkt:

Für die zweigeschossige Flachdachbebauung ist eine Dachbegrünung vorgesehen. In
unmittelbarem Umfeld zu den viergeschossigen Baukörpern, also mit Orientierung
zur Rodenbergstraße sollen mindestens 25 0/o der gesamten Dachfläche, die aus den

höheren Gebäuden einsehbar sind, extensiv begrünt werden. Die Reduzierung der Be-
gränung auf lediglich 25 o/" soll den Eigentümer vor unzumutbaren finanziellen Auf-
wändungen im Sinne der aktuellen Rechtsprechung (OVG NW - Urteil vom
28.06.1995 -7 aD 44194. NE -) bewahren. In diesem Fall implizie* die geplante

Flachdachbegrünung zudem keine höherbn Anforderungen an die Statik. Neben einer
Reduzierung des Oberflächenwasserabfl usses bringt diese Begrünungsmaßnahme
weiterhin erhebliche bauphysikalische Vorteile mit sich, Thermische und mechani-
sche Beanspruchungen des Daches werden vermindert, wodurch sich der Reparatur-
aufivand erheblich reduziert und die Folgekosten zur Erhaltung des Objektes gesenlit

werden.
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Fär das Kemgebiet n6rdtich der Rodanbergstraße ist darüberhinaus ein Pflanzgebot
festgcsetzt. Durch die Anlage einer Baumreihe mit Strauchunterpflanzungen parallel
zur Rodcnbergstraße auf dcr südlichen Grundstücksgrenze sowie am geplanten Park-
haus an der Ringofenstraße soll eine visuelle Abschirmung dieses Bereiches vom
Straßenraum sowie eine bessere Eingränung erzielt werden.

e) §pezielle Pflanzgebote für das Kerngebiet südlich der geplantön Nordum-
gehung und östlich der Marsbruchstraße (textliche Festsetzung gemnß

§7(O)

Zur Abgrenzung dieses Kerngebietes gegen den öffentlichen Straßenraum wird ein
Pflanzgebot festgesetzt, das cine deutliche Raumkante zwischen beiden Nutzungsfor-
mcn bildet. Entsprechend der Eingrünung des Kerngebietes nördlich der Rodenberg-
straße soll hier eine Baumreihe mit Strauchunterpflanzungen durchgeführt werden,
um cine ansprechende visuelle Abschirmung zu erzielen sowie eine Abpflanzung der
nicht überbaubaren Flächen des Kerngebietes, die derzeit als Stellplatzanlagi genutzt
werden, zu gewährlcisten.

f) §onstige Kerngeblete

Dic im Bebauungsplan-Entwurf festgesetzten sonstigen Kerngebiete werden lediglich
im Bestand gesichert, Es handelt sich um die Bereiche mit einem hohen Verdich-
tungsgrad und einer Grundflächenzahl von 1,0. Diese Flächen liegen im zentralen
Ortskembereich entlang der Einkaufszonc und weisen eine geschlossene Bebauung
auf. Aufgrund der städtebaulichcn Dichte und des urbanen Charakters im Ortskem
werden hier keine Begränungsmaßnahmen festgesetzt, Dic Komplettienrng der ein-
zelnen Grünelemente erfolgt in diesem Bereich durch eine gezielte Begränung inner-
halb des Stra8enraumes bzw. dcr Fußgängerzone.

8.6.4.3 Sonstige Festsetzüngen

a) Reduzierung des Verslegelungsgrades durch die Festsetzung yon wasser-
durchlässlgen Materialien

Einc Beschränkung des Versiegelungsgrades durch dic Verwendung von wasser-
durchlässigen Matcrialien bei der Gestaltung von Wcgen, Zufahrten und Stellplätzen
soll den Oberflächenwasserabfluß im Baugcbiet reduzieren. Diese Maßnahmen tragen
dazu bei, daß das Wasser nicht dem natärlichen Kreislauf entzogen wird und ggf. zu
einer Anreicherung des Grundwassers führen kann. Sie unterstützt demnach die Vor-
gaben des § 5l a Landeswassergesetz NW, wonach anfallendes Oberflächenwasser in
erster Linic auf den Baugrundstäcken selbst zu entsorgen ist. Diese Festsetzung gilt

, 
frr den gesamten Celtungsbereich und bedeutet, daß bei allen Neubaumaßnatrnen
und wesentlichen Bestairdsändenrngen diese Vorgabe zu berücksichtigen ist.
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b) Pllrnzung von Hecken als Einfriedung

Mit diesen textlichen Pflanzgebotcn sollen einheitliche Gränstrukturen für ein anspre-
chendes städtcbauliches Gcsamtensemble gemäß § I Abs. 5 Nr. 4 BauGB geschaffen

werden. Die Maßnahmcn in ihrcr Gcsamthcit lördern zudern die Identifikation mit
dem Wohnumfeld.

Des weitercn wcrden durch diese Begränungsmaßnahmen ökologische Vemet-
zungsstrukturen im Sicdlungsbcrcich gesichcrt bzrr. nzu ausgebildet.

Insgesamt bleiben eine möglichst geringe Einschränkung der Grundstäcksejgentümer
und die Möglichkeiten einer individuellen Gartengestaltung gewährleistet. Bei der
Pflanzung von Hecken wird die Verwendung heimischer, standortgerechter Gehölzar-
ten cmpfohlen.

c) Stellplltzbegrärung

Die unter Pkt. 8.6.4.2 a) beschriebene Stellplatzbegdnung soll auch in folgendan Be-
reichen des Bebauungsplanes durchgefrhrt werdcn:

Gemeinschaftsstellplätze westlich Haus Rodenberg und westlich der
Bezirksverwaltungsstelle

öffentliche Parkplätze an der Marsbruchstraße, am Hallenbad, an der Egbert-
straße sowie östlich der Strickerstraße

privater Parkplalz östlich der Strickerstraße

Durch diese Festsetzungen soll eine Integration der. großflächig versiegelten Flächen
in das Ortsbild gewährleistet werden. Es handelt sich i.d.R um Begrünungsmaßnah-
men im öffentlichen Raum. Darüber hinaus ist aber auch der private Parkplatz östlich
der Strickerstraße aufgrund seiner großen Dimensionierung in das gesamte Begrü-
nungskonzept einzubeziehen.

d) Erhaltungsgebote (tertliche Festsetzung § 7 (5))

Dic auf dcr östlichen Seite des Kerngebietes nördlich der Rodenbergsüaße vorhande-
ne und mit Bäumen und Sträuchem bewachsene Böschung ist mit einem Erhaltungs-
gebot versehen. Dieser Bereich bildet eine gute räumliche Abgrenzung zum Emscher-
tat und sollte durch Ergänzungspflanzungen ökologisch optimiert bar. aufdiese Wei-
sc vor Erosionsschäden geschützt werden,

Weitere Erhaltungsgebote zur Sicherung prägnantor und das Ortsbild bestimmender
Gehölzbestände sind im Bereich des evangelischen Gemeindezentnrms an der Schwei-
zer Allee sowie innerhalb einer privaten Grünfläche zwischen SchärufersEaße und der
Freifl äche "Haus Rodenberg" festgesetzt.
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Die Gehölzbestände sind daucrhaft zu sichern und z.B. bei natürlichem Ausfall des
Bestandes durch entsprechende Neupflanzungen zu ergänzcn.

Vorhandene wertvolle Einzelbäume existieren im gesarnten Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes und sind entsprechend dargestellt.

e)

Heimische, standortgerechte Gehölze sind im Vergleich zu fremdländisch en Zierge-
hölzen meist resistenter gegcn Frost und tierische Schädlinge. Weiterhin berötigen
sie einen geringeren Pflegeäufivand (2.8. Verzicht auf Düngemittel- und Pestizidein-
satz), wovon sowohl Eigurtärner als auch Naturhaushalt profitierur. Zudem bieten
diese Gchölzarten der heimischen Ticrwelt durch Blütcn- und Fruchtbildung eine
wichtige Nahrungsquelle. Die Auswatrl landschahsgerechter Gehölze wirkt einer
anthropogenen Überformung entgegen und ergänzt die vorhandenen Bestände ent-
sprechend ihrem Charakter, Als Anlage I zu dieser Begrändung sind entsprechende
Pfl anzlisten aufgcfthrt.

Um eine möglichst rasche und einheitliche Funktionserfüllung zu gewährleisten,
werden bei allen Pflanzgeboten die Anpflanzgrößen als optimale Rahmenbedingun-
gen festgesetzt.

8.7 Kompensstionsmaßnehmen

Nach § 8 a BNatSchG gilbt für Bebauungspläne, soweit sie aufgrund gesetzlicher
Vorschriften eine Planfcststellung ersetzen, § 8 BNatSchG uneingeschränkt. Für Ver-
kchrsflächcn wie die Nordumgehung hat die Gemeinde die Möglichkeit, Planungs-
recht durch eine Planfeststellung nach Straßen-Wegegesetz NW oder durch einen Be-
bauungsplan zu schaffen. Im vorliegenden Fall ist der Bebauungsplan das geeignete
Instrument zur Schaffung von Planungsrecht, zumal gleichzeitg die bauliche und son-
stigc Nutzung des gesamten Ortskemes ciner Regelung zuzuführen war.

Insoweit sind die Vorschriften des § 8 BNatSchG hinsichtlich der Eingriffs-/Aus-
gleichsregelung anatog anzuwenden. Das bedeutet, daß im Bebauungsplan-Verfahren
in jedem Fall eine vollständige Kompensation für die mit der Straßenbaumaßnahme
verbundenen Eingriffc zu beräcksichtigen und nachzuweisen ist.

Mit dem geplanten Bau der Nordumgehung und Verbreiterung der Marsbruchstraße
sind gravierende Eingriffe in den Naturhaushalt sowie in das Orts- und Landschafts-
bild verbunden.

Vorrangige Verwendung heimischer standortgerechter Gehölzarten in
Anlehnung an die potentlell natärliche Vegetation und Festsetzutrg be-
§timmter Pllrnzgröoetr bel den festgesetzten Begrünungsmaßnahmen
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8.7.1 Aufwertung des Emschertales

Der Talraum der Emschcr nördlich Haus Rodenberg zeichnet sich durch eine anthro-
pogene, d. h. durch den Mernschen beeinflußte Überformung aus. Die Planung sieht

vor, die Herstellung der natürlichen Bachaue in Abstimmung mit dem Renaturie-

rungskonzept der Emscher zu unterstützen und die östlichen unmittelbar an die Vor-
behaltsstreifen der Emschergenossenschaft angrenzenden Flächen als Bereiche flir
den Biotop- und Artenschutz bzw. für die stadtteilbezogene extensive Erholung zu

gestalten.

Entsprechend der Zielsetzung einer ökologischen Qualifizierung und zur weiteren

Entlastung des Naturhaushaltes sind Gärten sowie intensiv genutzte Gninlandflächen
unzulässig. Diese Flächen sollen in extensive Wildkräuterwiesen umgewanclelt wer-
den oder aber auch zumindest in Tcilbereichen als Brache mit gelegentlichen Pflege-
hieben gegen flächendeckende Verbuschungen der natürlichen Sukzession überlassen

bleiben. Vorhandene Brachflächen sind zu erhalten und durch gezielte Maßnahmen

wie z. B. durch das Entfemen von Brennesselfluren zu entwickeln,

In diesem östlichen Bereich ist in Nord-Süd-Richtung zur Anbindung der östlichen

Wohng'ebiete eine neue Wegeverbindung vorgesehen.. Der geplante Fuß- und Radweg

soll aus wassergcbundener Wcgedecke gestaltet sein. Vorhandene und gePlart€ Wege

sind mit freiwachsenden Hecken oder Einzelbäumen zu begrünen, um externe Stör-

einflüsse auf den geplanten revitalisierten Auerlbereich so gering als möglich zu hal-
ten, Diese zusätzliche Versiegelung kann durch die Entsiegelung des vorhandenen
Parkplatzes (Ccmarkung Aplerbeck, Flur 8, Flurstück 1220) kompensiert werden.

Die FIächen zur Aufirertung des Emschertales mußten im Bebauungsplan-Entwurf
erheblich zugunsten von Vorbehaltsflächen für die Emschergenossenschaft reduziert
werden. In einer Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung wurde überprüft, inwieweit der

durch die geplanten Maßnahmen entstehende Kompensationsbedarf efillt ist (vgl.

Punkt 8.8.3).

- 

Für die durch dic Straßenbauvorhabcn bedingten Auswirkungen auf die Freiraum-

situation und -qualität sind Kompensationsmaßnahmen in der nördlich der Roden-

bergstraße licgenden östlichen Emschertalaue vorgesehen, die sowohl der ökologi-
schen Stabilisierung und der Landschaftsgestaltung als auch der Erholungsvorsorge

diencn. Dieser ca. 1,36 ha großc Bereich ist im Bebauungsplan gemäß § 9 Abs. I Nr.
20 BauGB'als Fläche für Maßnahmen arm Schutz, zur Pflege und anr EnMcklung
'von Natur und Landschaft festgesetzt. Die Flächen frr die geplante Emscherrenatu-

rierung sind als von dcr Bebauung freizuhaltende Flächen nach § 9 Abs, I Nr. l0
BauGB festgesetzt.

Die geplante Ausgleichsfläohe verfrgt bereits über eine gewisse ökologische Wertig-
keit. Mit den geplanten FestseEungen und Maßnahmen wird sie im Bestand als Frei-

raum gesichert, Ökologische Mängel werden beseiti$ und die Bedeutung für den Ar-
ten- und Biotopschutz gestcigert.
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Als Vemeeungselemeht zum südlich angrenzenden Freiraum "Haus Rodenberg" sind
im Bereich der Emscher Amphibiendurchlässe vorgesehen, die Bestandteil der Aus-
bauplanung weiden. Die Begrenzung des Talraumes zur Nordumgehung soll, wie be-
rcits auf der Südseite vorhanden, durch eine Bruchsteinmauer erfolgen.

Im Zusammenhang mit der geplanten Renaturierung des Emscherlaufes schaffen die
zuvor beschriebenen Maßnahmen die Voraussetzungen für eine langfristige
Wiederherstellung eines möglichst naturnahen Talraumes. Die Emschergenossen-

schaft beabsichtigt auch innerhalb des bebauten Ortskernbereiches die Emscher zu
öffuen. Der Bcbauungsplan beräcksichtigl diese Planungen östlich von Hatrs Roden-
berg und im Bereich dcs Aplobeckcr Marktplatzes entsprechend durch Ausweisung
von Flächbn pach § 9 Abs. I Nr, l0 BauGB, die von der Bebauung freizuhalten sind.
Lediglich im Bereich Strickerstraße/I(öln-Berliner-Straße kann aus Gninden der städ-
tebaulichen Gesamtsituation eine Öfftrung nicht erfolgen. Hier sind entsprechende
Leitungsrechte festgesetzt,

8.8 Elngrtff/Ausglelch

8.8.1 Eingriffsbeschreibung

Im Rahmen der Festseeungen des Bebauungsplanes sind dic durch den Bau der
Nordumgehung sowie durch Verbreiterung der Marsbruchsüaße in bislang un-
versiegelten Bereichen bevorstchenden Eingriffe in den Naturhaushalt und das Orts-
und Landschaftsbild zu kompensicrcn, Die negativen Auswirkungep sind bereits un-
ter Punkt 8,4 detaillicrt bcschrieben worden. Entsprechende eingriffsmintlernde Maß-
nahmen wurden festgelegt.

In primär zwei Bereichen finden erhebliche Eingriffe in den Boden- und Wasserhaus-
halt sowie in die Biotopstrukturen statt, und zwar im Bereich des Emschertales nörd-
lich der Rodenbergstraße sowie im Freiraum östlich und westlich der
Pellinghofstraße.

Die Beeinträchtigungen des Biotop- und Freizeitpotentials, bedingt durch die von der
Straße ausgehenden Trennwirkulgen und Immissionsbelastungen, bestehen im ge-
samten Verlaufder Trasse bis zur Einmündung in die Ringofenstraße, also aufeiner
Gesamtlänge von 660 m,

8.8.2 Eingriffsbewertung/I(ompensationsumfong

Grundlagen frr die Beurteilung des Eingriffes bilden Ortsbesichtigungen, Grund-
datenanalyscn der ökologischen Risikoanalyse (Umweltamt der Stadt Dortrnund,
März 1993) sowie die Au§wertung von Luftbildern aus dem Jahre 1992.

a) Boden- und Wasserhaushalt

Die Beeinträchtigung des Boden- und Wasserhaushaltes wird bestimmt vom
Grad und insbesonderc vom Flächenumfang der Versiegelung.
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Insgesamt befagen die zusätzlich versiegelten und überbaubaren Flächen ftr
den Straßenbau ungefähr 8.122 qm. Davon sind ca. 6.269 qm dcrzeit mit Ve-
getation bestanden. Die restlichen Flächen mit ca. 1.853 qm sind als offene,
aber verdichtetc Bodenflächen üzw. als Schotterflächen gestaltct.

ilhersicht der gellentpn Jy'ersieget'ng

Flächentyp Flächenumfang

Vegetationsfläche 6.269 qm

Schotterfläche/
verdichteter Boden 1.853 qm

Eingriffe in dcn Boden- und
Wasserhaushalt:

b) Biotopstrukturen

Die Eingriffsschwere im Bereich der Biotopstrulturen ist u. a. abhängig von
der Wertigkeit der Biotoptlpen. Die Zuordnung der Wertfaktoren erfolgt in
Anlehnung an die Wertliste nach Biotop- und Nutzungsspen des Kreises
Unna. Die Wertskala umfaßt einar Bereich von 0 - I mit Abstufirngen um je-
weils 0,1 Punkte und ist in der Anlage I aufgefi,ihrt. Gleichzeitig werden auch
die Wertigkeiten der angedachten Ausgleichsflächen im Ist-Zustand betrach-
tet.

Wertfaktor 0.6 - 0.8
Hohe Bedeutung für den Arten- und Biotopschutz/besonders schutzwürdiges
Biotop

Wertkriterien

Hohe Struktur- und Artenvielfalt
Dominanz heimischer Gehölzarten
Alter Baumbestard
Seltenheit im itädtischen Raum

A rrslrägun g/Vorkommen

Emschenal nördlich Rodenbergstraße (0,8)
Obstwiese, Obstgarten zwischen Märtmannstraße und Nordumgehung
(0,7)
brachgefallener Garten zwischen Mlirtmannshaße und Nordumgehung
und altem Baumbestand (0,8)
strukturreiche Gärtcn, z. T, brachgefallen, östlich der Emscher (0,6) /
geplante Ausgleichsfl äche

8.122 qm
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Wertfaktor 0.4 - 0.5
Mittlere Bedeutung frr den Arten- und Biotopschut/erhaltenswertes Biotop

Wertkriterien

Mittlere Struktur- und Artcnvielfalt
Vorkommen heimischer Gehölzarten mit häufiger Präsenz von fremd-'ländischen 

Ziergehölzen bzw. kein alter Gehölzbestand, sondern ledig-
lich Ruderalflora
relative Häufigkeit im städtischen Raum bzw. cntlang der Emscher

Ausnrägung/Vorkommen

Nutzgärten im Bereich Marsbruchstraße (0,4)
vereinzelte Brachen und Gehölzpfl anzungcn (0,4)
intensiv genuäes (Weide)Grtinland (0,5) / geplante Ausgleichsfläche

Wertfaktor 0.1

Geringe Bcdeutung ftr den Arten- und Biotopschutz

Wertkriterien

sporadische, vereinzelte Ruderalfl ora
keine Bedeutung ftr die Biotopvernetzung

Ausnrägung/Vnrkommen

Schotterflächen
offene Bodenflächen im Bereich von Gebäudeabrissen

flhersieht der in anspnrch genommenen BictoJrtlTen

Biotoptyp Wertstufe Flächenumfang

Obstwiese/Obstgarten

brachgcfallener Hausgarten

0 7

0,4

1.334 qm

3.058 qm

1.013 qm

1.853 qm

864 qm

0,8

Gärten mit z. T. relativ struktur-
reich

offener Boden /Schotterllächc 0,1

Emschertal 0,8

Verlust von Biotoptlpen
gesrmt 6.269 qm
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Des weiteren werden entlang der Rodenbergstraße insgesamt 15 Einzelbäume sowie

entlang der Marsbruchskaße l0 Einzelbäume in Anspruch genommen. Dieser Verlust
wird durch Ersatzpflanzungcn im neugestalteten Straßenraum entsprechend der
Baumschutzsatzung der Stadt Dortmund geregelt,

In dcr Anlage I zu dieser Begribrdung ist in tabellarischer Form eine Eingriffs-/ Aus-
glcichsbilanz dargelegt. Die Methodik basiert ilarauf, die ökologische Wertigkeit der
durch den Eingriff beanspruchten bzw. beeinrächtigten Biotoptlpen der ökologi-
schen Wertsteigerung auf den geplanten Ausgleichs- und Ersatzrnaßnahmen gegen-

überzustellen, Ergibt sich in der Gcgenüberstellung kein ökologisches Dcfizit, kann
der Eingriff als ausgeglichen gelten. Im Bereich des Freiraumes "Pellinghofstraße"
(geplante öffentliche Grünfläche) ergeben sich zudem anrechenbare Beeinträchti-
gungen mit Intensitäten von-S - 70 % auf eine Distanz vom Straßenkörper von bis zu
150 m. Auch diese negativen Auswirkungen werden mit in das Kompensatiolserfor-
dernis eingerechnet.

Ergebnis

Die Betechnung zeigt, daß die geplante Ausgleichsfläche im östlichen Bereich der
Emscher nicht ausreichcnd ist, um die mit der Maßnahme verbundenen Eingriffe zu
kompensieren. Das bestehende ökologische Defizit soll durch eine zusätzliche Ersaa-
fläche beseitigt werden,

Es ist beabsichtigt, im unmittelbar angrenzenden Freiraum "Aplerbeck Nord" zwi-
schen der Gevelsbergstraße im Norden und der ehemaligen Zechenbahn im Süden
eine derzeit ackerbaulich genutzte Fläche 6kologisch aufzuwerten. Der erweitertc
Geltungsbereich des Bebauungsplanes beinhaltet die Ersatzfl äche.

Dic Kompensationsflächen werden gemäß § 9 Abs. I Nr. 20 BauGB als Flächen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft festgesetzt. Die
vorhandene Zechenbahn mit ihren baumbestandenen Böschungen, die zwischen ur-
spränglicher Ausgleichsfläche und nördlicher Ersatzfläche lie6, wird durch die ent-
sprechende Festsetzung in ihrem Bestand gesichert. Dieser Bereich übemimmt jedoch
kcine Ausgleichsfunktioncn und wird durch die Gienze unterschiedlicher Nutzungen
von den Ausgleichs- und Ersatzflächen abgetrennt. Die gesamten Ausgleichs- und
Ersatznraßnahmen haben somit einen Flächenumfang von ca.2,7 ha,

8.8.3 Eingriffs-/Ausglelchbilrnz

Die Gestaltung einer ca. I,3 ha großen Fläche als Sukzessionsfläche mit vereinzelten
Cehölzpflanzungen ist gecignet, die Eingriffe in den Naturhaushalt sowie das Orts-
und Landschaftsbild in Verbindung mit der Kompensationsfläche östlich der Emscher
in relativ unmittelbarer Nähe zum Eingriffswert zu kompensieren. Da diese landwirt-
schaftlich genutzte Fläche noch keinerlei Gehölzstnrkturen aufueist, ist nur eine
Wertsteigerung auf 0,6 möglich.



81

Weitere Beeinträchtigungen durch den Straßenkörper liegen neben der direkten Flä-
cheninanspruchnahme in der Erhöhung der Immissionsbelastung und Banierewir-
kung. Im Bereich dcs Freiraumes "Pcllinghofshaße" sind diese negativen Auswirkun-
gen auch rcchnerisch mit in doq Kompensationserfordernis einbezogeir worden.

Der durch die Vcrstärtung der Trennungswirkung bedingte Eingriff kann jedoch

nicht ausgeglichen, sondem lediglich durch eine qualitative Aufirertung der verblei-
benden Freiräumc in crhcblichem Umfang gernindert werden. Zu diesem Zweck sind
im Hinblick auf die angestrebte ökologische Stabilisierung und die Erhöhung der
Aufenthaltsqualität im Freiraum Maßnahmen wie die Extensivicrung vorhandener
NuEungen, dic Verbesserung der Zugänglichkeit sowie die Schaffung von Verweil-
möglichkeiten vorgcsehen.

Der durch die Erh6hung der Immissionsbelastung bedingle Eingriff kann ebenfalls
nicht kompensiert werden, sondem wird durch die qualitative Aufuertung der nicht
vom Straßenverkehr beeinflußten Kemzoncn der im Planbereich vorhandenen Frei-
räumc erheblich gemindcrt.

8,8.4 Finanzierung der Ausgleichs- und Ersatzmrßnahmen

Die Stadt Dortmund ist Vorhabcnträger der geplanten Straßenbauprojekte und somit
Verursachcr frr dic damit vcrbundenen Eingriffe. Die ermittelten Kompensations-
mallnahmen iri cincm Gesamtumfang von ca.2,7 ha leilen sich bezogcn auf die Ein-
zelmaßnahmen wie folgt auf:

Bau der Nordumgehung 73%

Anlage einer Mischverkehrsfl äche

südlich der verlegten Köln-Berlincr-
Straße t6%

Ausbau der MärtrnannstralJe t|%

Die geplanten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen werden spätestens im Rahmen der
Bauausführung der Straßenvorhaben durchgeführt.

9. Ver- und Entsqrgung

Die ordnungsgemäße Ver- und Entsorgung des Plangebietes ist gesichert.

Im Bebauungsplan für den Ortskern Aplerbeck sind die Vorplanungen der Emscher-
genossenschaft zur ökologischen Umgestaltung des Emschersystems berücksichtigt
worden. Danach sind im Verlauf des renaturierten Emschergewässers zwei Abwas-
serkanäle der Genossenschaft vorgesehen, an die das Kanalnetz der Stadt Dortrnund
zukünft ig angeschlossen wird.



82

Der zur Entlastung dcr Vorllut dcs Bcreiches Aplerbeck-West (Apolloweg - Witt-
bräuckcr Straße) geplante lGnal der Stadt Dorunund verläuft von Westen kornmend
in der Rodcnbcrgstraße und wird später im Bereich Haus Rodenberg an das Abwas-
serkanalnetz der Emschergenossenschaft angeschlossen. Bis zur Realisierung der ge-
nossenschaftlichen Anlagen kann das Abwasser in die Emscher eingeleitet werden.

Der überwiegende Teil der noch zu bebauenden Flächen im Bereich des Bebauungs-
planes ist durch die vorhandenen Kanälc entwässerungstrechnisch erschlossen, Ledig-
lich in der geplanten Umgehungsstraße imZuge der K6ln-Berliner-Sraße, verlegte
Köln;Berliner-Straße, Rodenbcrgstraße, im Abschnitt zwischen der Einmündung der
Aplerbecker Shaße in die Köln-Bcrliner-Straße bis zur Emschcr, ist ein neuer Kanal
erforderlich, der der ordnungsgemäßen Entwässerung der Straßenflächen und angren-
zenden geplanten neuen Baugebiete dient.

Das anfallende Abwasser kann durch Anschluß an bestehende bzw. neu zu verlegenclc
Kanalisation durch die genossenschaftlichcn Vorfluter Oberlauf der Emscher und
Emscher atgeführt und in dcr vorhandenen Kläranlage Dortmund-Nord gereinigt
werden. Gewerbebetrieben ist im Baugenehmigungsverfahren die Auflage zu ertei-
len, die evtl. erfordcrliche Vorbehandlung des Abwassers bzw. die Mitbehandlung in
der Verbandskläranlage mit der Emschergbnossenschaft abzustimmen,

Die Versorgung der zur Neubcbauung vorgesehenen Gebiete wird durch entsprechen-
de Ergänzungen der vorhandenen Versorgungsleitungen bzw. direkten Anschluß an
das vorhandene Versorgungsnetz sichergestellt.

Die außerhalb der öffentlichcn Verkehrsflächen verlaufenden Erdgas- und Wasserver-
sorgungsleitungen werden im Bebauungsplan im Bereich der Postkutschenstraße und
der 6ffentlichen Grünfläche - Parkanlage - südlich der Märtmannstraße durch eine
entsprechende Festsetzung zugunsten der Dortmunder Energie- und Wasserversor-
gungs GmbH (DEW) in ihrem Bestand gesichert,

Insbesondere in den Bereichen der Rodenbergstraße und Marsbruchstraße werden
durch die geplanten Straßenbaumaßnahmen unifangreiche Verlegearbeiten im Gas-
und Wasserrohrnetz erforderlich, die innerhalb der öffentlichen Verkehrsfläche
durchgefrhrt werden. Gleiches gilt flir Fcrnmcldeanlagän der Deutschen Telekom
AG, die von Straßenbaumaßnahmen im Planbereich berührt werden.

Die im Geltungsbereich des Bebauungsplanes vorhandenen Versorgungsstationen der
Dortmunder'Energi+ und Wasserversorgungs CrmbH (DEW) werden durch die Fest-
setzung von Versorgungsflächen im Bereich westlich der Postkutschensfraße, südlich
der Märtmannsha8e und westlich der Marsbruchstraße gesichert. Für die im Hinter-
gelände des Grundstückes Marsbruchstraße 18 bestehende Trafostation wird auf
Wunsch der DEW eine Versorgungsfläche unmittelbar an der Marsbruchshaße aus-
gewiesen. Die heutige Versorgungsfläche der DEW wird in das geplante Kemgebiet
westlich der Marsbruchstraße/nördlich der Rodenbergshaße einbezogen.
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Angrenzend an die Trafostation westlich der MarsbruchstralJe soll ein Signalschalt-
haus der Dortnunder Stadtwerke AC untergebracht werden. Beide Einrichtungen
sind durch die Festsetzung von Versorgungsflächen gesichert.

Niederschlagswasscr von Grundstäcken, die nach dem 01.01.1996 ershals bebaut,
befestigt oder an die öffentliche Kanalisation angeschlossen wcrd«r, ist gem. § 5l a
Wassergesetz für das Land §ordrhein-Westfalen (LandeswassergeseE - LWG -) in
der Neufassung der Bekanntmachung vom 25.06.95 (GV NW S. 926, SGV i.M77)
vor Ort zu versickern, zu verricseln oder ortsnah in ein Gewässer einzuleiten, sofern
dies ohne Bceinträchtigung des Wohls der Altgemeinheit möglich ist, Die tlafrr er-
forderlichen Anlagen müssen den jeweils in Betracht kommenden Regeln der Tech-
nik entsprechen, Von der Verpflichtung zur Versickerung, Verrieselung oder Einlei-
tung ausgenommen ist gemäß § 5l a Abs,4 LWG Niederschlagswasser, das

ohne Vermischung mit Schmutzwasser in einer vorhandenen Kanalisation
abgeleitet wird oder

b) aufgrund einer nach bisherigem Rccht genehmigten Kanalisationsnetz-
planung gemischt mit Schmutzwasser einer öffentlichen Abrvasserbehand- '

lungsanlage zugefrhrt wird oder werden soll, wenn der technische oder
wirtschaftliche Aufu and unverhältnismäßig ist.

Die zitierte Andcnrng des Landeswassergesetzes ist während des Iaufenden Bebau-
ungsplanverfahren (Inkrafttreten 01.07,95) erfolgt. Mit Aufstellung des Bebauungs-
planes Ap 201 wird die städtebaulichc und freiraumplanerische Entrricklung des
Ortskerns Aplerbeck festgeschrieben. Hierbei wird in erster Linie die vorhandene Be-
bauung gesichert, Nur vereinzelt werden bauliche Erwciterungsmöglichkeiten ge-
schaffen, die sich in das städtebauliche Gesamtgeflige cinordnen und nur geringftgig
über die im,Zusammcnhang bebauten Ortsteile nach § 34 BauGB hinausgehen.

Aufgrund der hohen Komplexität des Geltungsbereiches können spezielle Aussagen
über den Umgang mit anfallendem Niederschlagswasser nicht getroffen werden. Die
Durchfrhrung hydro-geologischer Untersuchungen zur Prüfung der Versickerungsfä-
higkeit frr zahlreiche Einzelgrundstücke kann innerhalb des Bebauungsplan-Verfah-
rens nicht organisiert und geregelt werden. Dennoch gilt § 5l a LWG uneinge-
schränkt.

Im Rahmen zukünftiger Baugenehmigungsverfahren ist demnach im Einzelfall der
Nachweis über den Umgang mit anfallendem Oberflächenwasser durch die Nut-
zungsberechtigien zu ftihren. Entsprechend § 5l a Abs. 2 LWG ist eine prüfung
durch die Stadt erforderlich, inwieweit das Nicderschlagswasser aufgrund vorhande-
ner Versickerungsfühigkeit auf den Privatgrundstäcken versickert bzw. rückgehalten
werdcn kann. Des weiteren bedarf es einer Genehmigung der Unteren Wasserbehör-
de. Ein entsprechender Hinweis auf die Gültigkeit von § 5l a LWG ist in den Bebau-
ungsplan aufgenommen, Aufgrund der vorhandenen Entsorgungsinfrastruktur im
Ortskem Aplerbeck kann davon ausgegangen werden, daß in Ausnahmeftllen - wenn
die Beseitigungspflicht der Nutzungsberechtigten gemaß § 5l a Abs. 4 LWG nicht
zum Tragen kommt, die Entsorgung seitens dei Kommune übernommen wird.
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10. SonstlgeFachplanungen

Landschaftsplan Dortmund-§üd

Dcr in der Aufstellung bcfindliche Landschaftsplan Dortnund-Süd sieht frr den Be-
bauungsptanbereich, und zwar frr die Tcilgebictc südlich Gevelsbergshaße bis zur
ehemaligen Bahnanlage der Zeche §chärbank nördlich der Rodenbergstaße für das
Emsshertal westlich des Emscherlaufes und südlich der Rodenbergstraße für den Ro-
dembergpark, das Entwicklungszicl 7 - Erhaltung von Freiflächen -, d, h. die Erhal-
tung von Frciflächen bis arr Realisierung von Gränflächen durch die Bauleitplanung
vor.

Die Festsetzung frr den Teilbereich südlich Gevelsbergstraße kommt diese,n land-
schaftspflcgerischen Belangen im vollen Umfange nach.

Soweit die Festsetzungen des Bebauungsplanes Gebiete betreffen, die als von der Be-
bauung frcizuhaltende Ftächen festgesetzt werden, wird von dem Entwicklungsziel
das Landschaftsplan-Entwurfes Dorrnund-Süd abgewichen, Diese Flächen werden
künftig von der Emschergenossenschaft frr die ökologische Umgestaltung des Em-
schersystems benötigt. Im Rahmen der frr die Emscherrenaturierung durchzufthren-
den Planfeststellungsverfahren nach dem WasserhaushaltsgeseE und Landeswasser-
gesetz werden die landschaftspflegerischen Belange entsprechend Berücksichtigung
finden.

Deutsche Telekom AG

Der Planbereich wird von zwei Richtfunkverbindungen der Deutschen Telekom AG
überquert, die durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht beeinträchtigt
werden.

Renaturierung der Emscher

Die Emschergenossenschaft hat eine Vorplanung zur ökologischen Umgestaltung des
Emschersystems im Bereich des Oberlaufes der Emscher erarbeitet und fordert die
Beräcksichtigung dieser Planung im Bebauungsplan Ap 201 - Ortskern Aplerbeck.
Sie wird zu einem späteren Zeitpunkt für die zu renaturierende Emscher ein Planfest-
stellungsverfahren nach dem Wasserhaushaltsgesetz und für die geplanten Anlagen
zur.Regen- und Schmutzwasserbehandlung sowie den Anlagen zu deren Ableitung
nach dem Laldeswassergesetz durchführen

Für die genossenschaftlichen Abwasserkanäle werden in dein Bereichen der Gemein-
bedarfsflächen - katholisches Kirchenzentrum, Schule und Hallenbad -, sowie im Be-
reich der geplanten Verlängerung der Strickerstraße und der 6stlich und westlich an-
schließenden Fuß- und Radwege Flächen festgesetzt, die die Emschergenossenschaft
zu ihren Gunsten mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht (unterirdisch) belasten
kann. Eine entsprechende FIächensicherung für das geplante Abwasserkanalsystem
der Emschergenossenschaft wird ebenfalts im Bereich der öffentlichen Grünanlage -
Parkanlage - des Hauses Rodenberg zwischen dem Aplerbecker Marktplatz und der
Rodenbergstraße vorgenommen.
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Im Bereich dcs Rodenbqgparkes zwischen der Rodenbergstraße und dem Aplerbek-
kcr Marktplatz soll dic heute venohrte Emscher bis an die Köln-Berliner-§traße her-
an geöffnet werden. Auch frr diese Maßnahme erfolgt durch entsprechende Festset-

Iug im Bebauungsplan eine Flächensicherung für das offene Fließgewässer.
Ostlich dcs Aplerbecker Marktplatzes zwischen den Häusern Köln-Berliner-Straße I
und Apterbecker Marktplatz I Iäßt die vorhandene Bebauung lediglich Plae frr die
notwendige Erschließungsanlage der Strickcrstraße und eine Fuß- und Radwegever-
bindung, so doß die Emschcr in diesem Abschnitt in einer Länge von ca. 100 m nach
wie vor verrohrt verlaufen muß. Die Trasse der Emscher ist in diesem Bereich durch
die FestseEung eines Geh-, Fahr-und Leitungsrechtes angunsten der Emschergenos-
senschaft gesichert. Diese Planung, insbesonderc im v. g. Bereich, wurde unter Ab-
wägung aller relevanten Belange mit dcr Emschogenossenschaft abgestimmt.

Die Festsetzung einer Fläche zur Regelung des Wasserabflusses frr die Vorbehalts-
streifen beiderseits der Emscher war nicht möglich, weil Festsetzungen nach § 9 Abs.
I Nr. 16 BauGB nur hcrangezogen werden k6nnen, soweit diese Festsetzungen nicht
nach anderen Vorschriften getroffen werden können. Da ftr Wasserflächen prinzipi-
ell die Planfeststellung nach Wasserhaushaltsgesetz bzw. Landeswassergesetz vorge-
schrieben ist, scheidet eine Festsetzung nach § 9 Abs. I Nr. 16 BauGB im Bebau-
ungsplan aus.

. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt innerhalb der Kontrollzone dcs Ver-
kehrslandcplatzes Dortmund-Wicke de. Innerhalb dieses Raumes werde[ vom Ver-
kehrslandeplatz Dortmund-Wickede aus die Ftugbewegungen überwachi.

Vonangiges Ziel der ökologischen Umgestaltung des Emschersystems ist die weitge-
hende Öffirung des Fließgewässcrs und desscn natumaher Ausbau. Dem wird im Be-
bauungsplan durch entsprechende Flächcnsicherung Rechnung getragor. Nördlich der
Rodenbergstraße wird gemäß § 9 Abs. I Nr. l0 BauGB eine von der Bebauung frei-
zuhaltende Fläche festgesetzt. Sie nimmt sowohl den renaturierten Laufder Emschsr
als auch die Anlagen zur Regen- und Schmutzwasserbehandlung sowie die Anlagen
zu deren Ableitung auf.

Fär den Emscherverlauf selbst hat eine Planfeststellung stattgefunden, so daß der
planfestgestellte Emscherverlauf nach § 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich in den Bebau-
ungsplan übernommen werden kann. Die beiseitig angrenzenden "Vorbehaltsflächen"
frr die Renaturierung wurden als von der Bebauung freizuhaltenden Flächen gemäß

§ 9 Abs. I Nr. l0 BauCB mit der Zweckbestimmung - Renaturierte Emscher -, - Aa-
lagen zur Regen- und Schmutzwasserbehandlung sowie deren Ableitung - festgesetzt.

Die konkrete Ausgestaltung selbst wird im Rahmen einer späteren Planfeststellung
vorgenommen.

Flugsicherung
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ll. Baugrundverhältnlsse

ll.1 AllgemeineBaugrundverhlltnlsse

Der Bebauungsplanbereich ist Teilgcbiet des Naturraumes Hellwegbörde, in der tief-
grändige Lößlehmböden vorhcrrschen.

Der Baugrund besteht überwicgend aus Parabraunerde. Stellenweise haben sich
Gleye, Pseudogleye und Parabraunerde-Pscudogleye entwickelt. Fär die vorgeseh+
nen Nutzungen ist der Baugnrnd ausreichcnd tragfähig.

11,2 BergbaulicheEinwirkungen

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes tiegl im südlichen Teil über dem verliehe-
nen Bergwerkseigentum der Alte Haase Bergwerks-Veri{altungsGmbH. Der nördli-
che Bereich, der ehemals in die Zuständigkeit des Eschweiler Bergwe rksvereins ge-
h6rtc, ist nunmchr im Eigurtum der Ruhrkohlc AG in Essen,

In diesem Bereich liegen westlich und 6stlich der Marsbruchstraße nördlich der Märt-
mannstraße verlassene Schächte in den Grubenfeldern Vereinigte SchäLrbank untl
Charlottenburg. Möglicherweise ist dort oberflächennaher Bergbau umgegangen,
Von der Bergbauverwaltung wird cmpfohlen, vor der Planung von Baumaßnahmen
in den vorbcschricbenen Gebieten beim Landesoberbergamt Nordrhein-Westfalen
eine Grubenbildeinsichtnahme zu beantragen.

Die Schachtanlagen sind eingemessen. Über ihren ehemaligen Tagesöffirungen ist an
der Tagesoberfläche ein Schutzbereich mit einem Radius von 20 m gekennzeichnet,
in dem die abgeworfenen Schächte frr die Beobachtung, Ausgasungssicherung und
Nachverfilllung zugänglich zu belassen sind.

Weiträumig um die Schachtanlagcn wurdcn dic Flächen im Bebauungsplan gekenn-
zeichnet, unter denen Bergbau stattgefunden hat und bei deren Bebauung besondere
Vorkehrungen oder besondere bauliche Sicherungsmaßnahmen erforderlich sind.

Im Bebauungsplan wird auf die verlassenen Schachtanlagen in Textform
hingewiesen.
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12. Denkmalollese

l2.l Baudenkmalpllege

Im Hinblick auf die Ablesbarkcit historischer Strukturen des Ortskcmes Aplerbeck
und den sie prägendcn Baudenkmälem korffnt der "erhaltenswerten Bausubstanz"
eine stadtraumbcstimmende, maßstabsstätzende Wirkung und deshalb eine städtebau-
liche Bedeutung zu. Das gilt für historische Bauten, die allein oder als Ensemble dä
Orts-, Straßen- oder Platzbild prägen und bei deren Verlust eine einschneidende, ne-
gative Veränderung der Gebietscharaltere zu befrrchten ist.

Im Unterschied zu Baudcnkmälern und baulichen Anlagen in der engeren Umgebung
vbn Baudenkmälcm unterlicgt die "erhaltenswerte Bausubstanz" keinen Beschrän-
kungen sowie Forderungcn durch das DenkmalschutzgeseE Nordrhein-Westfalen.

Ihre Sicherung kann durch Satzung gemäß § 172 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 BauGB in
Verbindung mit § 174 BauGB erfolgen. Auf dieser Grundlage werden zum Schutz
der erhaltenswerten Bausubstanz "Erhaltungsbereiche" im Bebauungsplan festgesetzt.
Durch die Satzung kann dic Genehmigung frr den Abbruch, den Umbau oder die An-
derung erhaltenswerter baulicher Anlagen, die das Ortsbild prägen und von städte-
baulicher sowie geschichtlicher Bedeutung sind, versagt werden.

Erhaltenswerte Bausubstanz prägt insbesondere in den Bereichen Schi,iruferstraße,
Aplerbecker Markplatz, Marsbruchstraße, Köln-Berliner-Straße, Ruinenstraße und
Märfrnannstraße das Ortsbild des

Bodendenkmalpllege

oJ**"* Ortskernes.

12.2

Für die Geschichte und Entwicklung Aplerbecks von besonderer Bedeutung ist der
ehemalige Adelsitz - Haus Rodenberg - im Bereich zwischen der Rodenbergshaße im
Norden und dem Aplerbecker Markplatz im Süden.

Bei Renovierungsarbeiten wurden hier injüngster Zeit erneut umfangreiche Boden-
funde gemacht. Darüber hinaus ist mit weiteren Bodenfunden zu rechnen, die von
besonderer kultureller Bedeutung frr die geschichtliche Enwicklung Aplerbecks
sind.

Dic naih dem Denkmalschutzgesetz Nor&hein-Westfalen unter Schutz gestellten Ge- 
'

bäude und Anlagen, wie beispielsweise das Rathaus (Bezirksverwaltungsstelle), das

Haus Rodenberg mit dcn chemaligen Wirtschaftsgebäuden an der Rodenbergstraße,
die Georgskirche an der,Ruinenstraße/Schweizer Allee, die evangelische Kirche
n6rdlich der Märtniannstraße und das ehemalige Pastoratsgebäudc Köln-Berliner-
Snäße Haus Nr. 50 sind gernäß § 9 Abs. 6 BauGB im Bebäuungsplan als Baudenk-
mäler gekennzeichnet und durch die Festsetzung von Baulinien in ihrem Besund
gesichert.



88

Der Schutzbereich des bekanntä Bodendcnkmals wird gcnräß § 9 Abs. 6 BauGB
nachrichtlich in den Bebauungsplan übemommen und mit dem i{inweis verschen,
daß Baumaßnahmen im o. g. Bueich der Gemeinde als untere Denhalbehörde und/
oder dem Wcstfälischen Museum frr Archäologie,/Amt für Bodendenlmalpflege vier
Wochen vor Baubcginn schriftlich anzuzcigen sind.

Vor der Durchfrhnrng von Baumaßnahmen ist die Ausgrabung des Bodendenlorals
unabdingbare Voraussetzung. Die Kosten der Ausgrabung muß der Antragsteller
tragen.

Sowohl der Ausbau der Rodenbergstraße als geplante Ortsumgehung als auch die
Maßnahmen zur ökologischen Umgestaltung der Emscher im Bereich des Roden-
bergparkes greifen in das Bodendenkmal "Haus Rodenberg', ein. Vom Ausbau der
Rodenbergstraßc sind die bishcr nicht zerstörte,n Zugangsbereiche zur mittelaltcrli-
chen Burg und zum neuzeitlichen Herrcnhaus sowie der Nordrand der Gräfteanlagc
und des Teiches betroffen und werden aller Voraussicht nach durch die Staßenbauar-
beiten stark in Mitleidenschaft gezogen.

Bekannt ist auch das Bodendenkmal im Bereich der ev, Kirche St. Georg auf dcm
Grundstäck Schweizer Allce 3 im historischen Teil des ehemaligen Ostendorfes in
Aplerbeck. Dieses Bodendenkmal ist bisher noch nicht unter SchuE gestell! §o daß '
eine Sicherung dcs Bodendenkmals - Georgskirche - durch eine nachrichtliche über-
nahme in den Bebauungsplan nicht möglich ist.

Im Plangebict können über dib bckannten Bodendenkmäler hinaus weitere Boden-
denkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Bodenfunde, d. h. Mauern, alte Grä-
ben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bo-
denbeschaffcnheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und/oder
pflanzlichen Lebbns aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung
von Bodendenkmälem ist der Gemeinde als Untere Denkmalbehörde (Tel.: 0231/50 -
2 42 92, Fax: 0231/50 - 2 57 88) und/oder dem Westf?ilischen Museum frr Archäolo-
gie/Amt frr Bodendenkmalpflege, Außenstelle Olpe (Tel.-Nr. OZ76lfiZ 61, Fax:
027 61124 66) unverzäglich anzuzeigen.

Die Entdeckungsstätte ist mindestens &ei Werktage in unverändertem Zustand zu er-
halten (§§ l5 und I6 Denkmalschutzgesetz Nordrhein-Westfalen), falls diese nicht
vorher von den Denkmalbehörden freigegeben wird. Der Landschaftsverband West-
falen-Lippe ist berechtigt, das Bodendenl«nal zu bergen, auszuwerten und ftjr wissen-
schaftliche Erforschung bis zu 6 Monaten in Besitz zu nehmen (§ l6 Abs. 4 DSchG
NW). Auf diese Verpflichtung wird im Bebauungsplan in Textform hingewiesen.

t3. BodenordnendeMaßnehmen

Für die Realisierung des Bebauungsplanes müssur von der Gemeinde Grundstäcke
erworben werden, die möglichst auf freiwilliger Basis den vorgesehenen Nutzungen
zugefrhrt werden sollen. Anderenfalls ist nach dern 1, Kapitel, 4. Teil - Bodenord-
nung - und 5 Teil - Enteignung - des BaugeseEbuches zu verfahren.
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Die Gemeinde benötigt z. B. Flächen zur Realisierung geplanter Straßen und btraßen-
verbreiterungen sowie Flächen frr eingriffsregelnde Maßriahmen im Bereich des

Landschaftsraumes und die öffentliche Gränfläche im innerstädtischen Bereich des

Ortskemes.

Es ist festzustellen, daß die bestchenden Gnrndstäcksverhälürissc im Bereich zwi-
schcn der Märtmannstraße im Norden, der Köln-Berliner-§traße im Süden und der
Marsbruchstraße im Westen die Verwirklichung des Bebauungsplanes in diesem Ge-
biet nicht zulassen. Von der Stadt Dortmund ist daher in eigener Verantwortung die
erforderlicho Umlegung anzuordnen und durchzufriren. Die Umlegung wurde be-
reits vor Rechtskraft des Bebauungsplanes im Rahmen des Beschlusscs zur Offenle-
gung des Bebauungsplan-Entwurfes durch den ltat der Stadt Dorünund angeordnet.
Das Umlegungsverfahren wird durch den Umlegungsbeschluß des Umlegungsaus-
schusses eingeleita.

Im Aplerbecker Ortskem sollen zur Erschließung und Neugestaltung des vorbezeich-
neten Gebietes bebaute und unbebaute Grundstäcke durch Umlegung in där Weise
neugeordnet wcrdcn, daß nach Lage, Form und Größe für die geplanten Nutzungen
zweckmäßig gcstaltete Grundstäcke entstehen.

Für die Betroffenen des Umlegungsgebietds werden die Entschädigung bzw, der Här-
teausgleich im Umlegungsvcrfahren geregelt.

14. Sozlale und sonstige Maßnahmen

Die Realisierung dcs Bcbauungsplancs Ap 201 greift in die Strukturen der vorhande-
nen Grundstücksnutzungen ein und wird sich auf die persönlichen Lebensumstände

der hier wohnenden und arbeitenden Menschen im wirtschaftlichen und sozialen Be-
reich auswirken. Die Grundsätze allgcmeiner Vorstellungen gemäß § 180 Ab§. I
BauGB ftr die zu ergreifenden sozialen Mallnahmen derGemeinde,-um die nachteili-
gen Auswirkungen der Planung möglichst zu vermeiden oder zu mildem, sind durch
Kapitel l, Tcil 5, 2. Abschnitt "Entschädigung" und Kapitel Z,Teil4 "Sozialplan und
Härtcausgleich" des Baugesetzbuchcs vorgegeben.

Danach ist für dic mögliche Entcignung gcmäß Teil V, l. Abschnitt BaugeseEbuoh
durch die Gemeinde dem Betroffenen eine Entschädigung zu leisten. Die Entschädi-
gung wird frr den durch die Enteignung eintretenden Rechtsverlust uad frr andere

' durch die Enteignung einfetenden Vermögensnachteile gewehrt.

Wie bereits in der Darstellung der allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung ange-
sprochen, ist zur Stärkung des zenüalen Versorgungsbereiches im Ortskem Apler-
beck die Verlagerung des Durchgangsverkehrs erforderlich. Zu diesem Zweck ist der
neue Sraßenabschnitt in Verlängerung der Köln-Bcrliner-SEaße zwischen Märt-
mannstraße und Marsbruchshaße geplant. Die Realisienrng dieser Sraße erfordert
den Erwerb von Grundstückstcilflichen von einer Vielzahl .von Gnrndstäckseigentü-
mern. Daräber hinaus hat die v. g Straßenplanung eine städtebauliche Neuordnung

des Gebietes anr Folge.
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Die Entschädigung wird in Geld geleistet und kann auf Antrag des Eigentärners in
geeignetem Ersatzland festgesctzt werdur, wenn er zur Sicherung seiner Berufstätig-
keit und seiner Erwerbs- tätigkeit oder zur Erftllung seiner Aufgaben auf Ersatzland
angewiesen ist.

Daräber hinaus wird die Gsmeinde auf Anhag einen Geldausgleich (Härteausgleich
gemäß Kapitel 2, Teil 4 BaugeseEbuch) insbesondere den Betroffenen gewähren, frr
die die Maßnahmen zur Realisierung des Bebaüungsplanes besondere Härte im wirt-
schaftlichcn und sozialen Bcrcich bcdcuten und eine Ausgleichs- oder Entschädi-
gungsleistung nicht zu gewähren ist. .

Ein Härteausgleich kann dem Antragsteller nicht gewährt werden, wenn er die ihm
aus der Planug erwachsenden wirtschaftlichen Nachteile nicht durch zumutbare
Maßnahmen, insbesondere durch eigene oder fremde Mittel abzuwenden versucht.

Ein Härteausgleich (Celdausgleich) kann Mietern oder Pächtem sowie gekändigten
Vertragsparteien gewährt werden, wenn das Miet- oder Pachtverhältnis mit Rücksicht
auf die Durchfuhrung der geplantcn städtebaulichen Maßnahmen aufgehoben oder
«rteigncl wordcn ist bzw. aufgehoben wird. Härteausgleich kann auch einer Vertrags-
partei gewährt werden, wenn ohne Beendigung des Miet- oder Pachwerhältnisscs die
entsprechenden Räume ganz oder teilweise vorübergehend im Hinblick auf die als-
baldige Dtrchfrhrung städtebaulicher Maßnahmen unbenutzbar sind.

Bereits während des Bebauuungsplanverfahrens wurden Gespräche mit Grundstäcks-
eigentämem und Gewe rbetreibenden sowie den Trägern öffe,ntlicher Belange geführt,
um allgemeine Vorstellungen entwickeln zu können, wie nachteilige Auswirkungen
irn Einzelfall möglichst vermieden odcr gemildert werden können.

Der Fuhrbetrieb.auf der Ostseite der Marsbruchstraße ist aus Gr[inden des Immissi-
onsschutzes mit der benachbarten Wohnbebauung nicht vereinbar und muß ausgela-
gert werden. Für einen neuen Standort können Grundstücke in den Gewerbegebieten
Alt-Schüren-West und Aplerbeck-Ost angeboten werden, die auch frr die Beschäftig-
ten ohne einen Wohnungswechset weiterhin erreichbar sind,

Nachdem der Bebauungsplan seine Rechtskraft erlangt hat, wird gemäß § 180 BauGB
dic Gemeinde mit den von der Realisierung des Planes unmittelbar Behoffenen erör-
tern und Vorstellungen ennrickeln, wie nachteilige Auswirkungen möglichst vermie-
den oder gemitdert werden können. Das Ergebnis dieser Erörterungen und Präfungen
sowie die voraussichtlich in Betracht zu ziehenden Maßnahmen der Gemeinde und
die Möglichkeit ihrer Verwirklichung werden in einem Sozialplan dargestellt.
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15. StidtebaulicheZahlenwerte

Baugebiete

Atlgemeine Wohngebiete (WA)
Mischgebiete (Ml)
Kemgebiete (MK)
Gewerbegebiete (GE)

Summe Baugebiete

Fläche für den Gemeinbedarf

Schulq Hallenbad,Verwaltungsstelle,
sbziale- und kulturclle Zwecke
(Stadt Dortmund)

Kircheizentren (evangelischg katholische,
neuapostolisch)

Summe Gemeinbederfsflächen

Versorgungsllächen

Trafostation, Hauptverteilerstrtion,
Signalschalthaus

Verkehrsflächen

Straßen
Mischverkehrsflächen
Fuß- und Radwegc
Fußgängerzonen

Verkehrsgrün
öffentliche Stellplatzanlagen
private Stellplatzanl age

§umme Verkehrsfläche

I13.600 qm
46.000 qm
93.400 qm
12.000qm

265.000 qm 46;2,%

28.700 qm

32 400 qm

61.100 qm 10,6 yo

.1.000 qm 0,2 o/o

78.100 qm.
7.100 qm
1.300 qm

17.000 qm
800 qm

7.000 qm

4.000 qm

115.300 qm 20,1 o/o
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Gränflächen und Wasserfl nchen

öffentliche Gränfl ächen (einschl,
Kinderspielplätze, Parkanlagen)
private Grünfl ächen (Gartm)
Wasserflächc
Planfcstgcstelltc Flächen frr dic
Emscher sowie Vorbehaltsfl ächen
(von der Bebauung freizuhalten)
Flächen frr Maßnahmen zum Schutz,
zur Pflege und zur Ennvicklung von
Natur und Landschaft

33.600 qm
15.100 qm
7.000 qm

44.700 qm

3 1.000 qm

Summe Grän- und Wasserllichen 131.400 qm 22,9 yo

Gesamtlläche Bebauungsphn-Bereich L00 o/o573.800 qm

16.

Maßnafuüen Cesamtkosten

Kosten

Überschlägig ermittelt: Stand 1994 -.

Anliegefteiträge Kostenan-
teil der
Stadt Dort-
mund

DMDMDMDM

Grunderwerb Iür
Straßen

Grunderwerb für
Ausgleichs- und
Ersatdlächen

Cebäudeentschädigung
und Abbruchkosten

Kanal

Ausbau
Verkehrsflächen

Stadtemeuerungs-
maßnahmen

Ausbau öffentliche
Grihjlächen

920.000,-

150.000,-

3.380.000,--

1.500.000,-

26.700.000,--

3.980.000,-

828.000,-

3.042.000,--

9.300.000,-

92.000,-

t50.000,-

338.000,-

1.s00.000,-

10.700.000,- 6.700.000,-

3.184.000,- 796.000,-

520.000,- 520.000,-

Zuschüsse ,
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Ausbau der Aus-
gleichs- und Ersatz-
flächen

Koslercrslattung
für Schaltschutz-
fenster und Lüfter

Kosten fiir die Ent-
schädigung von Wohr
gIundstticke n

43E.000f

420 000,-

70 000,-

438.000,-

372 000f- 48 000,-

56 000,- 14 000,-

Summe 38 078 000,- '

Dortnund, den 20.02. 1996

er
Städt. Vermesiungsdirektor

13 170 000,-- 14312 000,- t0 596 000,-



ANLAGE I

A._Pllanzenlisteu

B. \ ertliste nach Biotop- und Nutzungstypen

C. Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung

zum

Bebauungsplen Ap 201 - Ortskern Aplerbeck -



A. Pflanzenlisten

Liste Nr. l: Gro0bnume (Endhöhc 20 m)

Acer platanoides
Alnus glutinosa
Betula pendula
Fagus sylvatica
Fraxinus o<celsior

Quercus robur
Tilia cordata
LJlmus carpinifolia

- Spitzahorn
- Schwarzerle

Sandbirke
- Rotbuche
- Gemeine Esche
- Stieleiche
- Winterlinde
- Feldulme

- Feldahorn
- Hainbuche
- Vogelkirsche
- Eberesche

Liste Nr.2: Mittelgroßc Bäume (Endhöhe 20 m)

Acer campestre
Carpinus betulus
Prunus avium
Sorbus aucuparia

Liste Nr, 3 Obstgehölze

Apfel:

Berlepsch
Bohnapfel
Boskoop
Dülmener Rosenapfel
Goldparmäne
Gravensteiner
Klarapfel
Jakob Lebel
Ontario
Westfülischer Güldering

Kirsche:

Hedetfi nger Riesenkirsche
Große Prinzeßkirsche
Große Schwarze Knorpel
Moretlenflur
Schattenmorelle
§chneiders Späte Knorpel
Westfälische Speckbirne



Bime:

Alexander Lucas
Boscs Flaschenbime
Gute Luise
Köstliche von Chameux
WliamsChrist
Tongern
Vereins Dechantsbime

Pflaume:

Czar
Große grüne Reneclode
Hauszwetsche
Nancy Mirabelle
Viktoriapflaume
Wangenheims Frühzwetsche

Nüsse:

Juglans regta - Walnuß



Liste Nr. 4:

Pflauenart

Sträucher/Gchölzc Iür freiwachsende und/oder geschnittene Eecken

als Schnitthecke besonders Wuchshöhe
geeignet schattenverträglich

Acer campestre - Feldahom

Amelanchier
canade,nsis - Felsenbime

Carpinus betulus - Hainbuche

Comus mas - Kornelkirsche

Comus sanguinea
- Roter Hartriegel

Corylus avellana
- Hasel

Crataegus monog5ma
oder oxyacantha
-, Eingriffiger oder
zweigriffiger Weißdom

Euonymus europaeus
- Pfaffenhotchen -

Ilor aquifolium
- Gewöhnliche Htilse

Ligustrum vulgare
- Liguster

Lonicöra rylosteum
- Gemeine Heckenkirsche

Prunus padus
- Traubenkirsche

Rhamnus frangula
- Faulbaum

xx

xx

x

m
I

Ibis

bis 15 m

bis 20 m

bis 8m

bis 4m

bis 6m

bis 7m

bis 6m

bis l0 m

bis 5m

bis 5m

bis l0 m

bis 6m

x

x

x

x

x

x bis 5m

Prunus spinosa - Schlehe



Pflanzenart als Schnitthecke
geeignet

besonders
schattenverträglich

Wuchshöhe

Rosa canina - Hundsrose

Rosa rubiginosa - Apfelrose

Rubus idaeus - Himbeere

Rubus fnrticosus
- Echte Brombeere

Salix alba - Silberweide

Salix caprea - Salweide

Salix cinerea - Grauweide

Sambucus nigra
- Schwarzer Holunder

Vibumum opulus
-Wasserschneeball

x

bis 3m

bis 3m

bis l,5m

bis 1,5 m

bis 20 m

bis 6m

bis 5m

bis 7m

bis 4m

x

x



Pflanzenliste 5: Kletterpllanzcn

Für sonnige Standorte:

Campsis radicans
Jasminum nudiflorum
Kletterrosert
Spalierobst
Vitis vinifera
Wisteria sinensis

- Trompetenschlinge
- Winter-Jasmin

- Echter Wein
- Blauregen

- Efeu

Für sonniee bis halbschattige Standorte:

fuistolochiamacrohylla -Pfeifenwinde
Celastrus orbiculatus - Baumwürger
Clematis vitalba u.a. spec. - Waldrebe
Humulus lupulus - Hopfen
Hydrangea petiolaris - Kletterhortensie
Lonicera caprifolium - Echtes Geißblatt
Lonicera periclymenum - Geißblatt
Parthenocissus quinquefolia

"Engelmannii" - Wilder Wein
Parthenocissus tricuspidata
"Veitchii" - Selbstklimmender Wilder Wein
Polygonum aubertii - Schlingknöterich

Für schattige Standorte:

Hedera helix



B. Wertliste nach Biotoo- und NutzungstFen
(Kreis Unna - Umweltamt/Unterste Landschaft sbehörde)
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Bruch- und Auewälder
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Ufer

Einzelbäume, nicht heim. u. standortger.

öL

34

39
40
41

4J'T.4

WEdäEtor



C, Einqriffs-/Aussleichsbilanz

1. @!8

0- l0m
l0- 25m
25 - 50m
50-100m

100 - 150 m

Die Systematik der Bilanz stellt sich wie folgt dar:

Ftlr die in Anspruch genommenen Flächen werden die Flächengrößen (§
sowie der ökologische Wertfaktor (W"), der in Anlehnung an die Wertliste
B erfolgt, miteinander zu einem ökologischen Gesamtwert (G) multipli-
ziert. Die Summe der ökologischen Gesamtwerte muß mit der Summe der
ökologischen Wertsteigerung auf der Kompensationsfl äche übereinstim-
men bzw. darfnicht geringer sein.

Trotz der ökologischen Aufuertung der geplanten Parkanlage zwischen
Marsbruchstraße und Märtmannstraße erfolgt eine erhebliche Beeinträch-
tigung dieses Freiraumareals durch den Bau der Nordumgehung.

Der entstehende Zeischneidungseffekt sowie die Beeinträchtigung des
Freiraumes sind als erhebticher Eingriffzu werten und müssen dement-
sprechend in die Eingriffs-/Ausgleichsbilanz mit einbezogen werden.

Die anrechenbare Beeinträchtigungsintensität der Straße und seines Sei-
tensraumes hat eincn Wirkungsgrad von bis zu 150 qm.

Beeinträchtiqter Bereich Einsriffsbeurteiluns: Einsriffsfaktor
(prozentual entsprechend anzurechnen)

Baukörper

Seitenraum

l00%o F = 1,0

Nach ADAM et al. ( 1986):"Bewertungsgrundlagen für Kompensations-
maßnahmen bei Eingriffen in die Landschaft" ergeben sich in Abhfingigkeit
der Entfernung vom Straßenkörper folgende Beeinträchtigungsfa&toren füLr

die Bundesstraße:

TOyo
35%
r5%
7%
5%

F = 0,70
F = 0,35
F = 0,15
F = 0,07
F = 0,05

Diese Berechnung wird nur dort durchgeführt, wo die geplante Nordum-
gehung von den vorhandenen Trassen abweicht und eine vollkommen neue
Zerschneidung und Belastung entsteht.

Die Eingriffs-/Ausgleichsbilanz ist in tabellarischer Form im Anhang zu
dieser Begründung dargelegt.



Im Bereich der Emscher existiert durch die Rodenbergstraße bereits eine
Trennwirkung.

Zuslitdiche Belastungen durch Erhöhung des Verkehrsauftommens kön-
nen mittels dieses Rechenverfahrens nicht berücksichtigt werden.



2. Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung zum Ap 201

lEln!iltfo lnlen Naturhaushatt lowle das O e und
Ländschaftsblld
lndlkslor: Verlust von Blotoptypen

Flächs
(A) ln qm

Wsrtlaktor
(w)

Boolntrüchtgungrlaktot
(n

Ökologllcher G€amtuort
G=(AxWxF)

1. Bau der i,lordumgehung

t.1 Überbauung und Versiegelung des Emscher-
tales

- lnanspruchnahmo 6in€s PappelgehÖlzes mil
randlichan BiotoPen

- leilversiegolle Flilchen (Schotlonasen)

1.2 Freirauminampruchnahme zwischen Märtmann-

s{raße und Marsbruchstraßo

- Verlust einer Obstwiesey'{artens

- lnanspruchnahme eines brachgefallenen
Gartens mit ahsn Baumbestand

- lnanspruchnahme von relativ slrul(urreichen
Hausgärlen

- teifuersiegslte Flächen (Schotl€nasen)

864

180

1.334

1.288

514

1.308

0,8

0,1

0,7

0,8

0,4

0,1

691,2

18,0

933,8

't030,4

205,6

130,8



L Elngdtle ln d€n tl8turftaurhalt sowlC dr! Orßbild. u
.Landschaftsblld
lndlkston Vodsst wn Baotoptypon

Fläche
(A) ln qm

Wortfaklol
(w)

Boolnträchtlgungstakto
(F)

Okologlschor GosamtHen
g=(AxWxF)

.l.3 Zerscfrneilung und Beeinträchtigurqs d6s Fr€i-
raümes zwisch€n Märtmannslraße und Mars-
bruchstraß€

0 - 10 m: Hausgärten
Ötf entliche G'ünfläche

10 - 25 m: Hausgärlen
ÖItentlichs Gdnlläche

25 - 50 m: Hausgänen
Öflentliche G]ünIläche

50 - 100 Ötlenlliche Grilnfläche

100 - 1'50 m Ötlenlliche Gnlnlläche

,180

550

540
850

630
r.533

4.423

2.253

0,4
0,7

0,4
o,7

0,4
o,7

o,7

o,7

o,7
o,7

0,s5
0,35

0,15
0,15

0,07

0,05

134,4
269,5

75,6
208,3

37,8
161,0

216,7

78,9

Ökologlscher Gesamtwert (G 1): 4.192



l. Elngrlfis ln den alurüaushalt sowlo das Orte und
Lrn&chrtlsblld
lndlkator: vedusl Yon BlotoptlDen

Fiäche
(R ln qm

Wort aKor
(w)

Beol nrrächtl gu n gslakto
(F)

Okologbchor Gosamhüort
c = (AxWx D

2. Anlage eln6r lllschvErl(ohrsllächo (Plalz Cidllch dol
t{ordumgehung)

- lnanspruchnahmg sines brachgefallen€n
Gadens mit ahsm Baumbesland 1.770 0,8 1.,t16

Ökotoglscher Ges$ntwen (G 2) 1.416

3. Verbrolrerung der llarsbruchslraBe

- lnanspruchnahme von Haus-
gätten

- teilvsrsiegells Flächen
(SchotterfEchen)

499

365

0,4

0,1

199,6

36,5

Ökologlscher GesamHert (G 3): 236,10

Ökologlsche Gesamtwene (G 1 + G 2 + G 3) 5.844r10



ll.BlotopttponderR@ Fläche
(A) ln qm

Werttaktor
(w)

Boel nträchtl gungslaHd
(F)

Okologlscher Gelamtürn
(G)

1. Aulglolchsll{cho (Bestand)

- Weld+Grünland (intensiv)

- struldunei:he Gärt6n, großt€nl€ils bractrg+
lallen

- Schotlerllächen (Padelatz), tailversiegelte
Flächen

8.136

4.0,1i!

1.385

0,5

0,6

0,1

4.068,0

2.425,8

138,5

Ökotoglscher cesamfirert (G 4) 6trt2,3

2. Ausglolchsfläche (Planung)

- Sukzessions{läche mit vereimellen Gehölz-
pllanzringen

- Wegerlächen aus wassergebundener Weg*
decke

12.06,1

1.500

o,7

0,1

8..144,8

150,0

Ökobglscher Gesamt (c 5) 8594,8



lll. Vorglolch Elngrltt - Ausglelch

1. Anrochonbarsr Ausglslchsrert: G 5 - G 4 = G 6 8.594,8 6.632 = 1.962,5

2. Ökologlsches Detlzlt (G I + G2+G 3)-G6=o 5.844,1 1.962,5 = 3.881,6

3. Boßchnung dor Er3slzlläche
a) Ercatztläche (Bdständ): Acker W6rt al«or: W1=0,3

b) Eßatdlechs (Planung): Sulcessionsf läche
mit Geholzen Werttaktor: W2=0,6

c) WodaMachs (W2 - W 1) = Z 0,6-0,3=0,3

dlErsatzllächeD:z=E 3.88.l,6:0.3 = 1,29 ha
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Birne:

Alexander Lucas
Boscs Flaschenbirne
Gute Luise
Köstliche von Charneux
Williams Christ
Tongern
Vereins Dechantsbirne

Juglans regia - Walnuß

Pflaume:

Czar
Große grüne Reneclode
Hauszwetsche
Nancy Mirabelle
Viktoriapflaume
lilangenheims Frühzwetsche

Nüsse:



Listc Nr. 4:

Pflanzenart

Striuchcr/Gchöhe Iür frciwechrende und/oder gcrchnittcnc Eeclrcn

als Schnitthecke besonders Wuchshöhe
geeignet schattenvertraglich

Acer campestre - Feldahorn x x bis 15 m

Amelanchier
canadensis - Felsenbime bis 8m

Carpinus betulus - Hainbuche

Cornus mas - Kornelkirsche

x x bis 20 m

bis 8m

Cornus sanguinea
- Roter Hartriegel x bis 4m

Corylus avellana
- Hasel bis 6m

Crataegus monogyna
oder oryacantha
- Eingriffiger oder
zweigriffiger Weißdorn x bis 7m

Euonymus europaeus
- Pfaffenhtitchen - bis 6m

Ilex aquifolium
- Gewöhnliche Hülse x bis l0 m

Ligustrum wlgare
- Liguster x x bis 5m

Lonicera rylosteum
- Gemeine Heckenkirsche x bis 5m

Prunus padus
- Traubenkirsche bis l0 m

Prunus spinosa - Schlehe bis 6m

Rhamnus frangula
- Faulbaum x bis 5m



Pflanzenart ds Schnitthecke
geeignet

besonders
schattenverträglich

Wuchshöhe

Rosa canina - Hundsrose

Rosa rubiginosa - Apfelrose

Rubus idaeus - Himbeere

Rubus fruticosus
- Echte Brombeere

Salix alba - Silbenxeide

Salix caprea - Salweide

Salix cinerea - Grauweide

Sambucus nigra
- Schwarzer Holunder

bis 3m

bis 3m

bis 1,5 m

x bis 1,5 m

bis 20 m

bis 6m

bis 5m

x bis 7m

Viburnum opulus
-Wasserschneeball x bis 4m



Pllenzenlistc 5: Klettcr?Ihnzen

Für sonnige Standorte:

Für sonnige bis halbschattige Standorte:

Campsis radicans
Jasminum nudiflorum
Kletterrosen
Spalierobst
Vitis vinifera
Wisteria sinensis

Aristolochia macrohylla
Celastrus orbiculatus
Clematis vitalba u.a. spec.
Humulus lupulus
Hydrangea petiolaris
Lonicera caprifolium
Lonicera periclymenum
Parthenocissus quinquefolia
"Engelmannii"
Parthenocissus tricuspidata
"Veitchii"
Polygonum aubertii

Für schattige Standorte:

Hedera helix

- Trompetenschlinge
- Winter-Jasmin

- Echter Wein
- Blauregen

- Pfeifenwinde
- Baumwürger
- Waldrebe
- Hopfen
- Kletterhortensie
- Echtes Geißblatt
- Geißblan

- Wilder Wein

- Selbstklimmender Wilder Wein
- Schlingknöterich

- Efeu



-i

Wertliste nach Biotop- und Nutzungstypen
(Kreis Unna - Umwe ltamt/Unterste Landschaftsbehörde)

oto utzun styp

versre elte Fläche (Asphalt. Beton, engfugi es Pflaster)

rer- un utzgarten, stru turarm
assaden-, Dachbegrünung, übererdene Anlage (2.8. Garage)

Baumschulen, Erwerbsgartenbau, Obstplantagen
lntensivrasen (2. B. Sponanlagen)
Straßenränder, Bankette, Mittelstreifen
naturferne Fließ- und Stillgewässer, befestigte Ufer
private Grünflächen in lndustrie- und Gewerbegebieten

raum a e, amme
cker, intensiv genutzt
leingartenanlage, Friedhofsneua n lag e

Extensivrasen (2.8. in Grün- und Parkanlagen)
kultiviene Mülldeponie
traßenbegleitgrün, Straßenböschr;ngen
ewachsene Feldwege. Waldwege
aturfremde Fließ- u. Stillgew., ausgebaur u. begradigt
adelholz-Sonderkultur

eseatengräben
ausgarten, stru turreic

Brachen < 5 Jahre
Raine ohne Gehölzaufwuchs

lleen, Einzelbäume, Baumgruppen, nicht heim. u. standortger
rivate Grünflächen in Misch'und Wohn ebieten, naturnah gestaltet

e tor

6
7
a

9
10
11

i)
0,2
0,2
0,2
0,2.r')

0,3
0,3
0,3
0,3
0,3
0.3
0,3
0,3

4
4
4
4

0,7
o,7
o,7

0.8
0,8
0,8
0,8

a.)

24

lö

29
30
31

36
31
38

45
46
47

0
0
0
0

Schoner-. Kies-, Sandflächen, sonsrige wassergebundene Decken
e ac nwassersersrege bte esc runge mrt ansc ersrc

Rasen itterstein, Drainpflaster mit V etatron

13
14
15
16
17
18
19
20
21

Acker, enensiü genu-
Grünland, intensiv genutzt
Brachen, zwischen 5-15 Jahren

öff entliche Grünf läche, naturnah gestaltet
Park, Grünanlage, Friedhof, strukturarm

0,5
NE
0,s
0,5
0.5

0,6
0,6

ufforstungen mit heimischen, standortger. Gehölzen
adelwald

treuo ttwrese, ero e rtrgogrsc e

strukturiertgnnHecken, Gebüsche, Feld gehölze.
run an , extensrv genum

Streuobstwiese, ökologische Wertigkeit ll

JJ
34

ukzessionsbrachen, > 15 Jahre

naturnahe Waldränder, gestuft mit Krautsaum
Hohlwege
Laub-Nadel-Mischwald

ec uscen, e e tnertge ze, f etc stru
e UBa men eh mrU n S n do (es ppe n9

Pa rk tG nU na a ftF de oh I t Ur k rt htU cel m t m nge U b taes dBa
illgewässer. mit Ufervegetation
ische Wenigkeit I

na ut f a eh IFI ueß- dn tS
tS et oU b Ist se ko o o
roc enmauern, a te ntrassen, au ege rucassene teln

40
41
42
43

0,9
0,9
0,9

48
49
50

52
E2

54
55

rliche oder unverbaute Fließ- und Stillgewässer
ken- und Halbtrockenrasen

zen. U amU sc a m t u m tas n Ie eong
I UC h nU d eu a d (e

atü
roc

ngefaßte Ouellbereiche

öhlen und Stollen

Röhrichte, Seggenriede
Naß- und Feuchtgrünland

1

1

I

1

1

1
'I

1

B.

0I

0,
0,

1

1

2
3
4--r

Einzelbäume, U

altem



Einqrifft-/A usqlcichsbihnz

l. MilledlB

Seitenraum

Die EingriffsJAusgleichsbilanz ist in tabellarischer Form im Anhang zu

dieser Begründung dargelegt.

Die Systematik der Bilanz stellt sich wie folgt dar:

Fti,r die in Anspruch genommenen Flächen werden die Flächengrößen (A)

sowie der okoiogische Wertfaktor (W), der in Anlehnung an die Wertliste

B erfolgt, miteirürnder zu einem ökologischen Gesamtwert (G) multipli-

a"rt. O]. Surnte der ökologischen Gesamtwerte muß mit der Summe der

ökologischen Wertsteigerung auf der Kompensationsfläche übereinstim-

men bzw. darf nicht geringer sein.

Trotz der ökologischen Aufirertung der geplanten Partanlage zwischen

Marsbruchstraßi und Märtmannstraße erfolgt eine erhebliche Beeinträch-

tigung dieses Freirurmareals durch den Bau der Nordumgehung'

Der entstehende Zerschneidungseffekt sowie die Beeinträchtigung des

Freiraumes sind als erheblicher Eingriff zu werten und müssen dement-

sprechend in die Eingriffs-/Ausgleichsbilanz mit einbezogen werden'

Die anrechenbare Beeintrachtigungsintensität der Straße und seines Sei-

tensraumes hat einen Wirkungsgrad von bis zu 150 qm'

Nach ADAM et al. ( 1986):"Bewertungsgrundlagen für Kompensations- 
.

maßnahmen bei Eingriflen in die Landschaft" ergeben sich in Abhängiekeit

der Entfernung vom straßenkorper folgende Beeinträchtigungsfatiloren für

die Bundesstraße:

BccintrnchtistcrBereich Einsriffsbeurteilunß: Einerilfsfaktor
(prozentual entsprechend anzurechnen)

Baukörper 100 Yo F=1,0

0-
l0-
25-
50-

100 -

l0m
25m
50m

100 m
150 m

70 o/o

3s%
15 Vo

7%
5%

F = 0,70
F = 0,35
F = 0,15
F = 0,07
F = 0,05

Diese Berechnung wird nur dort durchgeführt, wo die geplante Nordum-

gehung von den vorhandenen Trassen abweicht und eine vollkommen neue

Zerschneidung und Belastung urtsteht.

c.



Die EingriffsJAusgleichsbilanz ist in tabellarischer Form im Anhang zu
dieser Begründung dargelegt.

Die Systematik der Bilanz stellt sich wie folgt dar

Für die in Anspruch genommenen Flächen werden die Flächengrößen (A)
sowie der ökologische Wertfaltor (W), der in Anlehnung an die Wertliste
B erfolgt, miteinander zu einem ökologischen Gesamtwert (G) multipli-
lert. Die Summe der ökologischen Gesamtwerte muß mit der Summe der
ökologischen Wertsteigerung aul der Kompensationsfl äche übereinstim-
men bzw. darf nicht geringer sein.

Trotz der ökologischen AufiÄ,ertung der geplanten Parkanlage zwischen
Marsbruchstraße und Märtmannstraße erfolgt eine erhebliche Beeinträch-
tigung dieses Freiraumareals durch den Bau der Nordumgehung.

Der entstehende Zerschneidungseffekt sowie die Beeinträchtigung des
Freiraumes sind als erheblicher Eingriffzu werten und müssen dement-
sprechend in die Eingriffs-/Ausgleichsbilanz mit einbezogen werden.

Die anrechenbare Beeinträchtigungsintensität der Straße und seines Sei-
tensraumes hat einen Wirkungsgrad von bis zu 150 qm.

Nach ADAM et al. ( I 986):"Bewertungsgrundlagen fur Kompensations-
maßnahmen bei Eingriffen in die Landschaft" ergeben sich in Abhlingigkeit
der Entfernung vom Straßenkorper folgende Beeinträchtigungsfalcoren für
die Bundesstraße:

Beeinträchtigter Bereich Eingriffsbeurteilunq: Eingriffsfaktor
(prozentual entsprechend anzurechnen)

l00Yo F = 1,0

Seitenraum

Baukömer

0-
10-
25-
50-

100 -

l0m
25m
50m

100 m
150 m

70%
35%
t5%
7%
5%

F = 0,70
F = 0,35
F = 0,15
F = 0,07
F = 0,05

Diese Berechnung wird nur dort durchgeführt, wo die geplante Nordum-
gehung von den vorhandenen Trassen abweicht und eine vollkomlnen neue
Zerschneidung und Belastung entsteht.

C. Eineriffs-/Auseleichsbilanz

l. Methodik



Im Bereich der Emscher existiert durch die Rodenbergstraße bereits eine
Trennwirkung.

Zusätdiche Belastungen durch Erhöhung des Verkehrsauftommens kön-
nen mittels dieses Rechenverfahrens nicht berücksichtigt werden.
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ll. Blotoplypon der Komponsstlondlächo Flich.
(A) ln qm

WeItfrl(tot
0ro

Beclntrlchtlgune.hldo
(n

O*ologlachar Gaarnmlrr
(G)

l. Aulglelchllächo (Bonsnd)

- W€irecrunland (intensiv)

- struklunsich€ Gärtsn, Orößlonloib bractu€-
lall€n

- Schottoilläch€n (Padglalz), teilve'siegelte
Flächen

8.136

4.0ß

1.385

0,5

0,6

0,1 138,5

Ökologllchor Ge.üüuen (c 4) 6632,3

2. Ausglolchslläche (Planung)

- Sukzessions{läche mit vereimelten Gehölz-
pllanzurUpn

- Wegellächen aus wassergebundener Wege
decke

12.0U 0,7 8.444,8

150,0

Ökobgl3cher Ge!flnt (G 5) 8594,8

1.500 0,,

4.068,0

2.125.8



lll. veolelch Elngdll - Aure lelch

1. Anrrchonblrw Aulglolchtwert: G 5 - G 4 = G 6 8.59.1,8 6.632 = 1.952,5

z Örologllch..Ir.ffdt (G i +G2+G 3)-G6=D 5.844,1 1.962,5 = 3.88r,6

& Baraafrnung dcr Ettrtzflache
a) Ercazlläcfie (Bestand): Ad<er Wertlaktor: Wl=0,3

b) Ersatzlläche (Planurg): Sukzessions{läche
mit Gehölzen Wefifahor: W2=0,6

c) Wertzuwachs (W2 - W 1) = Z 0,6-0,3=0,3

OErcalzllächeD:Z=E 3.881,6 : 0,3 = 1,29 ht



Anlage 2
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BEURTEILUNG

zum

Rebauungsplan Ap 201 - Ortskern Aplerbeck -

H



,

1 Vorbem erkunsy'Aufgebenstellun g

Nach § I Abs. 5 BauGB sind bei dcr Aufstellung von Bauleitplänen u. a. die

allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältrrisse zu

berücksichtigen.

2

Im Bebauungsplan-Cebiet bzw. im Umfeld des Planbereiches sind verschiede-

ne Lärmquellen betrachtct worden, von denen Lärmbelastungen auf das PIan-
gebiet einwirken können; es sind dies Lärmemissionen durch den Straßen-;

Flug- und Schienenverkehr sowie durch gewerbliche NuEungen. Deshalb
wurden die Lärmauswirkungen (SchallimmissioneQ dieser Lärmquellen un-
tersucht, da es Aufgabe der Bauleitplanung ist, die Lärmproblematik innerhalb
der Grenzen des Bebauungsplanes zu lösen.

Weitere Alfgabe dieser Untersuchung war es,

die Prognosegeräuschimmissionen, verursacht durch den Straßen- und
Schienenverkehr, zu bestimmen;

die AnspruchsvorausseEungen zur Anordnung von aktiven oder passi-
ven Schallschutanaßnahmen zu präfen;

Gebäudc und private Freifläohen, an denen die Immissionsgrenzwerte
nach 16. BImSchV überschritten sind, karthographisch darzustellen;

geeignete passive oder aktive Maßnahmen bei Erfrllung der An-
spruchsvoraussetzungen voralschlagen;

aufgrund des Maßnahme n-Kataloges den erforderlichen Kostenauf-
wand zu ermitteln,

Gebietsbeschreibung

Das Untersuchungsgebiet befindet sich in Dorhnuld-Aplerbeck und wird
durch den Bebauungsplan Ap 201 - Ortskem Aplerbeck - abgegrenzt.

Der Untersuchungsbercich erstreckt sich auf den gesamten Bebauungsplan
Ap 201. Besonders wurden die Gebiete untersucht, die eine Mehrbelastung
durch den Verkehrslärm der geplanten Nordumgehung erhalten. Dieses sincl
die Bereiche an dcr Nngofenstraße und an der neu geplanten Trasse zwischen
Rodenbcrgstraße und Köln-Berliner-Straße,

Die Trasse der Stadtbahnlinie U 47 von Westerfilde nach Aplerbeck soll über
die jetzige Endstelle Marsbruchstraße hinaus über den Aplerbecker Marktplatz
bis zur Wittbräucker Staße gefrhrt wcrden, Die neu geplante Endstelle befin-
det sich dann südlich dcr Schüruferstraße.
Die innerstädtische Bebauung entlang des untersuchten Planbereiches ist über-
wiegend als offcne zwei- bzw. dreigeschossige Wohnbebauung einzustufen.
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Beurtellun ssgrün dlr gen

Normen, Richtlinien und Erlasse

In die§er Untersuchung *urden folgende Erlasse, Normen und Richtlinien
berücksichtigt:

Planungserlaß des Landes Nordrhein-Wcstfalen vom 08.07. 1982,

DIN 18005 Teil l, Ausgabc Mai 1987

"schallschutz im Städtebau - Bercchnungsverfahren",

Beiblatt I zur DIN 18005 Teil l, Ausgabe Mai 1987

"Schallschutz im Städtebau - Schalltechnische Oriartierungswerte frr
die städtäbauliche Planung",

Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TALäm) vom
16.07.1968
(Beilage zum Bundesanzeiger Nr. 137 vom 26.07.1968),

VDI 2714, Ausgabe lanuar 1988,

"Schallausbreitung im Freien",

VDI 27 19, Ausgabe August 1987
"Schalldämmung von Fenstern und deren Zusatzeinrichtungen",

1 6. Verordnung zur Durchfthrung des Bunilesimmissionsschutzgeset-
zes "Verkehrslärmschutzverordnung - 16. BImSchV vom 12.06.1990"

Richtlinien zur Erstattung von Aufuendungen für L?irmschutzrnaß-

nahmen an baulichen Anlagen bei Lärmvorsorge und Lärmsanierung
im Bereich von Bundesfernstraßen in der Baulast des Bundes
(WärmSchErstR)
"Allgemeines Rundschreiben Straßenbau Nr. l4l94 vom 02.10.1987"

Entschädigung frr die Beeinträchtigung von Wohngrundstäcken
'ällgemeines Rundschreiben Straßenbau Nr. l6/93 vom 25.05.1993"

Richtlinie frr den Lärmschutz an Straßen - RLS '90 - Ausgabe 1990

Richtlinie zur Berechnung von Schallimmissionen von Schienenwegen
- Schall 03 - Ausgabe 1990.

Für die Beurteilung der Anspruchsvoraussetzungen zur Alordnung und Di-
mensionierung von ahiven bzw. passiven Schallschutzrnaßnahmen nach 16.

BImSchV sind im Neubaubereich der Nordumgehung die Prognoseverkehrs-
daten relevant.

J
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4.

Streßen

Die Geräuschemissionen von §traßen werden durch den Emissionspegel für
die Tag- und Nachtzeit im 25 m Abstand von der Mitte der nächstgelegenen

Richtungsfahrbahn beschricben. Dabci wurden berücksichtigt:

das maßgebende ständliche Verkehrsaufkommen (tags/nachts),

der prozentuale Lkw-Anteil über 2,8 t zulässiges Gesamtgewicht (tags/
nachts),

die zulässige Höchstgeschwindigkeit,

die Straßenoberfläche,

evtl. Steigung von mehr I 5 %,

Boden- und Meteorologiedärnpfing.

Dic in Tabelle I dargestellten durchschnittlichen täglichen Diagnose/?rog-
nose-Vcrkehrsstärken (DTV) sind Erhebungen des Planungsamtes der Stadt
Dortnund. Fär die Präfiuig der Anspruchsvoraussetzungen zur Aaordnung
und Dimensionierung vbn Schallschutzrnaßnahmen ist aufgrund der unter
Punkt 3 getroffenen Aussage (Seiten 3 und 4) keine schalltechnische Gegen-
überstellung der Diagnose-i?ro6iroseverkehrsgeräuschemissionen notwendig.

In Tabelle I nicht aufpführte Straßen sind Anliegastraßen mit einem DTV-
Wert von unter 1.000 Kfztz4 Std. Diese wurden wegen nur geringfrgig aufoe-
tender Verkehrsgeräuschemissionen nicht berechnet.

4.1

Die Abschnine der Schürufcrstraße und Wittbräucker Straße, die von der g+
planten Nordumgehung beroffut sind, haben nach 16. BImSchV keinen An-
spruch auf Lärmsch'rp. Hier ergibt sich keine Erhöhung des Schallpegels
durch eine bauliche Anderung. Die zukünftigen Verkehrsbelastungszahlen lie-
gen unterhalb dcr Verkehrsarialyse. Für den Abschnitt Ringofenshaße südlich
Lehmkuhle und Rodenbergstraße sind die Anspruchsvoraussetzungen zur
Durchfrhrung von Lärmschutzrnaßnahmen im Sinne der 16. BImSchV gege-

ben. Verursacht durch der Bau der geplanten Nordumgehung kommt es zu

einer wesentlichen Andcrung der Verkehrswertä und somit zu eino Erh6hung
der Vcrkehrsgeräuschemissionswerte um mehr äls 3 dB (A).

Verkehrsperäuschem lsslonen
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Tabelle 1: Vcrkehrefrequertierung- Individurlverkehr

Emittent Streckenrbschnilt
I}TV

(wiluh,

Diaguosc
PG/I9

o/o

Prognose 2000
DTV PG/rg

(Khl24hl o/o

Köln-Berliner-
Straße

Marsbruchstra&
Mittmannstraße 25.830 5,74

22.600 5,15

13.600 5,26

25.350 5,72

22.9s0

778 4,85

16.199 3,At

11.282 3,4t

4.554 5,14

12.797 3,88

fi.971

fi.326

9.193 4,09

l1.073 4,10

11.985 4,10

1.883 2,63

1.000 2,00

5.123 3,00

Aplerbecker
Marktplatz

WittbHucker
Straße

Schürufer-
straße

Marsbruch-
straße

Märtmann-
straße

Schmerkotten-
strale

Schürbank-
strdße

Mänmannstraße -
Apleöecker StraSe

Apleöecker Straße -
Viese lerhofsllaße

Schünferstraßc -
Benedihiner StraSe

Apleöecker Marktplatz -
Ringofensra8e

westlich Ringofens{raße

Köln-Berliner-Slräße -
Rodenbergstnße

Rodenbergstraße -
MänmannslraBe

Märt mannstraße -
Schüöankstraße

Schärbanksi?ße -
Gevelsbergstra8e

westlich Aplerbecker
Slraße

7.630 3,50

10.900 3,6t

12.900 3J0

13.000 3,70

4.000 3,00

L000

4.700 3,50

4,63

13. t 80

13.400

5,12

546

4,65

422

2,00
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f,mitteDt SareckeDrbschDitt
DTV

(kf"/24h)

Diagnose
P(r/r9

Prognose 2000
DTV PG/rü

(Kfaluhl Y"

Apleftecker: Käln-Berliner-Straße.
Straße Schltbanksrra&

Schweizer Allee nördlich Canarisstraße

Ruinensraße westlichSchweizerAllee

Lübclerhof-
§traße

Ringofenstreße südlich Rodenbergstrale

Ringofenstraße zwischen Rodenbergstraß€
und Hosbachstraßo

aüischen Hosbachstraße
und khmkuhle

zwischen lrhmkuhle
und Sonnensche ineck

Hosbachslra.ße

Rodenberg-
straße

Nordumgehung

3.000

16.285

3.000 3,00/1,00 5.700 3,00/1,00

2.000 3,00i1,00 4.000 3,00/1,00

r.000

I t.t l0

5.000

3.400

3.000

7.020

5.470

5.93

3,00

3,00

3,00

?§o

2,00/t,00

l,00/-

3,45

L500

800

t7.783

14.519

6,00

100

5,00

3,00

3,54

2,00it,00

1,00/-

3J6

32,4

800

11.227

7.410

4.500
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Signalanlagcn sind an den in Tabelle 2 aufgeführten Verkehrsknoten und Einmündungen zu
berücksichtigen.

Tabelle2: Signälanhgen

Kreuzung/
Elnmändung Prognose

S chüruferstraße - Ringofensuaße

Ringofenstraße - Rodenbergstraße

Rodenbergstraße - Marsbruch straße

Nordumgehung - Köln-Berliner-Straße

K6ln-Berliner-Straße - Marsbruchstraße

Köln-Berliner-Straßc - Aplcrbeckcr Straße

Pegelkorrekturen frr die erhöhte Störwirkung von lichtzcichengeregelten Kreuzun§en und
Einmändungen werden im gegEbenen Fall immissionsortsbezogen hinzugeftgt.

Tabelle 3: Pegelkorrekturen für lichtzelcherigeregelte Kreuzungen und
Einmündungen

x

x

x

x

x

x

Abstand des Immissionsortes yom Schnittpunkt
der nächstbenrchbarten Fahrstreifen

Korrektur
K in dB (A)

bis 40 m

über 40 m bis 70 m

über 70 m bis 100 m

über 100 m

J

1

0
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§ Schlenenverkehr

Das zu untersuchende Plangebiet wird sowohl von der Bundesbahn als auch
von Stadtbahnstrcckcn belastct. Die in nachstehender Tabelle aufgeführten
Verkehrsdatcn dcrjeweiligen Strecken sind Angaben des Planungsamtes der
Stadt Dortmund bzw der Dortmunder Stadnverke AG

Tabelle 4: Gleisfrequentierung. - Öffentlicher Nahverkehr bzw. Güterverkehr

Zttgrtl Scheibenbrearsenenteil

(%t

Z.hl der Züge
TN

Geschwindigkeit

(Kn h)

Zuglänge

(n)

Strdlhahn(rccLe Wesrcrfilde - Anlerbeck (nördlich RodenbergslraBe).

Richtung Westerlilde

U-Bahn 100 92 18

Richtung Aplerbeck

U-Bahn 100 92 t8

50

50

28

28

Gephnte St?dthrhnsrrecke Wesrerfi lde - Anlerheck (südlich Rodenbergstraße)

RicbtuDg Westerfild

U-Bahn 100 92 18 30

Richtung Aplerbeck

U-Bahn 100 92 l8 30

,e

28
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Z,ugrrt Scheibenbremsenrnteil

t%)

Zebl der Züge' Geschwindigkeit

ßtn/b)

Zugläuge

(m)
TN

f)F-Streckenahschnitt llottmrrnd-Ilörde - IInna

Richtutrg Urnr

N20

DG,NG

Richtung Eörde

N

DC,NG

195
,)

100

90

150

700

150

700

,? 100

90

Hinweis:

N - Nahverkehrszug

DC, NG - Durchgangsgüterzug, Nahgüterarg

Bei der Berechnung des Emissionspegels werden beräcksichtigt:

- Fahrzeugart
- Bremsbauart
- Zuglänge
- Zuggeschwindigkeit
- Fahrbahnad
- Bahnübergänge
- Kurven

320



6. IsoDhonenabstrnd bei freier SchrllausbreitunE
,

Für cine allgemeine Übersicht der Lärmsituation wurden unrer Beräcksichti-

lung der vorgegebenor Planungsrichtpegel dic Isophonenabstände (lsophone:
Linie gleicher Lautstärke) ohne den Einfluß lärmmindemder Faktoren erfaßt.

(zwischen Rodenbergstraße
und Hosbachstraßc):

(zwischen Hosbachstralle
und Lehmkuhle):

Schürufershaße

Rodenbergstraße

10

6 rrl1 m (tags/nachts)

5,5 m/6,5 m (tags/nachts)

13m/7 m (tagYnachts)

15 m/21 m (tagVnachts)

Diejeweils ermittelten Abstände sind in der nachfolgenden Tabelle 5 aufge-
fthrt. KreuzungszuschlAge sind in dicser Tabelle nicht berücksichtigt.

Aufgrund der Zusanrmensetzung der Lkw-Anteile sind die Nachtwertisopho-
nen maßgeblich. Die berechneten Tagwertisophonen wurden daher im Isopho-
nenplan L I nicht dargestellt.

Dic Isophonen ftr Gewerbegebiete (65/55 dB (A)) uurden sowohl in den
GE-, als auch MK- und Ml-Gebieten Ringofenstraße, Rodenbergstraße und
Schäruferstraße dargestellt. Wegen ihres großen Formates sind diese Pläne
dieser Untersuchung nicht beigefrgt. Bei begründetem Interesse bestehtje-
doch jederzeit die Möglichkeit, die Lagepläne L I und L 2 beim Stadgla-
nungsamt cinzusehcn.

Für die 65/55 dB (A) - Bereiche westlich Ringofenstraße und n6rdlich Roden-
bergstraße ergebcn sich folgende Isophonenabstände:

Ringofenstraße
(südlich Rodenbergstraße): 14 rn/19 m (tagVnachts)



Tabelle 5:

Emittctrt

Isophonenabstände

Abschnitt Tagwert-Isopbonen-
Abstrnd bei
5s dB (a) 60 dB (A)
(ü) (m)

Nachtwert-Isophonen-
Abstand bei
15 dB (A) s0 dB (A)

(m) (m)

Wittbräucker Straße

Aplerbecker
Marktplatz

Schüluferslraße

Rhgofensnße

Ringofenstralle

Rodenbergstraße

Nordumgehullg

Manbruchstraße

Schürufeßraße -
Benedikl inerstraße
(m. Stadtbahn)
(o. Stadtbahn)

Schainferstraße -
Marsbruchstraße
(m. Stadtbahn)
(o. Stadtbahn)

Aplerbecket ,

Muhplatz -
Ringofensraßc

we$lich
Ringofenstraße

zwischen Rodenberg-
straße und Hosbach-
straße

Köh-Berlire!-Straße -
Rodenbergstnße (nur
Sradtbahn)

66
6l

2l
20

l3
tz

36
JU

104

120
102

44
38

94

188

30 132 50

25 r06

t2

25
24

5

62

56

39

35

45

25

23

28

2923

79

62 40

0,1

Rodenbergstra3e
Mirtmaflnstrale
(m. Stadtbahn)
(0. Stadtbahtr)

46
5l

20
2t

17
96

30
JI,

11

südlichRodenbergstraße 72



EBitteDt Abschnitt

12

Trgrvert-kopbonen-
Abstrnd bei
5s dB(a) 60 dB (Ä)
(ü) (m)

NachtrY€rt-IsophoDen-
Abstrud bei
4SdB(A) s0dB(A)

(m) (m)

Marsbruchstraße Mlrrmannstraße -
Schü:tanksraßo
(m. Stadtbahn)
(o. Stadtbahn)

Schaiöanksnße -
Gewlsbergstraße
(m. Stadtbah)
(o. Stadrbahr)

Schüöankstraße

Schmerkottensl raße

Märtmamstraße

Aplerbecker Straße

\ Köln:Berliner-Stra-ge Marsbruchstraße
Märtmannstra8e l0

Mäflmannstraße -
Aplerbecker Straße

Aplerbecker Straße -
Vieselerhofstraße 5l

Ruinen§raße

28

Läbckerhofslnße t9

Schweizer Allee nördlichCanarisstraße 35

§s

54
23
,,,,

24
23

t0

26

ll0
92

4l
35

lt6
98

43

37
64
59

25

l2

l5

28 ll8

40

t4

ll0

t2

2l 87

l5 45

tz 28

l6 59

20

66

l2

41

JJ

l9

l5

9

4572

e

DB-Strecke
Doflmund - Unna

23

50 1e 85

Köln-Berliner:Stra&i -
Schitbankstraße

westlich Schweizer
Allee

Dortmund-Hörde -
Uffta
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VerkehrsgerEuschim missioner

Die Geräuschimmissionbn im Untersuchungsgebiet wurden für alle relevanten
Immissionsorte berechnet. Die 35 Immissionsorte, bei denen die zulässigen
Grenzwerte überschritten werden, sind im Lageplan L 2 farbig dargestellt. Die
Reflektionen, Luft- und Bodenabtor,ption wurden dabei in das Berechnungs-
verfahren integriert.

Durch Absorption an den Hauswänden kommt es zu einer Minderung der auf-
tretenden Geräusche von I dB (A).

Abschirmungen durch Gebäude oder Böschungskanten wurden entspr+
chend berücksichtlgt.

Gemäß § 3, Anlage I der Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSch\),
sind die Gesamtbeurteilungspegel L, und L 

", 
resultierend aus Straßen- und

Schienenverkehr, auf ganze dB (A) aufzurunden.

Strrßen-Immissionen

Fär die Immissionsberechnung wurde das Teilstück-Verfahren der RLS '90
angewandt.

Dazu wurden Straßenabschnitte mit konstanten, verkehrlichen und näherungs-
weise konstanten baulichen Bedingungen gebildet. Der Einwirkungsbereich
der Straßenabschnitte beträgt zu beiden Seiten vom Immissionsort gesehen 48
r S 

"/(100 
+ S 

") 
U2, bezogen aufden Abstand S 

" 
orthogonal zum nächstge-

legenen Straßenabschnitt.

Schienen-Immissionen

Die Lärmimmissionen vom Schienenverkehr wurden für eine betrachtete
Strecke in Teilstrecken zerlegt, wobei die Punktquellbedingung Beachtung
findet. Die Tcilstücklänge beträgt zwischen 0,01 und 0,50 des Abstandes zwi-
schen dem Mittelpunkt der Teilstrecke und dem Immissionsort,

Die Beurteilungspegel wurden aus dem Emissionspegel und den Pegeldiffe-
renzen aus

der Nchnrirkung der Schallabstrahlung,
dem Abstand,
der Luftabsorption,
der Boden- und Meterologiedämpfung

ermittelt.
Der Bcurteilungspegel an einem Immissionsort ergibt sich aus der energeti-
schen Addition der Teilstäckbcurteilungspegel.

7

7.1

7.2
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Gewerbelärm

Zur Ermittlung der Situation der Gewerbebcriebe im Bereich des Bebauungs-
plancs Ap 201 ist cine immissionsschueplanerische Untersuchung durchge-
fthrt worden, die auch dic Erfassung der Llirüdmmissionen zum Inhalt hatte.
Diese Untersuchung ist dcr Begrändung zum Bebauungsplan wegen ihres Um-
fanges nicht beigefrgt. Sie kann bei Bedarf im Stadtplanungsa.rrt cingesehen
werden. Die Untersuchung kommt abschließend zu dem Ergebnis, daß die
stark differierende Struktur der Cewerbebetiebe in der engen Nachbarschaft
schutzbedürftiger Wohnnutzungen es frr eine i[unissionss-chutzplanerische
Beurteilung dieser Betriebe im Bebauungsplan Ap 201 erforderlich machte,
eine umfangreiche Bestandsauftiahme der Realnutzung durchzuführen. Dabei
warcn alle abwägungsretevanten Gesichtspunkte zu ermitteln. Das war inste-
sondere von Bedeutung, weil einige vorhandene Betriebe überplant werden
sollen, In nur cinem der 5 Untersuchungsbereiche wurden stiidtebauliche Kon-
fliktsituationen vorgefunden, die planerisch zu lösen sind.

Die Befiebsgrundstäckc dcr §peditionsfi rma westlich dcr Marsbruchstraße,
der Kfz-Werkstatt nördlich der Köln-Berliner-Straße und der Druckerei süd-
lich des Sötder Kirchwegcs waren mit den davon ausgehenden Emissionen
hinreichend genau zu untcrsuchen. Fär diese Emittenten lagen aktuelle l?irm-
technische Untersuchungen des Staatlichcn Umweltamtes Hagen zur Auswer-
tung vor. Die Ermittlungen haben zu der Überzeugung geführt, daß lediglich
der §peditionsbetrieb langfristig zu verlagern ist. Weil damit die Belange der
Wirtschaft in besonderem Maße betroffen sind, ist - über die Beräcksichtigung
des Bestandsschutzes hinaus - die wirtschaftliche Zukunft dieses Bctriebes zu
beachten. Das beinhaltet Überlegungen zur Kapazitetserweiterung und Moder-
nisierung, dic die Konkunenzfähigkeit im Markt erhalten.

Der Druckerei und dem Kfz-Betrieb wird mit der Festsetzung von Kerngebiet
in vollem Umlang Rechnung getragen.

Bei beiden Betrieben handelt es sich um nicht wesentlich störende Gewerbe-
betriebe, die in einem MK-Gebiet allgemein zulässig sind.

Suort- und Freizeltllrm

Im Bebauungsplan Ap 201 sind Spielplätze der Kategorien

A - Spielbereich für alle Altersstufen (auch Erwachsene)

B - Bereich vomrgsweise frr schulpflichtige Kinder und

C - Bereich für Kleinkinder und jüngere Schulkinder festgesetzt.

8

9
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Im Hinbtick auf die nahegelegmen Wohnbereiche insbesondere auf die Spiel-
plätze dcr Kategorie A und B bczogen, sind diese in ihrer Ausstatnrng mit
Spielelernenten so aruulcgcn, daß cine Bolzplatznutzung auf den Spielflächen
wegen der damit verbundenen hohen.Lärmbelastung frr die Nachbarschaft
vorhandene und gcplantc Wohnbebauung ausgeschlossen isl

Fluglärm

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Ap 201 liegt ca. +,S lm westlich
des Flughafenbeangspunktes des Verkehrslandeplae Dortnund-Wickede und
ca. 800 m südlich dcr Vcrlängemng der Start- und Landeb4hn, d. h. er liegt
unterhalb des An-/Ablugsektors des vorgerannten Verkehrslandeplatzes, so

daß mit Lärmauswirkungcn zu rechnen ist. In dem vorliegenden fluglärmtech-
nischen Gutachten auf der Basis der Flugverkehrsprogaose des Jahres 2010 ftr
den Flughafen Dortrnund sind die Schutzionen I und 2 (Gesetz zum Schuu
gegen den Fluglärm) sowic die Zonc C cntsprechend Landesentwicklungsplan
IV (Gebiete mit Planungsbeschränkungen zum Schutz gegen den Fluglärm)
ncu berechnet worden. Der Bebauungsplan Ap 201 liegt ca. 2 kn außerhalb

der Zone C (62 - 67 dB (A) äquivalenter Dauerschallpegel). Im Bereich Mars-
bruchstraße ist in Verlängerung der Bahmittellinie (Abflug-/Anflugsetlor) an

einem Punkt die zukänftige Lärmbelastung von 56,9 dB (§ äquivalanter Dau-
erschallpegel ermittelt worden. Die Berechnung'erfol6 auf der Basis der An-
lagc zu § 3 des Gesetzcs zum Schutz gegen den Fluglärm. Fär den mittlcren
Maximalpegcl vrurder. 77,2 dB (A) enechnet, Grundlage frr diese Berechnung
ist die DIN 45463, Teil L Diese Wcrte gelten frr die Zeit von 6.00 Uhr bis
22.00 Uhr, in der Zeit von 22,00 Uhr bis 6.00 Uhr findct keine Flugbetrieb
statt,

Die Fluglärmbelastung schließt die im Bebauungsplan Ap 201 angestrebten

Nutzungen nicht aus. Nach Aussagen der Bezirksregierung Mtinster - zusüin-

dige Luftfahrtbehörde - sind die aufgezeigen Lärmauswirkungen zumutbar.

Es besteht seitens der Bezirksregierung Münster daher keine rechtliche Hand-
habe, gegen die Lärmauswirkungen vorangehen. Es kann jedoch zu kurzzeiti-
gen Beeinträchtigungen durch Einzelschallereignisse kommen (Maximalpe-
gel). Für die Neubebauüng im Plnabereich empfiehlt sich daher, deen Maxi-
malpegel entsprechcnd der DIN 45643 zu ermitteln und für die Innenräume

entsprechendc Schallschutzvorkehrungen aufder Grundlage der DIN 4109 -
Schallschutz im Hochbau - zu treffen. Ein entsprechender Hinweis ist im Be-
bauungsplan enthalten.

Zusammenfassende Schlußbetrachtung und Dorstellung der Lirmschutz-
maßnrhmen

Zusammenfassend ist festzustellen, daß weder der §portlärm noch der
Fluglärm noch der Gewerbelärm konkete Schallschutanaßnahmen erforder-
lich machen. Vielmehr ergibt sich ausschließlich der notwendige Schallschutz
durch den Verkchrslärm. Soweit Gcwerbelärm durch Fahrverkehr erzeugt

wird, wird dies auch unter Verkehrslärm subsumiert.

10.

ll.
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Ausgenommur davon ist die Immissionssituation einer Speditionsfirma, die
cinc Vcrlagerung diescr Firma mit sich bringt. :

l 1.1 Verkehrs[ärm

I l.l.l Belangeebwägung

Nach § 50 dcs Bundesimmis;onssghutzgesetzes sind bei raumbedeutsamen
Planungen und Maßnahmen, die ftr eine bestimmte Nutzung vorgesehenen
Flächen einandet so zuzuordnen, daß schädliche Umwelteinwirkungen auf dic
ausschließlich oder überwiegend dern Wohnen dienenden Gebiete sowie auf
sonstige schutzbedürffige Gebiete soweit wie möglich vermieden werden.

Die innerörtliche Nordumlehung hat im Bereich des Ortskernes Aplerbeck
sowohl die Funktion der Ortsumgehung als auch Erschließungsfunktion.

Die in § 50 Bunde simmissionsschutzgesetz geforderte Trennung von stören-
den und störempfindlichen Nutzungen konnte bei der Planung der Nordumge-
hung nicht weitergehend greifen, da eine Verschiebung der Trasse nach Nor-
den aufgrund des vorhandenen Anschlusses an die Rodenbergstraße technisch

' 
nicht möglich ist.

Im vorliegenden Fall werden durch die geplanten und bestehenden Verkehrs-
wege und Trassen die Oriantierungswerte der DIN 18005 bezäglich der
schutzempfi ndlichen Nutzung in allen Baugebieten überschritten.

Bei der Überschreitung der Orientierungswerte werden Schallschutzrnaßnah,
men erforderlich, es sei denn, die zulässigen Innenschallpegel werden bereits
durch entsprechende Anordnung dcr Grundrisse, d. h. Orientierung der beson-
ders schutzbedürft igcn Aufenthalts- und Schlafräume zur lärmabgewandten
Seite hin bzw. Baukörperanordnung erreicht.

Die Anwendung aktiven Lärmschutzes im Planbereich, d. h. die Errichtung
von Lärmschutzanlagen wie Lärmschutzwall oder -wand entlang der Nordum-
gehung bzw. der Marsbruchsnaße ist städtebaulich so\vie aus Gnlnden der
Wirtschaft lichkeit nicht zu vertreten.

Weder eine in ihrer Höhe realisierbare und vertretbare Schallschuuwand di-
rekt an der StraBe - diese wärde die Erschließung der Grundstäcke verhindern
- noch eine überdimensionierte technisch kaum realisierbare Lärmschutzwand
an den Grundstücksgrenzen dcr Wohnbebauung - diese würde zura Schutz der
Freiräume schon die Traufhöhe der meisteri bestehenden Gebäude in der Höhe
eneichcn - können als aktiver Schallschutz städtebaulich und stadtgestalte-
risch nicht hingenommen werden.
Weil die Hcrstellüng von aktiven Schallschutzanlagen nicht mögtich bzw.
nicht vcrtretbar ist, vcrbleiben also als einzige Maßnahmen zum SchuE vor
dem Verkehrslärm passive Schatlschutzrnaßnahmen, die geeignete Mittel zur
Gewährleistung gesunder Wohn" und Arbeitsverhältnisse sind.
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Durch passiven LärmschuE werden gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse in
8nglm§§riEllir und gceipctor weise gewährleistet.

In den Fällen, in denen ein angemessener SchallschuE nur durch passive
Maßnahmen an den betroffenen Gebäuden erreicht werden kann, sind die in
der Tabelle 6 der VDl-Richtlinie 2719 genannten oberen Anhaltswerte frr In-
nenschallpegel frr die Lärmdämmung von Fenstem zugrundezulegen. Das
Fcnster ist nämlich als das A'rßenbauteil anzusehen, welchcs die geringste
Dämrnwirkung gegen Lärmimmissionen aufiveist.'

Durch textliche Festsetzung wird im Bebauungsplan vorgegeben, daß die Ge-
bäude im Allgemeinen Wohngebiet, Mischgebiet und Gewerbegebiet bei allcn
Neu-, Um- und Erweitcrungsbaut€n mit schallschüeenden Außenbauteilen zu
versehen sind, die die Einhalnrng der Tag- und Nachtwerte gewährleisten. Dia
Festsetzung eines konketen resultierenden Schalldämmaßes der gesamten Au-
ßenfläche eincs Raumes kann nicht getroffen werden, weil vor Rialisierung
von Bauvorhaben, nämlich im Rahmen des Planverfahrens wesentliche Para-
mener auch zur Abschätzung dieses Schalldlimmaßes gerade frr Neu-, Um-
und Erweiterungsbauten nicht bekannt sind. Dazu gehören vor allern die nach
den DIN 2719, Punkt 6,4, genannten Parameter

vom Raum aus gesehcne Cesamtaußenfläche in qm und

äquivalcnte Absorptionsfläche des Raumes in qm (In der Regel ist die
Absorptionsfläche ca, 0,8 x Grundfläche).

Diese beiden Parameter hängen somit von den konkreten Bauabsichten ab und
sind erst bei Konkretisierung derjeweiligen Bauvorhaben erkennbar.

Es könnte für spätere Bauvorhaben ansonsten ein Übermaß entstehen, wenn
z. B. Schallschutzfenster dcr Klassc III oder IV festgesetzt würden, obwohl
die o. g. Parameter bei dem konketen Bauvorhaben eine geringere Schall-
schutzfensterklassc zul ießen.

Ebenso beräcksichtigt die textliche Festsetzung den Tatbestand, daß das
Schalldämmal] der Außcnhaut cines Gebäudes von der zukünftigen Grundriß-
gcstaltung und Baukörperanordnung abhängig ist. Von daher werden nur
schallschützende Außenbautcile gefordert, wenn bei dem konlcreten Bauvorha-
ben die Crundrißgestaltung und Baukörperanordnung so ausgerichtet ist, daß
der geforderte Schallschutz nicht crreicht wird, d. h. der zulässige Innenschall-
pegel überschrinen wird.

Wie oben bereits crwähnt, kann, um ein Übermaß zu vermeiden, die letztend-
tiche Feststellung der konlret erforderlichen Schallschutzrnaßnahmen im Ein-
zelfalt nur im Rahmen dcs Baugenehmigungsverfahrens als Bestandteil der
Bauvorlagen vom Bauherrn/AntragstellJr eibracht werden,

Die Nachweispflicht ergibt sich aus dern Runderlaß vom 24.09.1990 (MBl.
NW S. 1448).
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In den Bebauungsplan wird daher folgende textliche Festsetzung (Ziffer 7)
aufgenommen:

"§ 7 Vorkehrunsen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkunsen
{§ 9 Abs. I Nr. 24 BeuGB}

In dem mit der Ziffer 7 gekennzeichneten Baugebieten sind bei al-
len Neu-, Um- und Erweiterungsbauten aufgrund der Lärmbelastung
des Kfz-Verkehrs, des Schienenverkehrs der Stadtbahn und der Balm-
anlage dcr Dcutschen Balrn AG frr die Gcbäude bauliche und sonstigc
Vorkehnrngen zur Lärmminderung zu heffen, Dabei dürfen Inneir-
schallpegel, wie in der nachfolgenden Tabelle aufgeführt, nicht über-
schritten werden.

Die Tabelle ist nur insoweit anwendbar, als die dort genannten

Raumarten nach den Festsetzungen über die Art der baulichen Nut-
zung zulässig sind:

Raumart Mittelungspegel

I.
t.l

Schlafräume nachts
in Reinen und Allgerneinen Wohngebieten, 30 dB(A)
Krankenhaus- und Kurgebieten
in allen übrigen Gebieten 35 dB(A)

Wohnräume tagsüber
in Reinen und Allgerneinen Wohngebieten, 35 dB(A)
Krankenhaus- und Kurgebieten
in allen übrigen Gebieten 40 dB(A)

Kommunikations- und Ar-beitsräume tagsüber
Unterrichtsräume, ruhebedürftige 40 dB(A)
Einzelbüros, wissenschaftliche Arbeitsräume,
Bibliotheken, Konferenz- und Vorttagsräume,
Arztpraxen, Operationsräume, Kirchen, Aulen
Büros für mehrere Personen 45 dB(A)
Großraumbäros, Gaststätten, 50 dB(A)
Schalterräume, Läden

1.2

)
2.1

77

3.2
J.J

Sofem diese Werte nicht schon durch Grundrißgestaltung und Baukör-
peranordnung eingehalten werden k6nnen, sind schallschützencle Au-
ßenbauteile, wie z. B. Schallschutzfenster (entsprechend der VDI-
Richtlinie 2719), Außenttiren, Dachflächen, Wände etc. zu verwenden.

3.

3.1
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Nach dem Runderlaß vom 24.09.1990 (MBl. Nw S. i448) des nord-
rhein- westfälischen Ministers ftr Bauen und Wohnen betreffenil DIN
4109 - Schallschutz im Hochbau - ist im Rahmen des Baugenehmi-
gungsverfahrens als Besandteil der Bauvorlagen vom Bauherrn/An-
tragstellcr auf den Einzelfall abgcstellt der Nachweis der konlcet erfor-
dcrlichcn Schallschutanaßnahmen zu erbringen.

Bezäglich der Kosten frr SchallschuEfen§ter ist jedoch darauf hinzuweisen,
daß bereits modemc Doppelscheibenfenster, welche die Anfordenurgen der
Wirmeschutsvorordnung erfrllen (dicht sehließende Ralimen und Isolierver-
glasung) cin Schalldämmaß von 30 - 34 dB (A) gewährleisten und damit Fen-
stem der Schallschutzklasse 2 entsprechen, deren Einbau bei Neubauten und
Modernisierungen bereits im bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfahren
aus wärmetcchnischcir Gründen gefordert wird.

11.1,2 Auswirkungen der verkehrlichen Nachuntersuchung aus Januar 1996

Aufgrund der während der Offenlegung vorgetragenen Bedenken und Ame-
gungen hat eine verkehrliche Nachuntersuchung stattgefunden. Die dabei er-
mittelten Verkehrsbelastungszahlen sind der nachfolgenden Tabelle 6 zu
entnehmen.

tt.2 Anspruchvoraussetzungen für eine KostenerstNttung nach der 16. Ver-
ordnung zum Bundesimmissionsschutzgesetz

Durch den Baü oder die wesentliche Anderung von öffentlichen Straßen sowie
von Schienenwegen können Ansprüche auf Erstattung von (passiven) Schall-
schutzrnaßnahmen ausgelöst werden (§ 42 BundesimmissionsschuEge setz -
BImSchG). Entsprechende Regelungen sind in der 16. Verordnung zur
Durchfthrung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (Verkehrslämrschutz-
vcrordnung- 16. BImSchV) vom 12.06.1990 enthaltdn.

Anspruchsvoraussetzungen frr Lärmschutzmaßnahmen liegen danach vor,
wenn

der Ncubau einer Straße oder eines Schienenweges vorliegt

der Beurteilungspegel durch die Ausbaumaßnahme um mindestens

3 dB (A) crhöht wird

,1.

Bei Gcgcnüberstellung der DTV-Werte aus 1994 und 1996 ist festzustellen,
daß im wesentlichen nur gcrin!ftgige Erhöhungcn zu verzeichnen sind, Da
die Orientierungswerte der DIN 18005 ohnehin in allen Baugebieten über-
schritten werden, ergibt sich ftr die "Textliche Festsetzung" zum passiven
Schatlschutz keine Andenng.
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Taboll€ 6: 1996 1994 Dltferenz
Straß€nabschnttl Varlants I Varlante 1

(ow (Kli/24 h) DTv (K424 h)

xöln-Berliner-Strane
zw. Marsbruch- und Märtmannstr. 1776 778 + 998 = 56,2
zwJvtärtmann- und Apleüeck€r Str. 15565 16r 99 - 634 = 4,0

-2w.. Aplerbecker - u. Vieselefiofstr. 13048 11282 + ,1766 
= 13,5

östl. Vieselerhofstr. 13456

Apl€öecksr Uarktplalz 497 4554

wittbräucker straße
zw. Schüruler- u. Ben€dihinerslr. .l2900 12797 + 103 = 0,8
südl. Benediktinerstr. 1il52

Schüruler Straße
afl. Ap. Marldplatz u. Ringolenslr. 12417 11971 + 446 = 3,6
rYestl. Bingorenstr. 11429 11326 - 103 = 0,9

Marsbruchstraße
zw. Köln-Berliner u. Bodenbertostr. 0 0
zw. Rodenberg- u. Märtmannstr. 10232 9193 + 1039 = 10,2
zw. Mädmann- u. Schüibankstr. 11758 11073 + 685 = 5,8
zw. Schürbank- u. Gevelsbergstr. 12359 I 1985 + 374 = 3,0
aff. Gevelsbergstr. u. B 1 1 1045

Märtmannstraße 't523 1383 - 140 = 9,1
Gevelsbergstraße 38i17

Hingolenstraße südl. Rod€nbsrgstr, 17094 I bzöJ + 809 = 4,7
Rodenbergstraße I öb/c 1n83 + 692 = 3,7
Schürbankstraße 5699 5123 + 686 = 12,0
Apleöecker Straße
zw. Köln-Berliner- u. Schürbanlstr. 10867 11227
zw. Schürbank- u. Weiß€-Ewald-Str. 10617
nördl. Wei ße-Ewald-Str. 138/.7

Schwelzer Allee 74 t0
nördl. Canarisstr. 8892
zw. Canaris- u. Schwerter Str. b/JÖ

Vieselerhofstraße 9255
Schlagbaumstraße südl. Canarisstr. 6450
Schwerter Straße/Fuldastraße
zw. Wittbäucker- u. Ap.-Mark-Slr. 10610
zw. Ap.-Mark-Str. u. Schweizer Allee 14766
zw,SchweherA.u. Schlagbaurnstr. 1t296

Nordumgehung 14522 1451S +3=0,02
Südostumgehung
zw. Wittbäuckerslr. u. Schweizer A.
zw. Schweizer A. u. Schlagbaurnslr.
a .Schlagbaurn- u. Köln-B€rlinerstr. 0

B1
zw. B 236 n u. Am Gotlesacker 78665
zw. Am Goftesacker u. Leni-Bomrnel Str.
zw. Lenl-Rommel-Slr. u. Buddenacker 61315

8236n
zw. B 1 u. Am Remb€rg 471S8
zw. Am Remb€rg u. Schürureßtr. 4735S
südl. Schüruterstr. 35&l'l

8.t373

'260=2,4

0
0
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in Allgcmeincn Wohngebieten: 59 dB (A) tags oder 49 dB (A) nachts
in Mischgebieten: 64 dB (A) tags oder 54 dB (A) nachts
in Gewerbegebicten: 69 dB (A) rags oder 59 dB (A) nachts

überschrcitet,

Einc wcsentliche Anderung liegt immer vor, wenn der Verkehrslärm nach
Fertigstellung der Baumaßnahme 70 dB (§ tags oder 60 dB (A) nachts
erreicht.

Passivc Schallschutanaßnahmen sind erst dann erforderlich, wenn bei dcr be-
stehenden baulichen Ausfrhrung außen der signifikante Immissionspegel und
im Innern der bctroffcnin Gebäude ein Schallpegel von 40 dB (A) ügt30 dB
(A) nachts überschritten wird. Im vorliegenden Fall treffen die v. g. Kriterien
auf den Bau der geplanten Nordumgehung bzw. auch auf Teilbereiche der
Marsbruch straße grundsätzlich an.

ll.2.l Anordnung von Lärmscbutzmaßnehmen

die Straße odcr der Schienenweg um eine oder mehrere durchgehende
Fahrstreifen bzw. Gleise baulich crweitert wird u«l der Beurteilungs-
peget die Immissionsgrenzwertc

Nach der 16. Veroidnung zum Bundesimmissionsschutzgesetz und den Richt-
linien zur Erstattung von Aufucndungen frr L?irmschuurnaßnahmen ergeben
sich die Vorausseeungen frr die Kostenerstattung bei der Anordnung von
Schallschuefenstern und Schalldiinrnziffem.

t1.2.2 Ergebnisse

11.2,2.1 Frgehnisse nach dem Stand vom I 5 02 I QQS

Bedingt durch dic örttichen Gegebenheiten uad auf der Grundlage des vorlie-
genden Bebauungsplanes wurde aus städtebaulichen und ästhetischen Ge-
sichtspunkten für den Planbereich ausschließlich passiver Lärmschutz berück-
sichtigt; wo die Anspruchsvoraussetzungen zum Schutz dcr Nachbarschaft yor
schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgeräusche gegeben sind.

Die aus dem Hauptemittenten "Geplante Nordumgehung" resultierenden flä-
chenbezogenen Verkehrsgeräuschimmissionen sind dem Lageplan L I - Isoli-
nien bei freier Schallausbreitung - zu entnehmän.

Die Bemessung des passiven Lärmschutzes frr die in Frage kommenden
Wohngebäude wird nach der VDI 2719 "Schalldämmung von Fenstem und
deren Zusatzeinrichtungen" vorgenofirmen.
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Die Entschädigung frir die Beeinträchtigung von Wohngrundstücken ist in
dem Allgemeinen Rundschreiben Straßenbau Nr. l4/B'l vom OZ.1O.l9g7
geregelt.

11,2,2,2 Frge.hnisse nach Vorliegen der verkehrlichen Nrchuntersuchung_aus_Ianaur
1 096

In dcm Lageptan L 2 sind die Bereiche und Gebäude gekennzeichnet, bei de-
nen die Immissionsgrenzwerte durch eine wesentliche Anderung nach 16.
BImSchV ftir aktiven bzw. passiven Schallschutz überschritten werden, Die
geJrl:nte Behauung blieb hierbei unherücksichrigt_

Für die im Bereich von lichtsignalgesteuerten Knotenpunkten geplalte Bebau-
ung ist passiver Schallschutz in Form von Schallschutzfenstem der Schall-
schutzklasse IIi und für die übrigen Bereiche der Schallschutzklasse II
erforderlich.

Da aufgrund örtlicher Gegebenheiten ein aktiver schallschutz nicht realisiert
werden kann, müssdn Freiflächen, die einer privaten Wohnnutzung unterlie-
gen, entsprechend der Überschreitung der maßgeblichen Immissionsgrenzwer-
te entschädigt werden.

Die unter Ziffer 11.1.2 dargelegte verkehrliche Nachuntersuchung ist auch im
Hinblick auf etwaige Auswirkungen bei der Entschädigung von Grundstäcks_
flächen und Gebäudbn nach der 16. BImSchV überprüft worden. Dabei stellte
sich heraus, daß die im wesentlichen nur geringfügige Zunahme der Verkehrs-
belastung ausschließlich Bereiche betrifft, die bereits nach der ersten Ver-
kehrsuntersuchung die Anspruchsvoraussetzungen nach der 16. BImSchV er-
fülfen. Von daher war eine Korrektur oder Ergänzung der im LageplanL 2
gekennzeichneten Bereiche ünd Cebäude nictrt erforderlich. Auf eine weiter-
gehende Vertiefung der Untersuchung der erhöhten Verkehrsbelastung in
Form der Ermittlung von konkreten db(A)-Werten ist venichtet worden. Zum
einen wären die daraus gegebenenfalls im Einzelfall im Lageplan L 2 darut-
stellenden Veränderungen der zu entschädigenden Grundshicksflächen zeich-
nerisch nicht mehr darstellbar gewesen. Zum anderen ist der konkete Ent-
schädigungsanspruch ohnehin orst nach Realisierung der Nordumgehung gege_
ben und kann naturgemäß erst zu diesem Zeitpunkt im Einzelfall aufdasje-
weilige Grundstück bezogen, ermittelt werden

Für die Nullvariante - ohne Nordumgehung - kann kein Anspruch auf Lärm-
schutz geltend gemacht werden. Anspruch auf Lärmschutz bisteht nur beim
Neubau oder Ausbau eines Verkehrsweges.

Der Nachweis über die erforderlichen Schallschuemaßnahmen ist im Einzel-
fall im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens vom Bauherrn/Anhagsteller
zu erbringen.
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I 1,2.3 Minderungsmaßnrhmetr

t 1.2.3.1 Passive Maßnahmen

Wcgen der örtlichen Gegcbenheiten, d. h. bedingt durch die vorhandene Fen-
stcrsubstanz, kommt nur dort der Einbau von passiven Schallminderungsmaß-
nahmen in Betracht, wo der Immissions$enzwert (IGW) am Gebäude über-
schritten wird.

Bei Einfachfenstem mit Isolierglasscheibe bestehen technische Maßnahmen
zur Verbesserung der Schalldämmung vorhandener Fenster u. a. auch:

im Abdichten des Fensters gegen das Mauerwerk,

im Abdichten der Fensterflügel im Falzbereich,

im Ersetzen von dünnen Verglasungen durch dickere, sofern dies der
vorhanden Rahmen zuläßt.

Bei der Erminlung der Kosten für Schallschutznaßnahmen lrurde von folgen-
den Quadratmeterpreisen ausgegangen:

Maßnahme Quadratmeterpreis

Scheibenaustausch
SSK 2
SSK 3, SSK 4

300,- Dlvl/qm
600,- DIWqm
800,-- DM/qm

Diese Preise cnthalten die Kosten für Ausbau und Abtransport der alten Fen-
ster sowie den Einbau der neuen Fenster (einschließlich aller Nebenarbeiten
wie Abdichten etc.). Die Anordnung von Schalldämmlüftem in Schlafräumen
wird pauschal bei l/5 aller passiv zu schützenden Fenster überschläglich
crforderlich.
Dabei wird ein Prcis von 900,- DM/Lüfter zugrunde gelegt.

Die Innenpegel, die bei der Dimensionierung neuer Fenster zugrunde gele6
wcrden, sind um 5 dB (A) geringer als die Innenpegel, bei denen die An-
spruchsvoraussetzungen zur Durchfrhrung von Lärmschutanaßnahmen erfüllt
sind. Daher sind neue LärmschuEfenster nur dann erforderlich, wenn die def-
zeit vorhandenen Fenster mindestens um eine Schallschutzklasse schlechter
sind als die erforderlichen Fenster.
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11.2.3,2 ZusammenstellrrnpderKosten

Passive Maßnahmen

Fenster

Lüfter

§umme prsslver §chellrchutz-
mrßnrhmen

Kosten frr die Entschädigung von
Wohngrundstticken

zu erwartende Gesamtkosten

ca. 384.000,- DM

ca. 36.000,- DM

ca" 420.000,- DM

ca. 70.000,- DM

490.000,- DM

Der Eigenantcil der Stadt Dorunund beträgt 20 % der Gesamtkosten, \i/ohin-
gegcn der Anteil des Landcs Nordrhein-Westfalen nach den Vorschriften des
Gemcindeverkehrsfi nanzierungsgesetzes 80 % betrAg.

11.2.4 GeltendmrchungderA.nspruchsvorlussetzungen

Betrbffene Grundstäckseigentämer (siehe Lageplan 2) können ihren Anspruch
auf passive Lärmschutznaß.nahmen (Schallschutzfenster) ium gegebenen
Zeitpunkt beim Tiefbauamt der Stadt Dorrmund geltend machen. bieses Amt
präft konket, ob die Anspruchsvoraussetzungcn erffillt werden und ggf. ob
und in welcher Höhc Kostenerstattungcn in Betracht kommen, Ein entspre-
chendcr Hinweis ist im Bebauungsplan enthalten.
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